


Recht und Recht ist zweierlei 

Am 10.' Februar 1992 ging ein Brief 
der Staatsanwaltschaft b eim Land­
gericht Berlin in der Lichtblick­
Redaktion ein, der mit Datum vom 
31. Januar 1992 die Strafanzeige, die 
der verantwortliche Redakteur des 
Lichtblicks am 20. Oktober 1991 
erstattet hatte . einstellte: 

"Sie haben angezeigt, die Redak­
tionsräume seien am 18. Oktober 1991 
von Kriminalpolizeibeamten und von 
Justizvollzugsbeamten in 'rechtswidri­
ger Form' durchsucht worden. In 
Ihrer zeugenschaftliehen Vernehmung 
am 6. Januar 1992 modifizieren Sie 
die Anzeige dahin, daß Sie nicht die 
Durchsuchung an sich, sondern ledig-

lieh die Art und Weise bzw. die Form 
der Durchsuchung beanstanden." 

Die Staatsanwaltschaft war der 
Meinung, daß die Durchsuchung am 
18. Oktober 1991 weder in tatsächli­
cher noch in rechtlicher Hinsicht zu 
beanstanden gewesen ist. Rechtsgrund­
lage der Durchsuchung war ein Be­
schluß des Amtsgerichts Tiergarten, 
der sich gegen ein Redaktionsmitglied 
richtete und a uch eine Anordnung 
des Anstaltsleiters gemäß § 84 Straf­
vollzugsgesetz. Wunderbar, daß die 
Redaktion durch die Staatsanwalt­
schaft erfahren hat, daß eine Anord­
nung zur Durchsuchung vom Anstalts­
leiter vorlag. Bisher hatte er das ja 
immer bestritten bzw. auch nie dem 
verantwortlichen Redakteur eröffne t . 

Man hat l eider gegen eine solche 
Einst ellung wenig Möglichkeiten. Ein 
Klageerzwingungsverfahren ist völlig 
a ussichtslos, wie uns unser Rechts­
anwalt auf Anfrage mitteilte. Wenn 
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ich mir vorstelle, daß beim SPIEGEL 
oder beim STERN oder bei irgendeiner 
Tageszeitung eine solche Durch­
suchung stattgefunden hätte, ohne 
daß ein Redaktionsmitglied in den 
Räumen anwesend ist, die Presse 
hätte Zeter und Mordio geschrien. 

Inzwischen gilt das Pressegesetz des 
Landes Berlin auch für die Reda.l<­
tionsgemeinschaft des Lichtblicks, 
denn verantwortlicher Redakteur 
einer Gefangenenzeitung kann sein, 
wer zu einer Strafe von über neun 
Monaten verurteilt worden ist. 

Recht und Recht ist zweierlei. \'lie 
heißt es doch: Die Kleinen schlägt 
man, die Großen hofiert . man. Wir 
sind wie immer am kürzeren Hebel ... 
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in der Diskussion über di~zunehmende Drogenproblema­
tik und das Beschreiten neuer Wege in der Drogenpoli­
tik hat erstmalig ein Gericht das Recht auf Rausch 
verteidigt. Eine Strafkammer des Landgerichts Lübeck 
hat sich an das Bundesverfassungsgericht gewandt, 
weil es die strafrechtliche Verfolgung von Haschisch­
konsumenten für verfassungswidrig hält. Die straf­
rechtlichen Bestimmungen verletzen nach Meinung der 
Lübecker Kammer gleich drei Grundsätze: den Gleich­
hei tsgrundsatz, das Grundrecht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit und die Verpflichtung des Staates, 
die Gesundheit der Bürger zu schützen. 

Nach den Erkenntnissen des Landgerichts Lübeck ist 
der Konsum von Alkohol und Nikotin wesentlich gefähr­
licher als der von Cannabisprodukten. Das belegt auch 
die Anzahl der Alkohol toten in Deutschland, die für 
1991 auf 60. 000 geschätzt werden. Hinzu kommen noch 
z. B. die tödlichen Verkehrsunfälle, bei denen i n 
rund 50 % der Fälle Alkohol im Spiel gewesen i st wie 
auch Gewalt in der Ehe, gegenüber Kindern oft als 
Folge übermäßigen Alkoholkonsums. 

Für die Lübecker Kammer gehört der Rausch zu den 
Grundbedürfnissen des Menschen , genauso wie Essen, 
Trinken und Sex, und sie sieht dieses 11Recht auf 
Rausch" durch das Grundgesetz geschützt. Nur aus 
Gründen des Allgemeinwohls wäre eine Einschränkung 
berechtigt . Das geltende Strafrecht ist hierfür 
allerdings als ungeei gnet anzusehen, weil es den 
genußsüchtigen Bürger in di e mi ßliche Lage bringt, 
legal und gefährdeter oder illegal , dafür unbedenk­
licher sich zu berauschen. Man darf darauf gespannt 
sein, ob die Richter des Bundesverfassungsgerichts in 
Kar lsruhe den Ausführungen der Lübecker Kammer 
folgen . 

In der SPD mehren sich die Stimmen für eine Freigabe 
von Drogen. Vor einigen Monaten hatte schon der 
Hamburger Bürgermeister ei nen entsprechenden Vorstoß 
gewagt . Das Drogenproblem ist in den Konsumentenländern 
anzupacken. Der SPD- Innenpolitiker Penner schließt 
sogar nicht aus, "harte Drogen" freizugeben. Die SPD­
Parteizeitung '1Vorwärts" wi dmete in ihrer Februar­
Ausgabe der Freigabe- Diskussi on das Titelthema. Bei 
aller Diskussion um dieses Thema sollte jedoch kei­
nesfalls außer acht gelassen werden, daß es grund­
sätzlich darum geht, der Illegalität den Boden zu 
entziehen und vor allem muß es Hilfe statt Strafe 
heißen . 

Die Rückseite des Titelblatts ziert eine Original­
grafik von Klaus Staeck, erschienen in der Edition 
Staeck in Heidelberg . Die nächste Ausgabe des Licht­
blicks soll Mitte Mai erscheinen . 
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Das Landgectcht Lübeck hat das Bun­
desverfassunqsgericht anqerufen, weil 
es in einem Fall jemanden nicht ver­
urteilen wollte, der wegen Haschisch­
verbrauch angeklagt wurde, weil, so 
das Landgericht LUbeck, jeder ein 
Recht auf Rausch habe. Alkohol ist 
ein Rauschmittel, das der Staat mit 
hohen Steuern belegt und das ent­
schiedenennaßen sehr viel mehr Men­
schen im Jahr tötet als z. 8. Heroin. 
Amerika hatte in den 20er Jahren 
eine Prohibition, und damals wurde 
ein riesiqer Schwarzhandel mit Alko­
hol betrieben. Obwohl Alkohol ver­
boten war, wurde er dennoch kon­
sumiert. Der einzige Erfolg dieser 
Anti-Alkohol-l(ampagne der amerika­
nischen Regierung bestand darin, daß 

o die Preise für Alkohol in schwindel­
erregende Höhen stiegen. 

• ~"<i.chcn hat •ich nicht nur bei 
Außenseitern eine große Lobby dafür 

' gebildet, die für die Freigabe von 
Drogen sind. l(onsum von Drogen ist 
ja seit je her nicht bestraft worden, 
sondern einzig der Besitz und der 
Handel damit werden bestraft. 
Sicherlich werden jetzt viele unserer ' 
Leser sagen. um Hinunels willen. 
Drogen ist ja ein Thema, man kan:1 1 

es nicht mehr hören. Der Lichtblick 
hat laut Statut die Aufgabe, über 
den Strafvollzug zu berichten und 
natürlich auch die Stellen im Straf­
vollzug aufzuzeigen, wo etwas nicht 
ctchtig läuft. Deswegen wollen wir 
unsere Leser diesmal wieder mit dem 
Drogenthema konfrontieren. 



lm November des vorigen 
starb ein Gefangener an einer Über­
dosis Heroin. Bis zum heutigen Tage 
ist dieser Fall nicht aufgeklärt. Et­
liche Ungereimtheiten gaben vielen 

• Leuten Anlaß zu der Vennutung, daß 
bei dem Tod des Christian \'/ . nicht 
alles mit rechten Dingen zugegangen 
ist . Christian ha tt e im Knast seiner 
Mutter einen Brief geschrieben, 
jedoch nicht abgeschickt. Er wurde 
bei der Übergabe der Sachen an die 
Mutter mit überreicht . Dieser Brief 
liegt uns vor. Nachstehend sind 
einige Auszüge dar aus veröffentlicht, 
damit sich der Lese r selbst ein Bild 
machen kann: 

Heroin baut nicht nur Hemmschwellen 
ab und driickt Komplexe und Pro­
bleme beiseite, sondern gibt den 
Leuten auch psychische Kraft und 
Selbstvertrauen. Die Leute (Fixer und 
auch Junkies genannt) sind völlig 
verändert, sind gelöst, lustig unQ 
bequem (gerade durch diese Bequem­
lichkeit wird seitens der Anstalt der 
Handel hier zwar nicht direkt ge­
fördert, aber mit Wohlwollen ge­
duldet! - Wenn die Leute "zu" sind 
herrscht Ruhe, keiner hat Lust 
irgendwelche Dummheiten zu machen) 
und die meisten können sich nur 
noch irgendvie, sei es verbal oder 
sonstwie, in Gruppen oder auch 
alleine, andern gegenüber einbringen. 

Diese Menschen sind krank, gehören 
absolut nic ht in den Knast. Klar 
haben die Junkies Diebstähle, Ein­
brüche, Raubüber.fälle usw. gemacht, 
aber doch nicht aus Spaß an der 
Freud, sondern einzig und allein, wn 
ihre Sucht zu finanzieren. lm Durch- ~ 

schnitt braucht ein Fixer draußen 2 
bis 3 g am Tag {manche sind sogar 
so hoch dosiert, daß sie am Tag un­
vorstellbare 8 bis 10 g brauchen), 
wn sic h halbwegs "normal" zu fühlen. 
Du kannst Dir leicht ausrechnen, was 
ein Junkie an Kohle braucht, wenn 
ein Gremm derzeit 120 bis 200 
D-Mark kostet (hier mache i.ch etwa 
500 Mark aus einem Gramm). Ein 
Junkie, der fünf Jahre drauf ist, 
hätte sich mit dem Geld, was er ver­
spritzt, locker ein Haus kaufen 
können und könnte ohne weiteres von 
seinen Zinsen leben, aber hat's einen 
erst mal erwischt, dann lebt bzw. 
vegetiert er nur noch dahin und 
dafür, den nächsten Schuß zu 
besorgen. flir absolut nicht s anderes· 
ist mehr Zeit vorhanden. 

habe ich immer gedacht, 
einzige Wld beste Therapie wäre 
nach dem Prinzip der Übersättigung, 
den Fixer in einen Rawn einzusper­
ren, in dem alles voll ist mit Heroin, 
so daß die Junkies so lange und 
soviel spritzen können wie sie 
wollten. Irgendwann werden die dann 
schon die Schnauze voll haben, so­
zusagen wie ein Arbeiter in einer 
Schokoladenfabcik, der keine Schoko­
lade mehr essen kann, aber ich habe 
mich eines Besseren belehren lassen. 
Wahrscheinlich würden 99 % der 
Leute . in einem solchen Raum früher 
oder spät er an ihrer Gier zugrunde 
gehen. 

'der Iich tblick· 5 
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Man kann sich das "Otto Normal­
bürger" sehr schwer vorstellen und 
wahrscheinlich würden sie es auch 
f\.lr ein bißchen überzogen halten, 
aber dennoch sind die 99 % eher zu 
tief als zu hoch angesetzt. Hier, in 
dem Haus, in dem ich derzeit "leben" 
muß (das Haus der Unverbesserlichen) 
liegen ca. 300 Menschen. Davon sind 
grob geschätzt 250 Leute (inunerhin 

85 %) "abhängig" von der 
"harten Droge", d. h. sie konsumie­
ren regelmäßig Heroin. 14 % rauchen 
Hasch, trinken Alkohol. nehmen 
Tabletten und was weiß der Geier, 
Kokain, LSD, Meskalin usw. Die übri­
gen flinf bis sechs Leute beschränken 
ihre Sucht auf Kaffee, Tabak usw. Es 
gibt absolut niemanden, der nicht 
von irgend etwas abhängig ist. 

Das mag für Dich wie eine Entschul­
digung klingen, aber ich glaube, ich 
bin "alt genug" und habe es nicht 
fl.ir nötig, mich für meine "Süchte­
leien" zu rechtfertigen. Ich weiß, um 
ehrlich zu sein, auch nicht genau, 
warum ich Dir alles aufschreibe, 
vielleicht ein bißchen, um mich mal 
jemanden anzuvertrauen, um mir, wie 
man so schön sagt, mal alles von der 
Seele zu reden. Mich plagt oft ein 
schlechtes Gewissen, obwohl ich ganz 
genau weiß, bringe ich es nicht 
unter die Leute, macht es jemand 
anders, und die meisten sind dabei so 
skrupellos, strecken das Zeug im 
günstigsten Fall mit Traubenzucker, 
Zitronentee oder normalem Puder­
zucker. Aber es gibt auch Spezia­
listen, die es (wahrscheinlich wegen 
des Geschmacks) einfach mit irgend-· 
welchen Tabletten strecken. Was da _.._..._,~...J 

alles passieren kann, brauche ich Dir 
wohl nicht extra zu beschreiben. 
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Es war hier, ist vielleicht ein 
Jahr her, mal Heroin im Umlauf 
mit Strichnin gestreckt war. Von 
Strichnin hast Du sicherlich auch 
schon gehört. Es ist ein absolutes 
Gift. Falls ich mich recht erinnere, 
führt es zu Lähmungen der Muskeln 
als auch der Lunge und des Herzens. 
Zwei Fixer sind hier gestorben. Die 
Feuerwehr ist laufend hiergewesen 
und hat Leute mitgenommen, und 
außer den zweien hatten die anderen 
alle "Glück" gehabt. Das Unfaßbare 

daß natürlich unter den 
Knackies schnell herausgefunden 
wurde, welches "Dope" daran schuld 
war und somit auch, wer es unter die 
Leute gebracht hat. Zur Rede ge­
stellt kam heraus, daß natürlich 
nicht der Dealer das Heroin ge­
streckt hat (wo sollte er dieses Gift 
auch herhaben), sondern das Dope 
von draußen so bekommen hat. 

C:.l • 

werrig­
stens nicht doch noch mehr zu be­
lasten, wollte er die restlichen 
siebeneinhalb Gramm seinem Dealer • 
draußen wieder herausgeben. Der 
draußen wiedenun behauptete seiner­
seits, daß er es so gekauft habe und 
es ihm so wie er es bekommen hat, 
ohne von der "Gütigkeit" zu wissen. 
weiterveräußert hat. Kurz und gut, 
er wollte das Geld nicht mehr her­
ausgeben (im Endeffekt hatte er mit 
seiner Wohnung bezahlt, die Opfer 
der Flaamen wurde). 



Sauer wie er war, wollte er es weg-
• schmeißen. Aber wie der Zufall es 

wollte, war er an diesem Tag der 
einzige, der im ganzen Haus Heroin 
hatte, und ein geschäftstüchtiger 
Mitgefangener, welcher die Lage 
kannte, nutzte die Situation buch­
stäblich in letzter Sekunde aus (es 
sollte wohl gerade in der Toilette 
landen) und kaufte ihm das Dope zum 
Einkaufspreis ab. Alle wußten von 
der Gütigkeit, aber was auch alle 
wußten war, daß es auf die Dosis 
ankam! Der "Dealer" machte daraus 
winzige "Päckchen", und nachdem ein 
Fixer, welcher im ....a.hrsten Sirme des 
Wortes lebensmüde (ihm war alles 
egal, er scherzte noch und sagte, 
wenn. dann soll es wenigstens schnell 
gehen) war, setzte sich den Schuß 
und fiel prompt in sic h zusammen. 
Die bereitliegende Spritze mit Koch­
salz (hebt die Wirkung von Heroin 
auf und neutralisiert es) wurde ihm 
sofort von zwei Leuten gesetzt, und 
er kam wieder zu sich. 

Das erste, was er sagte, war, 
Idioten, das war absolut geil! 
Dosis wurde nochmals verringert nnd 
ein anderer ganz Schlauer setzte 
sich die Nadel und drückte sich erst 
die Hälfte und wartete - die Nadel 
noch im Arm - auf das was passieren 
würde. Der Turn soll wohl wie ein 
F1ash, d. h. von einer Sekunde zur 
anderen, "richtig geil" gekommen 
sein. Als er so angegeilt war, wollte 
er naLürlich mehr und spritzte sich 
den Rest und kippte genau um wie 
der andere. Wieder wurde schnell 
Kochsalzlösung in die Vene einge- ' 
Führt, aber nicht abgedrückt! Die 
drei Leute, die dabei waren, setzten 
sein Leben einfach aufs Spiel und 
warteten ab, wollten. falls er aufhört 
zu atmen, abdrücken nnd ihn 
(nach dem Motto, das werden 
schon schaffen), falls nötig, 
Leben zurückholen. 

'~~~~~··· 
Der Typ hatte ''Glück" gehabt, er W 
brauc ht e die Salzlösung nicht. Nach lJ 
etwa 15 Minuten kam er wieder zu 
sich und berichtete, die "geilste Al>- ) 
fahrt" seines Lebens gehabt zu 
haben. Es wurden also ''korrekt 
dosierte Päckchen" gemacht, und als 
die Nachricht der "geilen Abfahrt" 
die Runde gemacht hat, wurde der 
Dealer auch viele von seinen "Rou­
lette- Päckchen" wie sie hier im Haus 
genannt wurden (wohl vom russischen 
Roulette abgeleitet) los, · trotzdem 
alle wußten was los war! Stell Dir 
das vor, die meisten waren begei-

• stert! Bis am nächsten Tag gegen 
Nachmittag wieder einer draufgegan­
gen ist. Das ganze Haus bekam Ein­
schluß, und der Zoll kam mit Hunden. 
Das Heroin wurde gefunden und 
wurde auch analysiert, aber in der 
Zeitnng stand davon wieder mal 
nic hts. Die ersten beiden sind eines 
"natUrlichen Todes" "Herzstill­

gestorben und der letzte 
"siebente Drogenopfer" in 

denke, diesem Briefauszug kann 
man nichts hinzufügen. Es ist absolut 
authentisch. daß Christian diesen 
Brief selbst geschrieben hat. Für uns 
ist sehr erstaunlich, daß die Mutter 
diesen Brief so ohne weiteres aus­
gehändigt bekam. \o,'ir denken, da ß 
die Behörden dieses Schreiben über­
sehen haben. 

von Christian ist bis 
heutigen Tage nicht geklärt , 
immer weiter werden in der 
Tegel Drogen konsumiert. Alle Ver­
suche der justizbediensteten und der 
justizbehörden, den Drogenkonsum 
einzudämmen. sind hier erfolglos ge­
blieben. Wenn nicht bald in der Dro­
genpolitik umgedacht wird, werden 
weiterhin .~enschen im Strafvollzug 
an einer Uberdosis sterben, und es 
werden sich weiter Menschen 
Strafvollzug durch gemeinsame 

• nutzung der Spritzbestecke mit 
a. infizieren. 
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Trauer um 
Totila Kietzmann 

Ende Ol<tober 1991 verstarb Totila 
l(ietzmann. Der liehtblick hat einen 
Freund verloren. \'o'ir lernten Totila 
l(ietzmann im Mai 1987 kennen. Da 
wurde ihm das Bundesverdienstkreuz 
vom Senator für Gesundheit und 
Soziales, Ulf Fink, verliehen. Mit dem 
Bundesverdienstkreuz sollte der Ein­
satz des Pfarrers der Wichern­
gemeinde geehrt werden, der sich in 
seiner Freizeit um die Insassen der 
offenen Vollzugsanstalt Berlin­
Hakenfelde bemühte . Damals kam er 
zu uns in die Redaktion und beant­
wortete in einem aktuellen Interview 
unsere Fragen. 

ln Zeiten, als es dem Lichtblick an 
den Kragen gehen sollte, war er 
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einer der wenigen, die sich •mermüd­
lich für den Fortbestand einsetzten. 
Er war für uns da, wenn wir ihn 
brauchten. 

Vom Tode Totila l(ietzmanns erfuhren 
wir, als die letzte Lichtblick-Aus­
gabe. die wir an ihn gesandt hatten, 
mit dem Vermerl< "Empfänger ver­
storben" zurtickkam. Eine Nachfrage 
in der Wicherngemeinde bestätigte 
die Richtigkeit dieser Information. 
Auf die Frage, warum der Lichtblick 
daruber nicht zeitig in Kenntnis ge­
setzt wurde, teilte der andere Seel­
sorger der Wicherngemeinde mit, daß 
er die evangelischen Seelsorger im 
Strafvollzug informiert habe. Er wäre 
sehr erstaunt, daß das nicht an uns 

weitergeleitet worden ist; ihm sei der 
enge Kontakt, den Totila Kietzmann 
mit dem Lichtb!icl< gehabt hat, nicht 
bekannt. 

Toti.la Ki.etzmann war kein bequemer 
Mensch. Trotz vieler schlechter Er­
fahrungen , die er in seinem Leben 
mit Strafgefangenen gemacht hatte, 
ließ er sich nicht beirren und war 
immer für Inhaftierte da. Was es 
heißt, ein~esperrt zu sein, wußte er 
aus eigener Erfahrung. Als l8jähriger 
saß er drei Jahre in DDR-Haft. Er 
war fast 25 Jahre Pfarrer in der 
Wicherngemeinde. 1977 bewarb er 
sich für eine Pfarrstelle in der 
Justizvollzugsanstalt Tegel, v.'Urde je­
doch von seinen Kollegen nicht ge­
nommen. 

Für Iotila l(ietzmann ist der Beruf 
eines Pfarrers eine Berufung und 
kein Job gewesen. Er setzte sich 
ilnmer fUr die Sch1t.'achen in der 
Gesellschaft ein und hatte herrliche 
ldeen, wenn es darum ging, Gefan­
genen zu einem Ausgang zu ver­
helfen. So wurde in der Wichern­
gemeinde eine Fahrradwerkstatt ini 
tiiert, in der Gefangene in ihrer 
Freizeit an Fahrrädern rumschrauben 
sollten und konnten und natUrlieh 
auch entsprechend Freiraum für sich 
persönlich zur Verfügung hatten. 

Er rief eine soziale Aktion ins 
Leben, bei der die Räume der Pfarr­
gemeinde gestrichen '•'Urden. Er war 
unermüdlich immer v.<ieder da, v.·enn 
Gefangene ihn braucl1ten, rrotz der 
weniger quten Erfahrungen. Bedauer­
lich, daß wir in den letzten Jahren 
keinen so engen Kontakt mehr 
hatten. Es war immer sehr inter­
essant, wenn er aus seinem reichen 
Erfahrun~sschatz berichtete. 

Sein Tod war für ihn nicht leicht. Er 
war schwerkrank und gab dennoch 
nie die Hoffnung auf. wieder gesund 
zu werden. Wir trauern um ihn und 
hätten ihm gerne persönlich die 
letzte Ehre erwiesen. 

Redaktionsgemeinschaft 'der liehtblick' 



Wenn es nicht so lustig wäre, könnte 
man glatt Schaden am ohnehin eher 
schwach entwickelten bürgerlichen 
Rechtsempfinden nehmen: Die außer­
ordentlich t'äuberischen Wikinger, die 
wie Vodäufer der Hells Angels durch 
die \•leltmeere gondelten, sich durch 
Mordorgien hervortaten und bei ihren 
Landausflügen gelegentlich ganze 
Küstenregionen leervergewaltigten, 
sind als Helden in die Geschichte 
eingegangen. Helden, über die man 
dicke Wälzer schreibt, über die man 
Filme dreht und deren Tatwerkzeuge 
man in Museen wie Reliquien verehrt. 

William Bonny, die James-Brüder, 
Michael Ko~lhaas, Schinderhannes, Ma 
Baker-, Machine-Gun-Kelly, Jo Dillin­
ger, Jack the Ripper, Al Capone und 
Meier-Lansky - alles Leute mit zwei­
felhaftem Ruf und einer Gesinnung, 
die ihre Zeitgenossen verbrecherisch 
nannten, die man aber nichtsdesto­
weniger heutzutage glorifiziert. F'ritz 
Haarmann gar, einer der- bedeutend-

Eine satirische Betrachtung: 

Emanzi-Passion 
Frauen im Vollzuch -
Personalpolitik im Wandel der Zeiten 

sten deutschen Massenmörder ("Der 
Mensch ist nicht viel. Ein paar 
Aktentaschen voll, mehr nicht."), 
kriegt derzeit in Hannover sogar ein 
Denk!Tlal gesetzt, und die Stadtväter 
lassen sich die Freveltaten ihres Eh•en­
bürget'S hunderttausend Mark kosten. 

Suchen wir die Kriminalgeschichte je­
doch nach prominenten Gefängnis­
wärtern ab, werden "{ir weniger Glück 
haben. Es gibt keinen. Nicht einen. 
Es mag daran liegen, daß der Job 
des Profos, des Henkersknechts und 
Büttels traditionell nie einer war, 
der besondere Intelligenz verlangte . 
Man griff gerne auf die zurück, die 
mangels Masse, nämlich g•auer, un­
fähig waren, anders als anständig zu 
leben (,.,as immer man dar unte• ver­
stehen mag) . Folglich waren die mit 
der Strafrechtspflege Vertrauten 
durch alle Jahr-hunderte hindurch 
schlichte Gemüter und das entspre­
chende Berufsfeld ein Tummelplatz 
für Senile, Debile und sonstwie Zu-

rückgebliebene. Mit anderen Worten, 
die Betreuung der Delinquenten oblag 
den Dorfdeppen, dem Fallobst auf 
dem Kohlfeld der Dichter und 
Denker. Dieses Phänomen hat sich 
meht' oder weniger bis in die jüngste 
Zeit hinein fortgesetzt . Weniger, weil 
der eine oder andere Gruppenbestäu­
ber doch ein eloquentes Kerlchen ist, 
wenn man sich mal die ganzen ab­
gebrochenen Studis und sonstigen 
Pfiffikusse anguckt, die so auf den 
Stollen rumlungern. Mehr, weil die 
Justiz eben immer noch ein Plätzchen 
für die ]ungs vom Dorf hat. 

Als die Justizverwaltung auf die 
glorreiche Idee kam, den Pet'Sonal­
mangel auf der Ebene des einfachen 
Vollzuchsdienstes aufzubessern, war 
1989 in den Berliner Tageszeitungen 
ein Aufruf zu lesen, der inhaltlich 
eng an die Bergpredigt angelehnt 
war. Statt "Kommt alle her, die ihr­
mühselig und beladen seid" hieß es 
zwar ganz und gar weltlich: 
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Wer erst 20 Jahre alt oder überge­
wichtig ist oder wer e rhebliche 
Schwierigkeiten auf dem Gebiet der 
Rechtschreibung hat, der kann zwar 
nicht für die Ausbildung an der Voll­
zugsschule zugelassen werden, e r 
kann aber nach kurzer, intensiver 
Ausbildung sehr wohl bestimmte Auf­
gaben in der Anstalt übernehmen tmd 
daneben die Zeit nutzen, gegebenen­
falls seine Mängel zu beheben* 

- aber es erreichte schon die rich­
tige Zielgruppe. 

Dies alles erinnerte ein wenig an 
eine schon längst ausgestorben ge­
glaubte Methode der Zwangsrekrutie­
rung besoffener Seeleute. die als 
"shanghaien" unrUhmlich in die Ge­
schichte der christlich- abendländi­
schen Seefahrt eingegangen ist. Frei­
lich wurde hier keiner aus der 
Klapsmühle entführt oder gar mit 
Schnaps gefügig gemacht, aber 
schließlich gibt's noch andere Wege, 
ansonsten chancenlose Proletarier 
besoffen zu machen. \velcher HUfs­
schüler oder sonstwie Gescheiterte 
wäre nicht gerne dazu bereit, sein 
Dasein gegen ein lauschiges Plätz­
chen als Beamter einzutauschen? So 
mit aschgrauer Hotel- Kempinski-TUr­
steher-Dunstkiepe, bescheidenem 
paramilitärischem Rang und einer 
hierarchischen Hackordnung, die es 
dem Hirn erlaubt, mit geschlossenen 
Augen faul in seiner zerebralen Hän­
gematre rumzulümmeln und abzuwar­
ten bis der Vdl knurrt? 

Daß das letztlich alles nicht so 
schön ist wie sie sich's vorgestellt 
haben, merken die Betroffenen erst 
nach Beendigung ihrer Ausbildung. 
Wenn ihnen so allmählich dänunert, 
daß sie sich gerade für dreißig 
Jahre selbst eingebuchtet haben und 
sich ansonsten kaum noch von den 
zwangsweise hier Untergebrachten 
unterscheiden, wenn man mal davon 
absieht, daß sie nach Beendigung der 
Arbeitszeit heimfahren dürfen (was in 
etwa dem Freigängerstatus Gefange­
ner en tspricht ... ). Dazu kommt die 
tägliche Gängelung durch Vorschrif­
ten, Regeln und Dienstanweisungen, 
die jeden Salatkopf. den man darin 
einwickeln würde, zum verwelken 
brächte. 

Ebenso logisch wie verständlich ist 
denn auch, daß die mühselig Geheu­
erten öfter mal alle fünfe gerade 
sein lassen, anfällig für das HDEVA­
Virus (1-!unger- Durst- und- Ekel-vor-der 
-Arbeit) sind und häufiger fußkrank 
werden als ihre BrUder auf der 
marktwirtschaftliehen Prärie. Sobald 
sie den Beamtenstatus erlangt haben, 
dürfen sie das auch ungestraft, denn 
fortan sind Staat und Diener mirein­
ander ver bunden wie zwei Hunde , die 
ein ungnädiges Herrchen namens 
Schicksal aneinandergeket tet hat. 
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Diese Umstände führen dazu, daß 
a11ch dauernde Neueinstellungen den 
Personalmangel nicht beheben können 
und konnten. 

So war es dann auch weniger eine 
Folge der in anderen gesellschaft­
lichen Zusrunmenhängen und Bereichen 
allmählich Platz greifenden Gleich­
berechtigung, die dazu führte . daß 
man alsbald auf Frauen zurückgriff, 
um die Personalengpässe zu beheb~n. 
"Mädchen in Uniform" heißt dann 
auch der Reißer aus'm Bundesjustiz­
ministerium, mit dem das anson­
sten von Eintönigkeit getrübte 
Knacki- Auge seit Mitte 1990 - zu­
mindest in den meisten Teilanstalten 
- beharrlich konfrontier t wird. 

Die Arbeit am .Mann erfordert von 
den Frauen eine fundierte Ausbil­
dung. Deshalb werden sie genau wie 
ihre männlichen Kollegen zunächst 
für ein dreimonatiges A-Praktikurn 
auf Stationen in den verschiedenen 
Teilanstalten verteilt. Danach gehe n 
sie erst noch mal auf die Vollzugs­
schule, wo man ihnen neben den 
Grundlagen praktischen Verwaltungs­
handelns - sofern man diesen Wider­
spruch in sich überhaupt in Form von 
Unterrichtseinheiten vermitteln kann 

, Disziplinarrecht für Beamte und 
Einführung in die einschlägigen 
Rechtsvorschriften, sicherlich auch 
einschlägige Vorurteile vermittelt, 
bevor man sie schließlich als so­
genannte B- Prakti.kantinnen in den 
Häusern unterbringt. 

Ausgenommen davon sind die Teilan­
stalten ll und 111. Offensichtlich will 
man ihnen die finsteren Arbeitsbedin-

gungen dort nicht zumuten. Vorder­
grUndig wird damit argumentiert, daß 
die Frauen in diesen unübersichtli­
chen Häusern eher Opfer von Gewalt­
taten bis hin zum Kidnapping werden 
könnten. Sei's drum. Müssen die In­
sassen der Häuser 11 und lll ihre 
fortwährenden Greueltaten \\'ie Stö­
rung der Dienstmattigkeit und andere 
Massaker eben weiterhin ..._.;.e gewohnt 
an den männlichen Bediensteten aus­
üben. 

Fakt ist jedenfalls, daß die Ladys im 
allgemeinen besser rUberkommen als 
ihre männlichen Kollegen. Wenn sie­
sich, mal abgesehen von ihren bio­
mechanischen Eigenschaften, irgend­
wie von den Männern untersche iden, 
dann insbesondere dadurc h, daß sie 
freundlicher und zuvorkommender sind 
und infolgedessen weniger angefein­
det werden als diese. Wer von uns 
kennt sie nicht, die Schließer, die in 
ihrer Person das ganze System re­
präsentiert und geehrt wissen wollen 
und die stets Reibereien mit den 
Knackies haben, weil es ihnen bei­
spielsweise ein innerer Reichspartei­
tag ist, einen unnötigerweise vor 
irgendwelchen Türen warten zu lassen 
und deren ganzer Daseinszweck darin 
zu liegen scheint, genau dann ab­
wesend zu sein, wenn man sie aus­
nahmsweise mal braucht . 

Nein, so was ist bei Frauen verhält­
nismäßig schwach ausgeprägt. Das 
wiederum verändert in gewissem, 
wenn auch geringem Maße das Ver­
halten von ;.ms Insassen. Manches 
postkulinarische Bäuerchen, dem 
früher üblicherweise lautstark freier 
Abzug gewährt worden wäre, bleibt 



dem Knacki unausgerülpst im Halse 
stecken, und auch manch andere 
Pflegelei unterbleibt, angesichts 
einer friedlich vor sich hin stricken­
den Stationsmutter im Beamtenraum. 
Unbestätigten Gerüchten zufolge 
trägt der eine oder andere Insasse 
der Pt"äsenz weiblicher Bediensteter 
mit einem übersteigerten Hygiene­
fimmel Rechnung und wäscht sich so­
gar zweimal im Jahr die FUße. Es ist 
also zu vermuten, daß die Frauen 
seitens der Justiz auch ganz bewußt 
als Harmonie- und Hygienestifterinnen 
in diesem gesellschaftlichen Rand­
bereich eingesetzt werden. 

Die Erstürmung der letzten männli­
chen Bastion durch die Weiber ge­
biert denn auch schulterzuckende 
Ratlosigkeit bei den einen, gemäßigte 
Begeisterung bei den anderen und 
absolute Ablehnung bei vielen. Letz­
tere ist bei Gefangenen und Beamten 
etwa gleichermaßen verbreitet und 
ist auf altes Männerdogma zurückzu­
führen, nach welchen 'ne Frau an 
den Kochtopf und der wiederum ins 
Schlafzimmer gehört. 

Das hält die betreffenden Beamten 
nicht davon ab, die jeweilige Zen­
trale genau dann zu belagern, wenn 
eine der Traditionsbrecherinnen sich 
dort zufällig aufhält. Und mancher 
Knacki, der die beiläufige Hormon­
manipulatron der Beamtenschar mit 
einer gewissen Häme registriert und 
ihnen cupido senilis attestiert, läßt 
sich gleichfalls nicht davon abhal­
ten, im Kreise der Mitgefangenen 
darüber zu spekulieren, ob diese 
oder jene sich \ifohl flirten ließe. 

Doch gemessen an der Tatsache, daß 
die Weiblichkeit hinter verriegelten 
Türen und verstrebten Fenstern lange 

Beratung durch 
Detlef Fronhöfer und 
Marianne Echtermeyer 

Jahre für viele nur auf bunten Bild­
ehen an den Zellenwänden und in 
diesen ebenso bunten wie aussage­
kräftigen Heftehen existierte, kommen 
die Frauen mit den eingesperrten 
Männern ganz gut zurecht. Insbeson­
dere auch was die Anbaggerei anbe­
langt, die nach Einschätzung der 
Frauen selbst draußen viel schlimmer 
ist als hier drinnen. 

Nicht zuletzt hat die Beschäftigung 
der Frauen im Männervollzug auch 
eine sozialpolitische Bedeutung, da 
der Zugang zum Arbeitsmarkt und zu 
beruflichen Positionen, in denen 
Frauen "was zu sagen" haben, für 
viele der erste Schritt in die Eman­
zipation ist. Dieser Schritt wurde in 
den vergangenen Monaten wieder zu­
nehmend erschwert. Durch die der­
zeit dramatisch ansteigende Arbeits­
losigkeit bleibt auch die Quotierungs­
diskussion auf der Strecke, nach der 
die prozentualen Anteile von Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt steigen sollte. 
Da Weiterbildungs- und Umschulungs-

maßnahmen ebenfalls stark einge­
schränkt werden, sind davon beson­
ders Frauen betroffen, denen nach 
der einschlägigen Gesetzeslage keine 
Förderung zukommt, weil sie bei­
spielsweise als Hausfrauen nicht er­
werbstätig gewesen sind. Zudem wird 
im Personal-, Gesundheits- und Büro­
bereich verstärkt rationalisiert, so 
daß hier so gut \ifie keine neuen 
Arbeitsplätze zu erwarten sind. In 
diesen Bereichen haben jedoch be­
sonders viele Frauen gearbeitet. 

Insoweit ist es zumindest aus oben­
genannten Gründen begrüßenswert, 
daß die Frauen nach vielen anderen 
Bereichen mit dem Knast das letzte 
dieser gespenstischen Paradiese der 
Männer erobert haben, auch wenn's 
die Senatsverwaltung aus anderen Er­
wägungen heraus möglich gemacht 
hat. Denn analog zur üblichen•eise 
praktizierten Gleichberechtigung in 
anderen Berufssparten, findet sich 
Frau auch hier am häufigsten im 
B<>reich des allgemeinen Justizvoll­
zuchsdienstes vertreten. 

Ob all das für uns Insassen 'ne 
größere Bedeutung hat, sei dahin­
gestellt. Denn wie auch immer, die 
Beziehung zwischen Knackies und Ge­
fängniswärtern, ob Mann, Frau oder 
Vollzugsroboter (in den USA gibt's 
das auch schon!), ist immer durch ein 
Machtgefälle zwischen Bestimmenden 
und Bestimmten, zwischen denen mit 
und zwischen denen ohne Schlüssel­
chen gekennzeichnet. Letztendlich 
bleibt abzuwarten, ob Frauen die 
Vollzugsatmosphäre - oder wie immer 
man die Bombenstimmung in dieser 
trüben Justizarena bezeichnen mag -
dauerhaft verändern oder umgekehrt. 
Sitzen \.rir's ab! 

-pele-

die Universal-Stiftung Helmut Ziegner 
informiert und unterstützt bei: 

Wohnungserhalt während der Haft 

Wohnmöglichkeiten nach der Haft 

Ämterangelegenheiten 

U nterh~ltsverpflichtungen 
Vermittlung zu anderen Beratungen 
Beziehungs- und Familienproblemen 
Entlassungsvorbereitungen 

Vormelder an: U.S.H.Z. im Gruppen- und Beratungszentrum JVA Moabit 
Angehörige: Telefon 39 79 37 87 - Mo-Fr 12- 13 Uhr 
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Psychotherap~utische 
Beratungsstelle 

Einige hatten bereits mehr oder weniger das Vergnügen 
und wurden im Zusaamenhang mit ihrer Straftat psychia­
trisch begutachtet. Bei wenigen wurde sogar zusätzlich 
ein psychologisches Gutachten verlangt. Die Erstellung der 
Gutachten wurde zumeist von den Gerichten angefordert. 
Es konnnt allerdings auch vor, daß Angeklagte oder deren 
VerteidigE-r die Erstellung eines Gutachtens bei den Ge­
richten beantragen. 

Die Frage, die sich da stellt "Wem nützen diese Gutach­
ten?" muß sich ohnehin jeder selber beantworten. Die 
Erfahrungen werden sicherlich unterschiedlicher Natur 
sein, die der eine oder andere mit dem Psychiater ge­
macht hat~ Dementsprechend werde n dennoch diese weni­
gen Momente im Leben an niemanden spurlos vorüber­
gehen. Erschreckend. knallhart und nüchtem, schwarz auf 
weiß, liegt das Gutachten vor. Gemischte Gefi,ihle be­
gegnen dem einen, der diese vielleicht vorher nie gekannt 
hatte. Dem anderen, der wird sich vielleicht ins Fäust­
chen lachen. 

Wie auch immer, wenn er hier in der JVA Tegel angelangt 
ist mit dem Schuldspruch im Nacken, wird er im Regelfall 
mit unterschiedlichen Problemen konfrontiert, die bestimmt 
nicht einfach zu lösen sind. Oft ist man b:ilflos, der Ohn­
macht nahe und läßt sich mit gesunkenem Haupt in die 
Tretmühlen des Strafvollzuges treiben. Resignation des 
eigenen Selbst, innere Revolte gegen Justitia sind in 
dieser Situation allzu notmal. Eine Auseinanderset zung, 
weshalb man hier im Knast sitzt und wie man hierherge­
konnnen ist, das findet zumeist wenig Bedeutung oder 
überhaupt nicht statt. Sicherlich sind eine Vielzahl von 
Ängsten vorhanden! Dabei genügt es in vielerlei Situa­
tionen, wenn man ein wenig seinen Standpunkt verändert 
und schon sieht die Sache ganz anders aus. Wer kann da 
nicht jemanden gebrauchen, der einem da weiterhilft? 
Einen Reiseführer durch das eigene Bewußtsein! 

Nur wenige wissen über das betreuensehe Angebot der 
Psychotherapeutischen Beratungsstelle in der JVA Tegel 

und nutzen auch dieses. Zumeist begegnet man dieser 
Beratungsstelle mit Ablehnung und Mißtrauen. 

Die Psychotherapeutische Beratungsstelle ist -.noch eine 
junge Einrichtung und besteht erst seit einigen Jahren 
hier ·in der ]VA TegeL Dennoch hat sich ein vielfältiges 
Betreuungsangebot entwic kelt. Derzeit werden vier unter­
schiedliche Arbeitsansätze angeboten. Es handelt sich 
dabei um die Bereiche Verhaltenspsychotherapie, Ge­
sprächspsychotherapie, Individualpsychotherapie und 
Psychoanalyse. Dafür befinden sich dort qualifizierte 
Fachleute. 

Aus dem Gespräch Psyc hotherapeutische Beratungsstelle/ 
Lichtblick läßt sich erkennen, daß auch dort wieder ein­
mal die Leute, die drogenabhängig sind oder überhaupt 
Probleme mit Drogen haben, nicht berücksichtigt werden. 
In den Bereichen UIIE, SothA und TA V, alles Bereiche 
wo wohngruppenorientierter Behandlungsvollzug angeboten 
wird, werden ohnehin keine sogenannten Drogies aufge­
nommen. Einzige Möglichkeit bietet da die TA VI, welche 
.f\lr eine Betreuung Drogenabhängiger insgesamt 30 Haft­
plätze zur Verfügung stellt. Die meisten Drogenabhängigen 
befinden sich in der TA 11 und 111. Diese sind auch wei­
terhin ohne Betreuung, obwohl es unbedingt notwendig ist, 
daß man hier interne als auch externe Behandlungsange­
bote schafft. Ebenfalls wäre es zu begrüßen, daß Ergeb­
nisse aus den Koordinierungskonierenzen, die Mitte 1990 
vorlagen, umgesetzt werden. Diese sahen vor, daß die 
Anstalts- bzw. Teilanstaltsleitung durch einen Sozialdienst 
ersetzt werden sollte, wobei ein Psychologe mit zugeord­
net ist. Die Richtung ist erkennbar und dennoch liegt ein 
langer Weg vor uns! 

Die Redaktion Lichtblick' hatte arn 4. Februar 1992 die 
Möglichkeit, mit den Fachleuten in der Beratungsstelle ein 
Gespräch zu führen (siehe Interview) . Es soll dazu dienen, 
daß der bestehende Nebel um diese Beratungsstelle trans­
parenter wird. Möge sich jeder selbst daraus sein Bild 
machen~ 

libli: Seit wann gibt es die Psycho­
therapeutische Beratungsstelle, wie 
viele Mitarbeiter sind dor t tätig und 
in welchem Arbeitsverhältnis stehen 
Sie? 

libli: Aus welchem Anspruch heraus 
wurde die Psychotherapeutische Be­
ratungsstelle gegründet, wie sah die 
Situation vorher aus? 

rapie natürlich und strukturierte Ein­
richtungen wie z. B. das Haus 111/E. 
Und dennoch war es so , daß gerade 
im Bereich der Psychiatrie/Psychothe­
rapie bestimmte Leute einfach nicht 
versorgt werden konnten. Leute, die 
nicht so gestört waren. um in die 
PN-Abteilung zu kommen, die aber 
doch erhebliche Probleme im Vollzug 
zeigten; nicht unbedingt im Zusam­
menhang mit dem Delikt, möglicher­
weise aber auch in dieser Hinsicht. 
Die waren für die Sozialtherapeuti­
sche Anstalt keine Kandidaten. Es 
waren Lebenslängliche dabei, die 
hatten noch mindestens 10 Jahre 
Vollzug vor sich. Die konnten in der 

Stechow: Eingerichtet wurde die 
Stelle im Sommer 1985. lm Moment 
sind drei Kollegen hier jeweils halb­
tags psychotherapeutisch tätig, zwei 
Beamte und ein Angestellter. Arbeit­
geber ist der Senator für Justiz. 
Unser direkter Chef ist Dr. Missoni. 
Chef ist natUrlieh de r Anstaltsleiter, 
Herr Lange-Lehngut, aber dann Dr. 
Misson1 - wir sind der PN-Abteilung 
zugeordnet. 
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Stechow: Es kam die Überlegung auf, 
daß es eine Gruppe von Gefangenen 
gibt. die immer durch die Roste der 
Versorgung gefallen sind. Es gab in 
Tegel bestimmte Angebote in thera­
peutischer Richtung, z . B. die PN­
Abteilung für eben schwerer ge­
störte Gefangene, dann gab es die 
Einrichtung der externen Therapie -
es waren damals schon externe The­
rapeuten tät1g, die von draußen 
hereinkamen - . es ~ab die Sozialthe-
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SothA nicht aufgenommen werden, 
weil die Soth.A aus ihrer Sicht her­
aus bestimmte l<titerlen fur die Auf­
nahme von Gefangenen hat und ent­
wickeln mußte. 

Es gab also nicht so etwas wie eine 
ambulante psychotherapeutische Ver­
sorgung. Und da gab es die Überle­
gungen, ob wir nicht Vielleicht etwas 
einrichten könnten, aw:h z . B. um 
die Rückverlegung von Gefangenen 
aus der PN-Abteilung in den Normal­
vollzug besser zu gestalten. Da war 
oft Weiterbetreuung nötig. Später er­
füllte die Nachsorgestation der PN­
Abteilung diese Aufgabe. Vor der Be­
ratungsstelle gab es so etwas wie 
einen Anstaltspsychologen hier in 
Tegel, der jedoch mit völlig anderen 
Aufgaben befaßt war und diese 
Arbeit nicht leisten konnte. 

libli: Welches l<lientel soll angespro­
chen werden bzw. mit welchem haben 
Sie es zu tun? 

Meine: Angesprochen wird niemand, 
sondern es geht darum, daß Gefan­
gene den Hinweis von Gruppenleitern 
bekommen, daß es eine Beratungs­
stelle gibt. Eben diese Stelle, wo sie 
über ihre persönlichen Probleme 
reden können. Wo ~~r Therapeuten 
sehen, ob wir mit ihnen arbeiten, 
bessere Wege empfehlen können, 
diese Probleme zu lösen oder sich 
besser zu verstehen, sich mit sich 
selbst auseinanderzusetzen. Auch mit 
der aktuellen Situation und schließ­
lich der familiären Situation drau­
ßen; wo die Beziehungen unter Bela­
stung stehen, wenn man hier im Ge­
fängnis ist. Solche Bereiche haben 
wir zu bearbeiten, und diese Leute 
melden sich bei uns. 

Wir versuchen außerdem für Gefan­
gene, die irgendwann vor dem Tor 
stehen, eine Verbindung zu therapeu­
tischen Institutionen herzustellen. Da 
gibt es Probleme und Sch~erigkeiten. 
In unserer Beratungsstelle haben die 
Gefangenen die Möglichkeit kennen­
gelernt, über ihre Probleme auch 
sprechen zu können. Man kann ver­
suchen, Lösungswege zu finden, man 
kann sehen, ob man bessere Möglich­
keiten mit Hilfe eines Gespräches für 
sich selbst finden i<ann. Und solche 
Stellen gibt es eben auch draußen. 

libli: Beinhaltet das eine soziale An­
laufstelle? 

Stechow: Soziale Anlaufstelle - das 
ist es eigentlich nicht, weil wir 
keine Sozialarbeiter sind. Es gibt den 
großen Bereich des sozialen Umfeldes 
wie Wohnungs- und Arbeitsbeschaf­
fung, also den typischen und sehr 

wichtigen Bereich, der hier von 
Gruppenleitern oder anderen Sozial­
arbeitern geleistet wird. Wir dagegen 
arbeiten ausschließlich im psYchothe­
rapeutischen Bereich. Unsere Aufgabe 
ist es. den psychotherapeutischen 
Bereich zu decken und bei Bedarf 
auch in psychotherapeutische Ein­
richtungen zu vennitteln. \ofenn hier 
jemand kommt und Schwierigkeiten 
hat mit einer Wohnung und keine 
Arbeit findet. dem können wir nicht 
weiterhelfen. 

Mollenhauer: Doch, therapeutisch wei­
terhelfen können wir an dem Punkt, 
daß wir fragen, warum geht es ihnen 
so schwer im Leben? Was ist ihr An­
teil dabei, daß sie so schwer Arbeit 
finden? Das ist aber die psychische 
Ebene, Kollege Stechow sprach eben 
die sozialarbeitensehe Ebene an. 

libli: Kann sich prinzipiell jeder Ge­
fangene in Tegel an Sie wenden oder 
gibt es Problembereiche, für die Sie 
sich von Ihrer Konzeption her nicht 
zuständig ftihlen und wenn ja, welche? 

Meine: lm Prinzip kann sich jeder an 
uns wenden. Wenn aber jemand beim 
Aufnahmeverfahren in die SothA ist, 
fällt das heraus, denn die sind ver­
ständlicherweise dort gut versorgt 
und generell abgedeckt. Dann gibt es 
Bereiche in Tegel wie z. B. die Dro­
genabteilung. Leute, die mit Drogen­
problemen kommen, werden erst mal 
von dort nicht überwiesen. Alle, die 
psychiatrisch auffällig sind, die in 
der PN sind, werden von dort ver­
sorgt. Die nehmen wir ebenfalls nicht 
in die Beratungsstelle. Es sei denn, 
sie werden nach einigen Tagen oder 
Wochen von der PN in ein normales 
Haus verlegt . Dann erhalten sie den 
Hinweis. melden sie sich doch mal zur 
möglichen \veiteren Behandlung in der 
Beratungsstelle an. Dann werden wir 
tätig. 

libli: Fühlen Sie sich überfordect zum 
Anbieten einer Behandlung im Dro­
genbereich? 

Mollenhauer: Das hat mit Überforde­
rung nichts zu tun. \vir sagen uns. 
da sind Fachleute, die mit der gan­
zen Problematik besser Bescheid 
wissen. Im Zweifelsfall bieten wir 
auch SuperVision an, d . h. wenn uns 
ein Kollege aus der Drogenabteilung 
anspr).cht und fragt, \~r haben bei 
einem Gefangenen ein bestimmtes 
Problem, dann sprechen wir das Pro­
blem mtt dem Gruppenleiter durch. 
Ansonsten meinen wir, daß der Dro­
genbereich zunllchst einmal der zen­
trale Anlaufpunkt ist wie auch die 
SothA und PN-Abteilun~ Bereiche 

sind, wo eigene Fachleute die Arbeit 
vor Ort übernehmen. 

Ein wesentlicher Unterschied zur 
SothA besteht darin, daß dort die 
behandelnden Therapeuten auch die 
Gefangenen als Gruppenleiter be­
treuen und auf diesem Wege die 
Möglichkeit haben zu bestimmen, 
wann Vollzugslockerungen gewährt 
werden. Wir nehmen in keiner Weise 
Einfluß auf Vollzugslockerungen. Wer 
zu uns kommt, kann schon von vorn­
herein nicht damit rechnen, daß er 
schneller Lockerungen bekommt. Aber 
er kann sich darauf verlassen, daß 
er keine Nachteile hat. Wir schreiben 
keine Stellungnahme an den Gruppen­
leiter oder an den Hausleiter, denn 
wir unterliegen der Schweigepflicht. 

libli: Vorwiegend in den Bereichen 
des behandlungsorientierten Wohn­
gcuppenvollzuges wird es von seiten 
der Teilanstaltsleitung gerne ge­
sehen, wenn Insassen an sogenannten 
problemorientierten GruppenaktiVitä­
ten wie z . B. Gesprächsgruppen teil­
nehmen, im Hinblick auf die Erstel­
lung der Sozialprognose für die Voll­
zugsplanung und fUr die Zulassung zu 
Vollzugslockerungen. Ist Ihnen diese 
Problematik bekannt. wie setzen Sie 
sich damit auseinander und können 
Sie ihr von Ihrem Behandlungsauftrag 
her gerecht werden? 

Mollenhauer: Wir sind uns der Proble­
matik bewußt, daß Gefangene hier­
herkommen und den Wunsch haben, 
bestätigt zu bekommen, daß sie er­
folgreich an psychotherapeutischen 
Gesprächen teilnehmen. Für den psy­
chotherapeutischen Prozeß ist dieser 
primäre Wunsch nicht sehr glUcklich. 
Es geht ja auch nach der Zeit der 
Entlassung um Veränderung und um 
die Bearbeitung von Problemen. die 
die Gefangenen belasten. Deswegen 
gehen wir nicht direkt auf den 
Wunsch ein, bei Vollzugslockerungen 
tätig zu werden. Wir bescheinigen im 
Zweifelsfall. wenn der Teilanstalts­
leiter bittet, daß der oder der Ge­
fangene von bis daran teilgenommen 
hat, aber wir reden nicht Uber In­
halte. 

Wir bekommen häufiger auch den 
\'lunsch, daß wir inhaltliche Stellung­
nahmen über den Therapieprozeß ab­
geben sollen. Aber in dem Moment, in 
dem wir uns darauf einlassen, ginge 
es nur noch um Lockerungen und 
nicht um die F'rage persönlicher Ver­
änderung, also der Aufarbeitung von 
Defiziten auch für di.e Zeit nach der 
Entlassung. Auf der einen Seite 
sagen wir uns, Sch,_.eigerecht und 
Schweigepflicht ist ein so wichtiges 
Gut insgesamt für die Psychotherapie 

'der l!chtblick· 13 



D A S A K T U E L L E r N T E R V l E W 

und ein besonderer Schutz für den 
Patienten, daß wir auch bei entspre ­
chenden Wünschen von einzelnen 
Gefangenen nicht darauf eingehen 
können und wollen. 

libli: \'lelchen Gefangenen würden Sie 
es aus 1hrer Sicht besonders empfeh­
len, sich an Ihre Beratungsstelle zu 
wenden? 

Stechow: lch wtirde mal sagen, jeder 
der meint, ein Problem im psychi­
schen Bereich zu haben oder wenn 
ich jetzt an das Deliktverhalten 
denke. Wer diesbezüglich Fragen hat, 
z. B. da stimmt was nicht. da ist was 
nicht in Ordnung, ich komme raus und 
werde wieder rückfällig, habe wieder 
eine Frau vergewaltigt, da kann doch 
was nicht stimmen, daß ich dieses 
Delikt begangen habe oder immer 
wieder begehe. Darüber hinaus jeder, 
der hier im Vollzug möglicherweise 
Dinge an sich entdeckt, die ihm 
fremd waren oder der mit den Mit­
gefangenen Probleme wie z . B. 
Angste entwickelt hat. Solchen Ge­
fangenen würde ich empfehlen zu 
kommen - wenn sie das so sehen. 

Ich möchte noch mal an diese Frage 
mit den Lockerungen anknüpfen. 
Natürlich ist es so, daß sich jeder 
Gefangene sagt, abgerechnet wird 
zum Schluß. Wenn ich hierhergehe, 
auch wenn die nichts sagen, im Ver­
lauf von einem Jahr oder 1 l/2 
Jahren, ich kann nachher sagen, ich 
war 1 l/2 Jahre da. Oas werden wir 
auch nicht verhindem können. Aber 
was wir schon wegbekommen ist eben 
diese vordergründige Motivation, die 
eigentlich nicht daher kommt, daß 
sich der Gefangene die Fragen stellt, 
die ich vorher erwähnte, sondern 
sich sagt, wie kriege ich am schnell­
sten einen Fernseher auf die Zelle 
oder wie kann ich am schnellsten 
rauskommen. Aber auch diese Gefan­
genen werden nicht von vomherein 
abgelehnt. Wir wissen es auch gar 
nicht. wenn die Vormelder kommen, 
welche Motivation besteht. Oft ist es 
möglich, daß sich in zwei, drei Ge­
sprächen durchaus aus einer vorder­
gründüsen Motivation eine Therapie 
entwickelt. Die anderen kommen dann 
in der Regel gar nicht mehr. Die 
merken dann schnell, ach, das geht 
nicht. ich i(riege nicht was ich will. 

libli: Wie viele Gefangene werden von 
lhnen zur Zeit betreut bzw. nehmen 
Ihre Dienste in Anspruch; ist die 
Nachfrage größer als das Angebot? 

Stechow: 1991 sind bei uns !6L Vor­
melder eingegangen, 147 sind davon 
bearbeitet worden. Wir haben ins-
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gesamt 9L.2 Gespräche hier geführt. 
Wir haben es noch aufgeschlüsselt 
nach den Deliktgruppen und nach 
Teilanstalten. In der laufenden Be­
treuung sind 53 Gefangene. von 
denen 18 bereits im Vorjahr in Be­
treuung gewesen sind. 

libli: Herr Mollenhauer, Sie haben 
hier noch eine andere. differenzierte 
Funktion. Können Sie darüber infor­
mieren wie sich das auseinandersetzt? 

Mollenhauer: Ja. ich habe mehrere 
Funktionen. Einmal die Koordination 
externer Psychotherapie und zum an­
deren bin ich u. a . für Stellungnah­
men zuständig. Ich spreche erst mal 
von der externen Psychotherapie, 
weil sie sich hier thematisch an­
knüpft. Es gibt einige Gefangene, die 
haben alle internen Angebote aus­
geschöpft, also die SothA, die 
Drogen- oder die PN- Abteilung oder 
sie waren eben auch hier in der Be­
ratungsstelle und haben auch noch 
kurz vor der Entlassung den Wunsch, 
noch weiter an sich zu arbeiten, ins­
besondere um dann nach der Entlas­
sung vielleicht mit demselben Thera­
peuten, den wir ihnen hier vermit­
teln konnten, weiter zu arbeiten. Es 
gibt die Möglichkeit, einen externen 
Therapeuten zu vermitteln, nachdem 
der Gefanger.e einen Antrag gestellt 
hat. \'/ir prüfen, ob die internen An­
gebote alle ausgeschöpft worden sind 
und dann schauen wir, ob wir dem 
Antrag entsprechen können. Wenn der 
Gefangene noch keine Lockerungen 
hat, dann laufen die Therapiegesprä­
che zunächst innerhalb der Anstalt. 
ln dem Moment wo der Gefangene 
Lockerungen hat, kann er draußen in 
der Praxis des externen Therapeuten 
die Gespräche fortführen . Wir haben 
z. Zt. sieben externe Therapeuten, 
die für den gesamten Berliner Vollzug 
eingesetzt werden. 

Meine andere Funktion ist insbeson­
dere, gutachterliehe Stellungnahmen 
abzugeben, und zwar bei Gefangenen, 
die Lockerungen des Vollzuges bean­
tragen, bei besonde•en Deliktgruppen, 
aber einem sogenannten Zustimmungs­
vorbehalt unterliegen. Bei Straftaten 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung, 
bei grober, schwerer Gewalt, Brand­
stiftung etc. Da muß ich eine gut­
achterliehe Stellungnahme abgeben, 
wenn der Teilanstaltsleiter oder der 
Gruppenleiter meinen, da mUßte der 
Rat eines Psychologen gehört werden, 
um bei einer Vollzugsplankonferenz 
entscheiden zu können. 

Ein großer weiterer Teil meiner Auf­
gaben ist die Beratung der Bedien­
steten in allen vollzugliehen Fragen, 
im weitesten Sinne Supervision. 

libli: Herr Mollenhauer, Sie sagten, 
daß Schweigerecht, Schweigepflicht 
ein wichtiges Gut insgesamt für die 
Psychotherapie ist. \vird das nicht an 
der Stelle aufgehoben, wo irgend­
welche Stellungnahmen abgegeben 
werden? 

Mollenhauer: Es ist für uns ein ganz 
wichtiger Umstand. daß wir unter dem 
organisatorischen Dach der PN-Abtei­
lung zwar denselben Chef haben, 
aber in fachlichen Fragen völlig ge­
trennt sind. Der Auftraggeber für 
meine Stellungnahmen ist Dr. Missoni. 
Der Gruppenleiter, der jetzt den Ge­
fangenen hat, Ubergibt die Akte an 
den Teilanstaltsleiter, der Teilan- . 
staltsleiter gibt sie dem Leiter der 
PN-Abteilung, Dr. Missoni. Dr. Missoni 
verteilt und u. a . auch an mich. Er 
kann den Auftrag zur Erstellung 
eines Gutachtens auch an Assistenz­
ärzte erteilen. Die Gutachten. di.e 
ich im Auftrag von Dr. Missoni er­
stelle, haben nichts mit der Psycho­
therapeutischen Beratungsstelle zu 
tun. \'/ir tauschen uns überhaupt 
nicht aus, um Schweigerecht und 
Schweigepflicht nicht zu verletzen. 

libli: Wem nützen solche "psychologi­
schen Momentaufnahmen". wenn wir 
diese Art der Bestandsaufnahme mal 
mit einer "Blitzlichtfotografie" ver­
gleichen? 

Stechow: Um es noch einmal deutlich 
zu machen, im Grunde trägt der Ge­
fangene auch selber für sein Gutach- ' 
ten bei. Wir sind anfangs immer ge­
fragt worden, was nutzt das über­
haupt, man weiß ja gar nicht, hat 
sich der nun verändert oder nicht. 
Als ob das therapeutische Geschehen 
sich hier im Behandlungszimmer ab­
spielt und wenn der Gefangene drau­
ßen ist, die Sache vergessen und er­
ledigt ist. \'lenn das so ist, ist das 
siche'rlich keine gelungene Therapie. 
Wir erhoffen natUrlich, daß es in der 
Regel nicht so ist, sondern daß sich 
diese Verhaltensänderung. auch im 
täglichen Vollzugsleben bemerkbar 
macht, so daß ein Gruppenleiter oder 
irgend jemand anders sehen kann -
auch jemand, der z. B. ein Gutachten 
macht -, ob Veränderungen statt­
gefunden haben. 

libli: Gibt es gesetzliche Anbindungen, 
daß zu bestimmten Delikten Gutach­
ten erstellt werden müssen? 

Mollenhauer: Es gibt eine entspre­
chende Verfügungslage, die b~i be­
stimmten Delikt~ruppen eben die gut­
achterliehe Stellungnahme vorschreibt 
wie ich vorhin schon sagte, z. B. bei 
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Straftaten gegen die sexuelle Selbst­
bestimmung. 

Wenn ich aufgrund der Einleitung von 
externer Psychotherapie von einem 
externen Psychotl)erapeuten in z . B. 
einer Fallbesprechung über den 
Patienten Kenntnisse erlangt habe, 
dann erstelle i.ch kein Gutachten mehr. 
Dann erstellt z. B. Dr. G. das Gut­
achten. Es kommt vor, daß meine 
Kollegen Patienten haben, bei denen 
ich ein Gutachten erstelle. Man 
könnte natürlich unken, daß wir hier 
bei einer Tasse Kaffee sitzen und 
dann miteinander darüber reden. Das 
tun wir aber nicht, weil ·,fir zu 
genau wissen, wie wichtig der Schutz 
des therapeutischen Prozesses ist, 
sowohl für uns als auch für die 
Gefangenen. 

Eines wollte ich hier noch aufgreüen, 
weil das herausgestellt '"erden sollte. 
Oberster Grundsatz der Arbeit hier 
ist Freiwilligkeit. Aus welchen Grün­
den auch immer der Vormelder ge­
schrieben wurde, die therapeutische 
Arbeit basiert auf Freiwilligkeit. Ich 
zitiere da auch den Lichtblick von 
vor zwei Jahren: Therapie muß abso­
lut freiwillig sein. 

libli: Sehen Sie besondere Schwierig­
keiten aufgrund der Situation, hier 
im Strafvollzug lhre Tätigkeit aus­
üben zu müssen? 

Stechow~ ln gewisser Hinsicht schon. 
Das hängt mit unseren Arbeitsbedin­
gungen zusammen, daß wir durch die 
Bedingungen, die wir hier vorfinden, 
in dem was von den unterschiedlichen 
therapeutischen Modellen hier mach­
bar wäre, eingeschränkt sind. 

Mollenhauer. Wir müssen berücksich­
tigen, daß Gefangene am Vollzug 
leiden, und das in den Gesprächen 
immer wieder aufgreüen. Aber hinter 
dem Leiden am Vollzug, dem ganz 
konkreten Tagesablauf, der Situation 
des Eingeschlossensems und den ein­
geschränkten Möglichkeiten steht 
auch das Leiden an der Person. Das 
Leiden an der Person, das der ein­
zelne Gefangene draußen schon mit 
sich rumgetragen hat, vor seiner 
Straftat. Es ist sehr einfach,gemein­
sam festzustellen, daß dieser Vollzug 
einschränkend ist, aber das verän­
dert an der Person nichts. Es gilt 
aber das Leiden an der Person trans­
parent zu machen. 

libli: Findet die Beratungsstelle Ak­
zeptanz oder ist sie ein notwendiges 
Übel? 

Meine: !eh glaube, wir werden des­
wegen nicht als Störenfriede wahr-

genommen, weil wir uns aus dem 
direkten Vollzugsgeschehen raushalten. 
Weil wir systemisch denken und sagen, 
der Strafvollzug in sich hat be­
stimmte Spielregeln, und wir müssen 
diese Spielregeln einhalten. um psy­
chotherapeutisch wirksam arbeiten zu 
können. Und die Möglichkeiten werden 
uns auch gegeben. Schweigepflicht, 
vor allem Schweigerecht und eben 
auch die klare fachliche Trennung 
zwischen Stellungnahmen der Diagno­
stik und Prognostik und der Psycho­
therapeutischen Beratungsstelle. Da 
wir diese Spielregeln einhalten. 
werden wir nicht als Störenfriede 
wahrgenommen. Von daher habe ich 
auch das Gefühl, daß wir akzeptiert 
werden, weil wir uns fachlich glaub­
würdig darstellen; wi.r sind eine 
fachlich überzeugende Einheit. 

.. · 

libli: Hat sich die Einrichtung der 
Beratungsstelle Ihrer Meinung nach 
bewährt, welche Mängel gibt es, was 
würden Sie positiv bewerten, was 
wäre aus Ihrer Sicht verbesserungs­
würdig, z . B. ob daran gedacht wird, 
das Betreuungsangebot zu erweitern? 

Meine : Be,.,ährt hat sie sich allemal, 
das kann man an den Zahlen ablesen. 
Von Jahr zu Jahr wenden sich mehr 
Gefangene an uns. Ein bißchen 
schwierig ist, daß wir nicht so ar­
beiten können, allein schon zeitlich, 
wie wir das gern tun würden. Es ist 
ein Konflikt, wenn ein Gefangener 
sich an uns wendet, muß er mit uns 
vorliebnehmen. Er kann nicht wie 
draußen, wenn kein Platz vorhanden 
ist, sagen, ach, der hat keine Zeit, 
dann gehe ich halt zu MUller oder 
Schulze. Hier versuche ich all denen, 

die Vormelder schreiben. soweit ge­
recht zu werden. sie in jedem Fall 
einzustellen und die Probleme zu er­
örtern. 0\e Abstände der Gespräche 
variieren dann von Fall zu Fall. Es 
ist wirklich ein Manko an dieser 
Stelle, daß nicht genügend Arbeits­
kapazität vorhanden ist. 

Mollenhauer. Seit November letzten 
Jahres haben wir eine Gruppe, die 
sich als soziale Trainingsgruppe ver­
steht. Es gibt von der Jugendanstalt 
Hameln ein Programm mit bestimmten 
Vorgaben. die fUr Gefangene. die 
irgendwann mal Lockerungen bekom­
men oder entlassen werden, sehr 
sinnvoll sind. Da i.st z. B. der Be­
reich soziale Beziehungen, da ist der 
Bereich Freizeit, das sind die Be­
reiche Drogen und Alkohol, Geld und 
Schulden. Diese Bereiche bearbeiten 
wir innerhalb dieser Gruppe und 
stoßen auf gute Mitarbeit. Wir sind 
eigentlich guten Mutes, daß dieses 
Angebot weiterhin angenommen wird, 
und zwar gerade unter dem Aspekt 
der Schwierigkeiten, Lockerungen des 
Vollzuges sinnvoll zu gestalten und 
damit umgehen zu können. 

Stechow: Ich möchte noch eine Sache 
dazu sagen. Diese alte Frage, Thera­
pie im Knast, geht denn das über­
haupt? Ich denke, daß die Frage 
eigentlich falsch gestellt ist. Nach 
allem was wir hier besprochen haben, 
ist deutlich geworden. daß die Be­
dürfnisse nach Therapie vorhanden 
sind. Das haben wir im Laufe der 
Jahre hier erlebt, und diese Erfah­
rungen wurden ja schon früher im 
psychiatrischen Bereich gemacht. lch 
halte es fast für unethisch zu sagen, 
wir lassen lieber die Finger davon. 
Die Konsequenz daraus wäre, gar 
nichts zu machen. Ich sage nur, wir 
haben jetzt 1992 und hier sind 1000 
Gefangene, unter denen eine Popu­
lation ist, die dringend einer solchen 
Behandlung bedarf. Da kann ich nicht 
die Hände in den Schoß legen - das 
ist meine persönliche Meinung - und 
sagen, überlassen wir die mal sich 
selbst und denken uns Konzepte aus, 
die vielleicht im Jahre 2050 greüen. 

Deswegen noch mal, wir- müssen auch 
lernen, mit diesen Schwierigkeiten 
hier umzugehen. lch denke, daß es 
uns gerade hier ganz gut gelungen 
ist. Das zeigt die Entwicklung dieser 
Stelle. besonders auch die fachliche 
Zusammenarbeit auf der Grundlage 
unseres Gesamtkonzeptes. Es ist eini­
ges im Knast zu machen. Es ist oft 
ein langer Weg, aber was wir hier 
schaffen, das könnten andere auch 
schaffen. 

libli: \Yir danken lhnen für dieses 
Gespräch. 

'der Iichtblick' 15 



Besuch einer Gerichtsverhandlung 

\'lir nahmen an einer Gerichtsverhand­
lung vor dem Hauptstädtischen Be­
zirksgericht teil. Es handelte sich um 
eine schwere Körperverletzung. Das 
Gericht war besetzt mit einem Vor­
sitzenden Richter, zwei Schöffen, 
einem Staatsanwalt und einem Ur­
kundsbeamten. Der Angeklagte war 
wegen Fluchtgefahr gefesselt. lm An­
schluß an die Verhandlung hatten wir 
Gelegenheit, mit einer Richterin zu 
sprechen, die auf unsere Fragen 
folgendes erklärte: 

Budapest ist in Bezirke eingeteilt. 
Jeder Bezirk hat ein Bezirksgericht 
mit erster und zweiter Instanz, vor 
denen leichtere Fälle verhandelt 
werden. Der Hauptstädtische Ge­
richtshof ist diesen Gerichten über­
geordnet. Das Verfahren ist mit dem 
vor deutschen Gerichten vergleich­
bar, mit der Besonderheit, daß auch 
Richter Berufung einlegen können. 
Die meisten Richter sind Frauen. 
Schöffen werden von den Selbstver­
waltungen oder den Betrieben er­
nannt; es sind überwiegend Rentner. 
An Strafen sind gesetzlich vor­
gesehen Geldstrafe, Freiheitsstrafe, 
die zur Bewährung ausgesetzt werden 
kann und Erziehungsarbeit, die ab­
geschafft werden soll. Es werden ca. 
70 % Geldstrafen und 30 % Freiheits­
strafen verhängt. Die Todesstrafe 
wurde vor zwei Jahren abgeschafft. 
Sie wurde ca. Smal im Jahr verhängt 
und durch den Strang vollstreckt. 

Aus dem Bereich des Jugendstraf..: 
rechts erfuhren wir folgendes: 

Die Strafmündigkeit beginnt mit 1 L 
Jahren. Vorher ist die Einweisung in 
eine Erziehungsanstalt möglich. Zwi­
schen lL und 18 Jahren ist man 
Jugendlicher. Hier ist die Verhängung 
von Freiheitsstrafen möglich, jedoch 
nur als letztes Mittel. 

Zur ]uristenausbildung: 

Es muß eine Aufnahmeprüfung an der 
Uni bestanden werden. Mit Abschluß 
des Studiums erwirbt man den "Dr." 
Es folgen zwei Jahre Referendarzeit, 
die in dem Bereich abzuleisten sind, 
in dem man später arbeiten will. Im 
Anschluß daran folgt eine Abschluß­
prüfung. 
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Protokoll eines 
Tages in Budapest 

Arrest: Mildeste Form des Strafvoll­
zugs; frühzeitige Entlassung nach 2/ 3 
Strafverbüßung. 

Während des Vollzuges ist je nach 
Wohlverhalten ein Wechsel vom 
Zuchthaus ins Gefängnis und um­
gekehrt möglich. Offenen Vollzug gibt 
es nur in einem Gefängnis in Ungarn. 
Jugendliche werden in gesonderten 
Anstalten untergebracht. Es gibt eine 
allgemeine Arbeitspflicht sowie ein 
Recht auf Arbeit, das wegen man­
gelnder Arbeitsplätze aufgrund der 
schlechten wirtschaftlichen Lage 
Ungarns aber nicht gewährleistet ist. 

Alle zwei Monate darf Besuch und 
ein Paket empfangen werden. jeden 

---..- Tag gibt es LO Minuten Freigang. 
~-=--- \'Jenn die Gefangenen von der Arbeit 

kommen, werden sie eingehend kon­
trolliert. Sie verdienen ca. DM 60,-

~=~~~~~~=::J im }.lonat, wovon sie ca. DM 1,-/fag 
..,; für Kost und Logis bezahlen müssen. 

Auf fünf Gefangene kommt ein Be­

Besuch einer Budapester Strafanstalt 

Gespräch mit dem Gefängnisdirektor: 

Die von uns besuchte Strafanstalt ist 
mit 1 900 Gefangenen die größte in 
Ungarn. Sie wurde 1986 erbaut und 
ist zugleich Zuchthaus und Gefäng­
nis. Der Gefängnisdirektor hat den 
Rang eines Oberst, wodurch die mili­
tärische Führung zum Ausdruck 
kommt. Dennoch unterstehen die 
Strafanstalten in Ungarn dem Justiz­
ministerium. Es gibt drei Arten von 
Strafanstalten, die sich durch die 
Ausgestaltung des Strafvollzuges 
unterscheiden: 

Zuchthaus: Schwere Delikte, Rückfäl­
lige; Zellen tagsüber und nachts ge­
schlossen; ständige Begleitung der 
Gefangenen; weniger Geld zum Ein­
kauf als in den anderen Strafan­
stalten; frühzeitige Entlassung frü­
hestens nach L/5 Strafverbüßung; 
kein Freigang; keine Arbeit außer­
halb der Anstalt möglich; Einzelhaft 
bis 30 Tage. 

Gefängnis: Freigang und Arbeit au­
ßerhalb der Anstalt möglich; früh­
zeitige Entlassung bereits nach 3/4 
Strafverbüßung möglich; Einzelhaft 
bis 20 Tage. 

diensteter, welche nicht mit Schuß­
waffen, sondern mit CS-Gas. Fesseln 
und Gummiknüppeln ausgestattet sind. 
Die Rückfallquote beträgt 3/l. 

Besichtigung der Anstalt : 

Die Gefangenen sind in der Regel i.\1 
Mehrbettzellen untergebracht. Uns 
wurde auch eine Einzelhaftzelle ge­
zeigt, in der sich zu unserem Ent­
setzen ein Gefangener befand, der 
bei Aufschluß der Zelle strammstand. 
In allen Zellen sind Fernseher er­
laubt. Das Essen wird in einem Ge­
meinschaftsraum eingenommen. Wir 
besichtigten weiterhin moderne 
Schulräume und eine Bibliothek. Hier 
können die Gefangenen nicht nur 
Bücher ausleihen, !>ondern erhalten 
auch die Gefangenenzeitung, die je­
doch nicht von ihnen selbst heraus­
gegeben wird und den Charakter 
einer normalen Tageszeitung hat. 
Auch innerhalb der Anstalt besteht 
die Schulpflicht bis zum !.0. Lebens­
jahr. 

Unser Gesamteindruck war, daß die 
Anstalt militärisch streng geführt 
wird und insgesamt mehr den Ein­
druck einer Strafanstalt vermittelt 
als die Strafanstalten in Berlin. 

Gabriele Goldammer I Ulrike Schroeder 
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Auf diesen Seiten haben die Leser das Wort . Ihre Wünsche, Anregungen, 
Forderungen, Kritik und Urteil, müssen sich nicht unbedingt mit der 
Meinung der Redaktion decken . Die Red. behält sich vor, Beiträge - dem 
Sinn entsprechend - zu kürzen . Anonyme Briefe haben keine Chance. 

Hallo Lichtblicker und 
Leser, 

hier und heute mal wieder 
News aus dem Mauerbiter 
"!< indergarten: 

1'/ie aus in der Rege1 
gut informierten Kreisen 
zu erfahren ist, gibt es 
nunmehr 'ne neue Version 
als Begrundung für das 
strikte Pfefferverbot in 
hiesigem Gemäuer, welches 
obendrein von den Richtern 
der Strafvollstreckungs­
kammer begeistert (?) mit­
getragen, ja fUrwahr be­
stätigt wurde. Danach er­
innerte sk\-a ein offensicht­
licher Marchenfan, nämlich 
die Leiterin der Teilanstalt 
ll, an die Geschichte des 
Räubers Hotzenplotz (! l. 
der mit Pfeffer den Kas­
perle (?) uberfiel, indem 
er ihm das Gewürz in die 
Augen zu streuen ver­
suchte; wie man hört, ohne 
Erfolg. 

Oh, liotzenplotz, warum 
hast du kein Steakgewürz 
odet· ähnliches ISenommen, 
der Erfolg wäre kaum 
schlechter ausgefallen und 
uns wäre heute Pfeffer er­
laubt. 

Nun habe ich mal einen 
Film im offentlieh-recht­
lichen Fernsehen gesehen, 
wo jemand Voqelmist (in 
diesem Fall gar Tauben-

scheiße) getrocknet, pulve­
risiert und für genau den 
gleichen Zv.reck wie zuvor 
olle Hotzenplotz verwendet 
hat (mit mehr Erfolg, so­
weit ich mich erinnere) . 

Vielleicht erinnert sich 
auch der eine oder andere 
an so 'ne Luis-Trenker­
Schwinge, wo einem bei 
dem Versuch, 'n Adlerhorst 
zu plUndern, selbiges aus 
Unachtsamkeit widerfuhr, 
der arme Kerl gar in der 
Folge erblindete. So wett, 
so gut. Hiermit möchte ich 
auf diesem Wege beantra­
gen, stracks alle Tauben in 
~1auerbit zu verbieten. 
denn die Gefahr ist offen­
sichtlich. 

Wer im übrigen die Ge­
fahr von Taubenmist ver­
neun, kann z. Zt. noch 
(so lange die Tauben kein 
Hausverbot haben) die 
Probe aufs Exempel 
machen. Scheiße der Vögel 
liegt genug herum und an 
Kasperles mangelt's hier 
ja auch nicht. was ich 
aber nicht als Aufruf zu 
'nem Gesetzesverstoß ver­
standen wissen will! 

So.idarische Grüße an 
alle pfefferlosen und ähn­
lich verschei ßetten Lei­
densgenossen, 

Norbert Brandmeier 
JV A Berlin-Moabi l 

Hallo Leute, 

ich habe mit den Jahren 
manchen Knast durchlaufen 
und den verschiedensten 
Vollzug miterlebt, und wenn 
ich so zuri.ickblicke, muß 
ich sagen, der Vollzug hat 
sehr nachgelassen. Es wird 
immer mehr ein Verwahr­
vollzug .. . Als man fragte 
was wollt ihr: Amnestie 
oder Fernseher? . haben 
alle wohl Fernseher ge­
rufen. 

Willich, Geldern, hier 
Rheinbach, Kö1n usw. -
Knastzeitung ein Fremd­
wort. Ja, in Geldern, wo 
ich voriges Jahr acht 
Monate den Schweißer­
Lehrgang mitgemacht habe, 
da gab es eine, die der 
Anstaltsleiter herausgab 
und zensierte, aber fur 

einen Mann, der auf dem 
Standpunkt stand, daß alle 
Gefangenen als asoziale 
Psychopathen anzusehen 
seien. kann man sicr wohl 
vorstellen wie seine Knast­
zeitung aussah. 

Der Gefangene ist all­
gemein faul und bequem 
geworden. Die meisten 
gehen kaum noch abends zu 
anderen auf Umschluß. Sie 
sitzen lieber alleine auf 
der bequemen Zelle und 
sehen "fern" . Mir geht es 
genauso, man paßt sich 
eben jedem Vollzug an. 

lch habe lange in Ber­
lin gewohnt (Reinicken­
dorf) und war auch in 
Moabit mal sechs Monate in 
U-Haft. Da habe ich den 
Lichtblick zum erstenmal 
gelesen. 

Wen interessiert schon 
groß jetzt noch der Voll­
zug. Alle wollen ihre Ruhe 
haben und ein Fernsehpro­
granun. BUNTE, HÖR ZU sind 
wichtiger geworden als 
eine eigene Knastzeitung. 
Was soll man dazu noch 
sagen? Tägliche Themen 
bei der Arbeit sind nun 
"Hast du gestern im Fern­
sehen diesen Film ge­
sehen?" Sogar ei.ne Anstalt 
wie hier Rheinbach macht 
nun einen großen \vandel 
mit. \'io vorher nur Lang­
strafen waren, befinden 
sich nun auch viele Kurz­
strafen - ein neues 
System??? Ich glaube, bis 
einer durchblickt:, \o.rirklich 
durchblickt, was vlirklich 
läuft, merkt das erst, \.,.enn 
man ihn was platt macht. 

lch merke es auch an 
mir, ich schreibe kaum 
noch nach draußen. lch 
v.t\!nsche Euch jedenfalls 
alles Gute, macht weiter 
so. 

Mit freundlichen Grüßen 

Willi Harn 
JVA Rheinbach 
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Liebe Lichtblicker, 

in der Anlage übersende 
ich Euch eine von mir ver­
faßte Todesanzeige - im 
Namen all seiner Freun­
de/innen zu unserem ver­
storbenen Freund Achim. 

Achim wurde .am l . No­
vember 1991 entlassen. Mit 
seinen 23 Vor-strafen war 
er auch häufig in Tegel 
und in anderen Knästen 
wegen seiner Beschaffungs­
äktchen anzutreffen. Als 
einer der ersten der Ber­
liner Scene hatte er diese 
Tortur 20 Jahre lang er­
fahren müssen, und die er 

jetzt nicht mehr stand­
halten wollte. 

Achim hatte seinerzeit 
das Poster der Knastband 
ARMAGEDDON gezeichnet. 

Stellvertretend für die 
anderen 2000 Freunde/ 
innen des vorherigen 
Jahres, denen es irgendwie 
ähnlich gegangen sein muß. 
denken wir/ich, hat er 
diesen Platz im Lichtblick 
verdient. 

Mit Da.nk und freundlichen 
Grüßen 

Andreas Körössy 
JV A Berlin-Tege l, TA Vl 

Es ist Zeit z um Umdenken ! ! ! 

J 0 A C H I M I Ö H N 

*o4 .02 .54- tz7 .11 . 91 

Leben-D r ogen-Knast-Blues-Zeichnen-Drogen-Tod 

"Todessturz - Ein 37jähriger Mann aus Reinickendorf stürzte 
sich abends am Zwickauer Damm (Rudow) vom Laubengang eines 
Hochhauses . Er war sofort tot. Das Motiv ist noch ungeklärt . " 
(B.Z. v . 28 .11 .91 - Berlin) 

Zum x-ten mal im Knast - zuletzt 19 Monate - und nach drei 
Wochen in 'Freiheit' setzte Achim seinem ' Leben' -nicht 
durch Oberdosis -ein Ende . 

Das Motiv gibt es nicht, abe r es gibt: 

- 20 Jahre Abstinenz-Dogma, repressive Drogenpolitik und 
Kriminalisierung ! 

- 20 Jahre Ausgrenzung vcn K')nsumenten illegaler Droger. 
in allen Lebensbereichen ! 

- 20 Jahre Beschaffurgskriminalitätsdruck, gesundheitliche 
und soziale Verelendung durch gestreckten und 
teuren Stoff ! 

- 20 Jahre Therapieeinrichtungen, die mehr den Helferr. 
statt den Betroffenen nützen . 

- 20 Jahre Ei nschränkungen der Grundrechte durch das Betäu­
bungsmittelgesetz; z.B. im Recht auf freie Ent­
faltung der Persönlichkeit, Gewissensfreiheit, 
allgemeine Handlu~gsfreiheit, körperliche Unver­
sehrtheit und Gleichbehandlung .•. ! 

- ???????? restriktive Substitutionsvergabe von L-Polamidon 
- ???????? kein Heroin unter ärztlicher Vergabekontrolle ! 

Wir können es verstehen, daß Achim dem Druck des Müllberges 
von '100 Jahren' nicht mehr standhalten wollte. 

~li t seinen Bildern und Träumen, Schwächen und Stärken, sowie 
in seiner Sensibilität für Freude und Frust im Miteinander, 
wird Er es uns nicht ver gessen lassen und ewig in unserer 
Erinnerung bleiben . 

Seine 

Fr eu ndin nen und Fr e unde 
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Sehr geehrte Herren, 

in der Anlage befindet 
sich info-Material über das 
erweiterte Gruppenangebot 
unserer Einrichtung. Wir 
würden uns freuen, wenn 
Sie dieses in einer Ihrer 
nächsten Ausgaben ver­
öffentlichen. 

Interessierte Gefangene 
können direkt mit uns Kon­
takt aufnehmen (schrift­
lich oder telefonisch) oder 
über unsere Mitarbeiterin 
Frau Kasulke, die regel­
mäßig dienstags in der 
JVA Tegel ist. 

~lit freundlichen Grüßen 
i. A. Schegietz 
Alkoholiker-Strafgefangenen­
Hilfe e . V. 
Beusselstraße 3 
W-1000 Berlin 21 
Telefon: 3 91 96 61 

Hallo, liebe Lichtblicker, 

frohe Weihnachten und ein 
glückliches Neujahr 
wünscht Euch Teddy aus 
Paraguay. 

ja, wir leben auch noch 
und freuen uns immer sehr 
über jede Ausgabe, die uns 
hier erreicht. Zu Eurem 
Bericht über Preungesheim: 

Ich wohnte dort im 1. 
und 2. Stock mit Ausblick 
zum großen Rasen. Ich er­
innere mich eigentlich an 
ein Leben wie es wohl im 
HOL! DA Y INN Hotel ist. 
lch fand das alles sehr 
lustig und interessant dort, 
natürlich, für mich war es 
das erste Mal und natür­
lich hoffentlich auch das 
letzte Mal im Knast. 

Der Bericht über die 
Stütze konnte ruh1g etwas 
ausführlicher sein. für uns 
hochinteressant . 



~10NTAG 18.00- 19.30 Uhr 
MALEN UND ZEICHNEN 

DIENSTAG 18.30 - 20.00 Uhr 

GESPRÄCHSGRUPPE * 

DONNERSTAG 16.00- 17.30 Uhr 

ENTSPANNUNGSTRAINING* 

18 .30 - 20.00 Uhr 

GESPRÄCHSGRUPPE* 

SAMSTAG 16.00 - 19.00 Uhr 

OFFENER TREFF -
FREIZEITGRUPPE 

*FÜR DIE TEILNAHME IST 
EIN VORGESPRÄCH ERFORDER­
LICH 

lch hätte ja ab 1.6.91 
arbeiten gehen können in 
Miami, aber das Sozialamt 
streitet sich noch immer 
mit mir Uber die Flug­
kosten vor dem Ven.ral­
tungsgericht . Toll, das 
schon rund sechs ~!onate . 

Im Oktober hatte ich 
wieder eine Stelle in Aus­
sicht mit rund DM 2000 
Gehalt hier im Lande, das 
ist ein Superlohn hier, 
doch der Sozi genehmigte 

mir keine Klamotten zwecks 
Vorstellungstermin. 

In diesem Sinne, das 
allerbeste und macht 
weiter so. 

Viele GrUße aus unserem 
Sommer, ja im Augenblick 
(28.12.1991) täglich 36 bis 
38 Grad, da ·hat man 
eigentlich keine Lust zu 
arbeiten. 

Detlef Kratz 
Asunc~on - Paraguay 

SPEUDE~ AUF DAS 
1-<.0 NT 0 DOZ 

ßER.LIN[R BANK A6 
(BLZ -100 1.00 00) 
31-00-132.- 703 

• ODeR. 

POSTSCH[C.I.<KONTO 
DER BERLINER ßANio( AG 

NR . 27..0 00 10).. BLN. 'vl 

Hallo Rene, 

habe mich aus franko­
philen (deshalb grenz­
nahen) und druck(erei)­
technischen Gründen hier 
unter obiger Anschrift (zu­
nächst noch als (Zweit­
und) Arbeitswohnsitz, Tele­
fon ist beantragt) nieder­
gelassen, denn das Jahr 
1992 soll (für mich) dem 
Kampf - bis zum vollen 
Erfolg - der noch total 

.... ,, .. 
VER.MER K NICHT VER~.SSEN: 

SONDeRKONTO LIC.fiTBLICt.< 
31-00 -13).-70.3 

unzeitgemäßen Knastlöhne 
und den durch lnhaftie­
rung(en) entgangenen Ent­
geltern gewidmet sein! 

Bitte dies zu vermerken 
und in der nächsten Licht­
blick-Ausgabe zum Abdruck 
zu bringen. 

Mit freundlichen (und soli­
darischen) Grüßen und den 
besten Wünschen für 1992! 

Ewald Remmler 
Fröhnstt: 35/1,6780 Pirmasens 
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(Süddeutsche Zeitung vom 8.2.1992) 

Diskussion um neue Drogenpolitik 

SPD schließt Heroinfreigabe nicht aus 
.Problem mu81n den Kon•umentenlindern angepackt werden• 

deu. SoDA (Eigener &ncbt)- ln der Dis- f'te1pbe von Drogen a.ageregt hatte. sei in 
kussion um eine neue DrogenpoliUk meh· der Tendenz wohl richtig. 
ren s1ch tn der"SPD du! Stimmen, die eme D1e SPD·Portcrze1tung Von.oltrts wid · 
~is&be von Drogen als einzige Möglich· met der uiostritteoen Drogenfreigabe 10 

ltelt sehen. aus dem • TeufelskreiS von Ihrer Februar-Nummer das n\etthema 
hohen ProfiteD der Dro&eomalia und der Der Vors:~tzende der J~ Ralf 
Beschaffungsknmmalltlit der Abbäogi- Ludwlg. spricht sieb darin CUr die Dro­
gen• aunubrechen. Nach einem Besuch gen!reigabe mit einer Reibe von Zwt· 
in den Orogeo&nbau-Staaten Pü:istan, sehenschritten aus. Oie bisherige PoUtik 
Tb4iland und Laos berichteten die SPD- bestrafe nahezu ausschließllch die klei­
lnnenpoliuker Willfned Penner und nen Drogenkonsw:nenten, wihrend man 
Hans-Gotmied Bemreth ihrer Fraktion: &n d1e Händ.lerorganislltioneo Dicht her· 
.Es verdichtet sich die Oberzeugung zur ankomme. Man müsse den Schwan· 
Gewißheit. daß eine Uisuog der Orogen- mukt, der Profite von mehr als tausend 
trqe von den Ä.nbe.ullndem kaum er- Prount nüa.ue. austrocknen: .Theore­
w&rtet werden kann • Der Scblibsel dafür tisch könnte beilplelsweise HeroLD 1\lr 
gehe mehr und mehr auf die KoMumen- zw&JWg Mark Ln der Apotheke verkauft 
tenlander Ober .Solange der Wep.litlit werden. Kein JUD.kie müßte dann stehlen 
nicht der Boden entzogen wird. sind riesi- gehen. niemand mWlte s ich prostituieren 
ge Gewinne des Rauschgifthandels und und niemand tur seinen Stoff dealen .· Die 
darauf fußend wachsende Besc:ha.tfun8s· Drogenmafia kdnne zugleich die hohen 
knmmalltät die Fotee • Preise nicht halten. argumentiert der 

PeMer erklilte, d.se lndustrieiAinder Juso-chef. • Wn wOrde sc:hoo bei der 
könnten den DrogenMbauem in aller Maf1a kauten. weM ein quaHtadv gutes 
Welt die AnpOanzung von Ersatzproduk· und kontrolliertes Angebot legal gemacht 
ten - lUDl Beispiel Rüben und Tomaten würde?' Damit verbunden sei ein generel· 
statt Coca·Pfiii.I\Un oder Mohn - nicht les Werbeverbot und die Einschränkung 
beuhlen Dazu se1en dte Anbaufliehen dl's Selbst.bed.senungsverkautes. 
ru groß. Em we1teres Problem se• die Der rhemiMd·pf&Wsche G«sundhe•ts· 
Kontrolle. Weite ~boete im a.s1atiscllen OlllUSter Ulricb Galle (SPD) entgegnete 
.Goldenen Dreieck' oder im Norden Paki- dem Ju.so-Vorsitzenden. gegen eine Dro· 
stanS se1en sc:hwer n~gangbch und 10 der genfrelgabe spreche nicht nur die intema­
Gewalt bestimmter Stamme. ohne daß d1e uonale Rec~tslqe .Jede ~ono der Lesa­
Reg~erungen E:m!lu.ß auf diese ~btete llis1erung würde den Zugriff auf die Dro­
halten Außerdem se1 der Korruptton Tür gen erleichtern. Oie Verantwo~ fur 
und Tor geöffnet, wenn ein PQhust mit eone mögliche ~triichtliche Stel~~ru!'g 
zwei Kindem Ln Laos rund 25 Dollar im von Konsum, M1ßbrauch oder AbhaDgJ~­
Monat wrdiene ~ldw&sche. also da.s ke1t wtrd wohl memand. auch keme Poh· 
Hmembnngen .Uega.ter Orogenprofite m ukenn oder kem PQiiuker. ubeme~men 
den legalen Wi~haftskre1slauf. gesche- woiiM • Statt emer ~1gabe mußten 
he in Palostan prakusch mn staatl1cher m\'hr souale und therapeutische H1lfen 
Belhllf~ ant<eboten werden Da.s Pnnz1p gegen-

Wegen d1eser Erkcnntn1sst plad1en ubolr den D~genabhang~gen mus~ . Hilfe 
Penner da!ur. das Orogenproblem 1n den ~tt Strafe lauten und müsse emherge· 
KonsumentenlAndern &nzu~ken Oabe1 h~n mn emer Wirksamen Bek&mpfung 
schloß er auch mcht aus. harte Orogen des Drogenhandels und der ~ldwä.sche 
treltugeben Em ent.~prechender VorstOß 

(Der Tagesspiegel vom• 10.1.1992) 

CDU fordert rigide Eindämmung 
des Drogenhandels in Tegel 

Limbach wünscht Vielfalt der Ansätze I AL l'ermißt Therapiekonzept 

Erst knapp drei Monate nach seiner Vor- der m Aussicht genommenen Umstruktu· 
Iage diskutierten die Mitglieder des rierung der Berliner Gefängnisse hm zu ei· 
Rechtsausschusses des Abgeordnetenhau- ner klaren Trennung zwischen Untersu­
ses den Drogenbericht des Senats. Darin chungsbaftanstalien und Volltugsanstal· 
wird geschildert. ".;e sich der Drogenmtß. ten. 
brauch m der Justizvollzugsanstalt Tegel Wie auch Eckert sagte sie, der Drogen­
verschärft hat. Bei der Debatte am gestri- markt in Haftanstalten spiegele den Markt 
gen Donnerstag wurden unterschiedliche draußen wieder. Dagegen dürfe aber kei­
Sthwerpunkte deuUicb. Während AL/ nesfalls eine sich verselbstii.ndlgende Ar­
Bündnis 90. POS und SPD die Rehablllta· beitsgruppe Sicherbell gesetzt werden. 
tion von drogensüchtigen Sträflingen for- Rund 100 000 Llelerfalln.euge trlifen pro 
derten, sagte Ekkehard Wruck von der Jahr in der Justizvollzugsanstalt Tegel ein. 
CDU. man milsse . rigide vorgehen - alles Deren Kontrolle hefere ein entscheidendes 
andere ist Pippifax". Instrument zur Eindammung der Drogen· 

J\]bert Eckert von der AL regte an. den flut 1n TegeL Ob die Mitarbeiter wirklich 
Haftbogen sterile Emw~pritzen zur Ver- ein Slcherheitsrislko$Cien. bleibe strittig. 
fügung zu stellen. .Dadurch kommt kem Andreas Gram (CDU) erklarte. durch die 
einziges Gramm Heroin mehr in die An· schärfere Postkontrolle sei schon viel ge­
statt.• Er verwahrte sich gegen eine .Re- wonnen worden. Das zeige sich daran. daß 
formkosmetlk', hinter der sieb die Wieder· die Zahl der !>akete um 75 Prozent zurück· 
elofubrung der Sicherungsgruppe verber- gegangen sei. Sem FrakttonskoUege 
ge. deren unkontrollierbare Aktivit&tet m Wruck betonte. es gehe der CDV um den 
Tegel b1lrüchtigt waren. Am Orogenbe- Schul% der nicht süchtigen Häftlinge, um 
riebt kritisierte Eckert, deß er einseitig auf derentwillen Drogenhandel energiSch un­
Repression setze. Für die SPD sagte Giseta terbunden werden müßte. Wruck sprach 
Grotzke, man vertrete keineswegs ein Re- sich aus rechtlieben Gründen gegen frei 
pressionspnnzip. Doch dUrle die Frage der zugangbebe Spritzen aus, was JusUzsena­
Drogen Ln Tegel nicht losgelöst von der I torin Limbacb unterstützte. da s1e eme 
Standortlrage gesehen werdeq. also von .Enttabulsierung· belurchtet. rvr 

(Der 
Berlin vom 1.2.1992) J ( Volksblatt 

(l)ie Taqeszeitung vom 13.2.1992) 

Strafgefangener in 
Tegel tot aufgefunden 
Tfld. O.r 42jihnge Strugefange1110 
JoaclumS istioderiVA TegdiOtauf­
gefunden "orden. Er IIane &ich :un 
Fenmrbeuz seiner 7.elle erhängt 
Hinweisezum Motiv seilieS Freitodes 
kollllte11llicht gefunden .... rdml. AJJ­
haiiSpoullct.e filrt'ine suw4gdahr be­
Siallden ruclu. so cm Senau><erwai­
Nng tllr Justiz 

Justizbeamte: Jeder 
dritte Häftling 
ist drogensüchtig 

ge 

des Hnmburger Burg~rme1sters Henmng 
\'oscherau der vor e1n1gen Monaten d1e (Der Tagesspiegel vom 27 .2.1992) 

Rund ;eder dnnc Häftling in 
Berhn~ Justizvolllu&~an~t31ten soll 
dfOt!cnabhängl~ <ein. Rund 600 in 
Berhn cm"IZeode Gefangene sckn 
bekltnntcrmalkn drogc:robltängig. 
"-CJtcre 300 bis 450 Hilfthnge ver· 
mutlieh süchtig, erklärte der Ver­
band der Justiz\'OII1ugsbedienstc· 
1en Serlins (Vdi8) 1n cmer ge51em 
•cr6'tenthchten Mmcdung. ln dtn 
>leben Berliner H2ftanstalten ~~~· 
zen gc~enwänig nach Angaben J~r 
VdJB - einer Untergruppierung 
de~ !Xut>ehen lk3mtenbundes -
rund 3200 Geflng~nc ein. Der Ju­
•tizange<tellten· Verbilnd forderte 
eine intensl\-e Bekämpfung de; 
Drog~nhandels in den Gefängnis· 
..cn. Duu müßten H.tltlioge bei 
der "n:tli~hen Aufnahrneunter.u· 
chung tuchauf e1ne lll<)gliche Oro­
!!Cnabh;Jnglgkeil untersucht wer­
den. FOr jeden Abh;Jng1gen musst 
dann con verbindlicher Behand· 
lunt:~plan erstellt "erden. Drogen­
ireie Gefangene mtlßten abge· 
gremte lkn!J<:he 1nnemalb dc::. 
Halholltugs erhalten Zwar wur­
den aruliche Drogcnuntersuchun· 
gen bcre1ts durchgeführt. sagt eine 
Juiotil;precherin. d1e Ärzte seien 
Jedoch an ihre Schwetgepflicbt ge­
bunden bb 
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Landgericht verteidigt "Recht auf Rausch" 
\fit Essen und Sex gleichgesetzt I .,Haschisch\·erbot grundgesetzwidrig" I BundesYerfassungsgericht angerufen 

pl HA..\UL'IC. 26 Februar Eone Stral· produkten nchten. gfe1cb dre1 Grundrech· .Recht aul RauKh' als durch das Grundge­
i<ammer des l..lndgenchu Lubeck halt d1e te verletzt. den GhtiChhettSgrundsdiZ tArtl· setz geschutzt an Eme Emschr4llkung dl('· 
strafrechthebe Verfolgung von Ha.sch1sch- kel 31. das Grundrecht aullre1e Entfaltung ses Rechts set nur moghch, wenn <~e aus 
oder !1-ianhuanal<onsumenlen f\lr verlas· der Personhellkelt (Art 2. Abs I 1 und du? I Grunden des Allgememwohls unerlaßllch 
sungswtdng und hat t~ch deshalb 4n das Verp01chtung des Staates, du!• Gesundheit set 
Bundesverfa.ssungsgencbt tn Karlsruhe der Bwger zu5Chutun (Art 2. Abs. 2. Salz Das Strafrecht allerdmgs se1 em unge· 
gewandt BISher hat ketn anderes Gencht 11 ln Sachen Glelchhei!S9fUndsal1 ISt d1e Plgnetes und unverhaltn>smaßtges Mtttel. 
d.sesen Weg emgesc:hlagen. Sollten d1e Ka.mmer unter HmZUZlehung von E:fper- , den Drogenkonsum zu unterbmden. Dnt· 
Karlsruher R1chter den Lubecker \forstet- ten zu dem Ergebn.s gekommen. daß d1e tens schließheb wtrft das Lubecker Ge· 
Iungen folgen. waren davon ühntausende Gefahrdungen, du! von Alkohol und N1ko- ncht dem Gesetzgeber vor, den .rausch· 
Strafverfahren tn der Bundesrepubbk be· ttn ausgehen. erhebheb hoher elliZUStufen wtlhgen· Burger m etne .absurde und ver­
troffen seoe~ als die, d.se sich aus dem Konsum von fassungswtdnge Altemauve· zu nnngen 

Auch truhere. bereits recbukrllfuge Ver- Cann.tbi.SJlrodul<ten ergaben .Wer SJCh berauschen wtll. hat d1e Wahl zu 
Iahten konnten wteder aulgerollt werden. Unter verfassungsrec:hthchen Ges1chtS· l treffen. ob er es legal. aber gefahrdeter. 
Dazu der Vors1tzende R1chter der Lubek· punkten gebe es .kemen sachgerechten oder wentgcr schadhch, dafur aber 1llegal 
ker StraJlcammer Wolfgllng Neskov1c . . Die und nachvol1~1ehbaren Grund', den Kon· tut 
EntSCheidung stellt ewe Auffordenwg an surn von Hasdusch oder ManhuMa zu be-
den ~tzgeber dar. seme verfa.ssungs- slrale~. das Tnnken •lkohohscher Getran-
rec:htllchen Pßtchten un Betaubungsmlt· ke aber ungestraft zu lassen Das uberma· 
leistrafrecht rucbt zu vergessen ß1ge Alkoholtnnken konne sogar 1m Ge· (Der Tagesspiegel vom 18.1: 1992) 

D1e Enischetdung soll gleodtu111g dazu gensatz zum Haschischkonsu m zu erhebl1· 
beiiJagen. emer humanen. am M\'nschen· chen gesundhellheben Schaden fuhren. 
bild des Grundgesetzes onentterten Dro- D1e Anzahl der Alkoholloten pro Jahr wer­
genpohult den Weg zu ebnen· Im Lubek- dem DeutSChland auf 41!000 Personen ge­
lr.er Fall gebt es um eme Frau. dte 1m Fe- schatzt. Be1 etwa der Halfte aller todJJchen 
bruar 1990 wegen versuchten Orogen- Verkehrsunialle sei Alkohol genauso 1m 
schmuggw und Drogenhlllldels zu acht- Sp1el Wie be1 vtelen Straftaten Als unhalt· 
z.ehn Monaten Gelangru.s m1t Bewahru.ng bar Wt!lSt dfe Lubecker Entsehe1dung un­
verurtellt worden war Im Apnl 1990 balle ter HtnweiS auf wusenschaflllche Lllera­
Ste dann versucht. tbtem Mann. der 111 Un- ~ tur und du~ gehorten Sachverstllndtgen d1e 
tersuchungshaft saß, 1,2 Gramm Ha.scluscb Ansicht zu ruck, Ha.schiSCh oder Manhu· 
~zustecken Dalur wurde s1e zu zwe1 Mo- ana mußten als Etnsuegsdrogen I ur harte· 
naten Gel4ngniS verurteilt Gegen das Ur· re Drogen angesehen werden Em .Umstel· 
tell legte s1e vor dem Landgenchi Beru- ge...lftkt dltsto>he allenfalls aus dem gp. 
fung etn D1eses Gencht h4t jetzt entschte· memsamen tlleq41en Drogenmctrkt 
den. do.s Ver1wen eunusetzen und e1ne Zum zw@nen JSI d1e Lu!x>ck., KammPr 
Enische1dung des Ver1assungsgenchts der Oberzeugung d4ß der Rausch ebenso 
etnzuholen I w1~ Ess<'n Tnnk~n Oder Sex zu d~n grund· 

Da.s Lubecker Landgenchi s1eh1 durcn legenden 8edurfn1ssen des Menschen 
d1e geltenden sualrechthchen Besummun- zahlt Der Rausch se1 em Mmel. den von 
gen. sowe1t SJe soch gegen dt'n Bes1u und der Ceseilschall geschaffenen l.w<tngen zu 
Erwerb SOWie die Ab<,labe von c .. nnabiS• entnnnen Die Kammer Sieht deshalb das 

Selbsttötung 
in der U-Haft 

Ein 34jlthriger drogenabhangiger Unter­
suchungsgefangener hat.sich am Donners­
tag abend m der Mnabtter Haftanstalt dllS 
Leben genommen. !'lach Mitteilung der 
Justizverwaltung hat er sieb am Fenster­
kreuz erhl!ngt. 

Der Mann war seit dem 12. Jlllluar we­
gen eines Verdachts des Verstoßes gegen 
das BeUiubungsmtttelgesetz Ln Moabit 
AuJ Grund von Entnlgserschelnungen 
stand er zunächst unter ständiger Beob· 
achtung. Diese WllT au!gehoben worden. 
nachdem er sich leichte Schnittverletzun· 
gen an den HMdgelenk.en ~gerogt batte. 
die als demonstrativ, nicht emstgememt. 
gewertet worden sind. Tsp 
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(Berliner Morgenpost vom 6.3. 

Selbstmord in 
Untersuchungshaft 
Wledtr elu Selbstmord Ln Beriloe· 
GefAngo!a. Gettern morsen fa.oder 
Vollzugbedleoetete eloen sajlhri 
sen liaiWcheo Uotenuchuop· 
blftllns tot Ln teloe1 Zelle. Br b&ltt 
t lch Ln der Nacht zuvor mlt etnm 
BettlakeD a.o dan Cltwlt.l.ben er 
bl.ogt. Die• berlcbt.ta SMiolrD )u 
tUzsenatorio )utu IJolo.dl.. Oe! 
Iraki saß wesen r.ahlrwkber Dieb­
liihle Ln UotertucbWIIIhaA. Ba II 
berelu dar fllnfte SelbetmDrd 1t 
dlesero Jahr, der lD Berliner Haft 
a.ottA!tenbegangeowutde. MF 



{Die Tageszeitung vom 4.3.1992} tOet" Tagesspiegel vom :.!.:l.l~ZJ 

Vom >>Schließer<< zum Sozialarbeiter 
ustizvollzugsbedlenstete sollen künftig die Fachhhochschule besuchen können I Studenten fürchten 
rerschlechterung der Sozialarbeit I Justizverwaltung will Sozialarbeiternotstand im Knast beenden 
cbönebe'11. Die Studenten der 
~chhochschule ffir Sozalarbeit und 
~lllpldagogik (FHSS) machen ge. 
tn einen Scll"-ung neuer Kommili­
Jnen mocil. Ab dem Sommet-seme­
:er sollen an der FHSS Juslizvoll­
ogsbediens~e~e zu Sozialarbeitern 
JSgebildel ,..erden. Diese •Ummo­
~lung von Schließern zu Slaallicb 
ocrkannten Soziala.rbeitmJ• kon­
~rlcariere den Sinn der Sozialarbeit 
n Knast, fUrchten viele Studenten. 

AnlaßdesStudiengangs ist ein seit 
lhren anhaltender ·Sozialarbeiter­
omand• m den Gefingnissen. Sc 
.nd m der Jungend,·ollzugsansmlt 
IV A) Tegel von ffinfzig S~llenzebn 
nbesetzt. ·Die Au)."tUation ist ungc­
euer•, sagt auch Doris Miscbau. in 
er JustizvetWa!tung ZUSIIDdig lilr 

Sozialarbeit. Sie begrüßt den Stud•­
eogaog, in dem JuslizvoUzugsbe· 
dienstete rrut mindesten. ,·ierjihri· 
ger Berufserfahrung lilr die Studien­
zeit teil .. eik freige$teUt "''Cnlen. 
• Wir mussen den Personalschwund 
auffangen.• 

Die Belilrchrungen der Studenten 
sind vielfälng. Die JustizveN'IlNng 
werde vennutlich DU! politisch be­
sonders bellebte Bedienstete zu dem 
Studiengang zulassen. mutmaßt SN­
dentin Ute Küntzeler. Außerdem sei 
lbsebbar, daß vieledie Zusatzausbil­
dung 1111r bepnnen, um auf d1esem 
Weg in den mittleren gehobenen 
Dienst zu gelangen. Die jahrelange 
Tätigkeit als •Schließer• sei •keine 
Voraussetzunglilr dieAusemander­
setzung mit unlencbiedlkben 

Aspekten der Sozialarbeit•, beißt es 
in e1nem Schreiben der Srudenten 

Die fac:h2ebundene Studienbe­
rechliguna. awgn~nd derer 1USIJZ· 
vollxugsbedien51ete zum Studium 
zugelassen werden sollen. ist laut 
Berliner Hochschulgesetz lilr sonal· 
pädagogische undsozialpflegerische 
SeMsgruppen wte Erzleber, Kran­
kenseh'NCS!ml und Altenpfleger 
vorgesehen - •SOwte lilr ,·ergletch· 
bare Berufsausbildungen•. Es gehe 
aber nicht an, die twcljlhrige Voll­
zugsscbulausbildung als vergleich· 
bar anzuerkennen, so Ki!ntzeler 

.wer lilnfz.ehn Jl1hre Türenzuge· 
schlossen hat. wird doch nicht plötz­
lich zum engagienen Sozialarbeiter 
und scw sieb lilr die Belange der in· 
sassen dn•, creifen sieb aucb·M•· 

chael Gähner, Ex-Insasse und Ver­
trauensmann der lnsassen·~itung 
'Lichtblick' ·Es ist dasEndeder So­
zialarbeit im Knast. weM kiinfug 
Ex-Schlielleraufden l'oslen sit%en.• 

Professor He1nz Comel, lruuator 
des Studiengangs, hält derlco Be· 
fllrcbtungen lilr unbegründet und d.ie 
Ausbildung aus ·kriminalpobUKben 
Motiven• lilr sinnvoll. Schlielllich 
absolvienen doe Jusuzvollzuesbe· 
d1enste~n ~ gle1clte Studium wie 
alle übrigen Srudenten der FHSS. 
·Es ist ~il. alte Vorum.ile abzuer­
beJ~n·. so Comel 

Die \\"tssell.SCb.&fls'·erOAaltung bat 
ihren Segen zu dem Studiengang be· 
reit.s gegeben 01e Zusumrnung des 
Aleademischen SenatS steht noch 
aus. jgo 

DDR-Gefangeoenkartei 
jetzt im Bundesarchiv 

Die zent111le GefangenenkArtei des ehe­
maligen DDR·IMenministeriUIIIS wird 
k11nftig beim Bundesarchiv ln Potsdam ge­
lagert. Seit Junt vergangeneo Jahres war 
dte Zentralkarte• ln der JustizvoUzugsan· 
stalt Plötzensee untergebracht. 

Nach Auskunft von Justlzsenatorln Jutta 
Limbach sind auf zahllosen Karteikarten 
und Mikrofilmen seit 1950 nahezu 800 000 
Daten über Hlltlinge in DDR-Gefängna­
sen sowie von Verfahren sowjetischer Mi· 
Utilrtribunale gesammelt worden. Die An· 
gaben werden vor allem für Haltentschädi­
gungs- und Kassationsverfahren sowie fur 
RentenansprUche benötigt. 

A1s sich die Kartei noch in Plötzensee 
befand. seien monaUich 'mehr als 850 Aus­
kUntte erteilt worden, sagte dte Senatonn. 
Anfragensind jetzt an das .Bundesarchi\'­
Abteilung V (DDR~ Berliner Straße 98-101 
0·1561 Potsdam, Telefon 03733/3143 50 
oder 31 43 52' zu richten. Tsp 

PR ESSESPIEGEL 
LHE22E2LIECEf 

(Die Tageszeitung vom 7.3.1992) 

essp·egel vom 11.2.1992) (Frankfurter Rundschau 
l vom 4.2.1992) 

z bietet Training Mehr Therapieplätze gefordert 
Aggressionen an BONN. 3. Februar (dpa). Bundesge­

sundbeltsmlnisterin Gerda Ha.sseUcldt 
1m .Antl-Aggresslonstraining" (CSU) hat an Länder und Gemeinden ap-
lSttz jungen Stralgefangenen pe!Uert, endlich auSl'eichend Therapie-
Ihre Konllikte in Zukunft ge- plätze für Drogenabhlingige bereitlustel-

ien. ,.Daß Viele Süeh!Jg~ Immer noch bis 
rutregen. Gruppen mit je-weils zu zwel Jahri! warten müssen. is't kaum 
herten werden von Psycholo- zu verantworten·, sagte $Je dem Sprln· 
ozialarbeitem ln der Jugend· ger-Biatt .,Die Welt" vom Montag. Oie Mt-
betreut Mit Rollenspielen soll Disterm wies zugleich darauf nin, daß lh-
rden. daß sieb die Stralgefan· re Bebö<dc aus verfassungsrechtlichen 
te Gefühle Ihrer Opfer verset· Gründen Im Therapiebereich nur 1eiOid> 
ProtokoUe sowie Bild- und Ton· begrenzte Modellprocramme außeaen 
1gen der Rollenspiele werden könne. 
eiW!IUgen Teilnehmern alter- Skeptlsch beurteilte HasseUeldt die Be-

handlung von Süchtigen mit der Ersatz· 
dlungsweisen e111rbeltet, teilte droge Methadon. .. Methadon bedeutet nur 
nenn Burghart mit. Umstieg, nicht Ausstieg." Zudem bioekle-
resse der Stl'l!Jgefangenen sei re Methadon nur dM körperliche Verlan-
u.stU plant, die Ergebnisse des gen bei Opiaten. Bei Kokai.n-Abhänaieen 
ach Entlassung der Teilnehmer und sogenannten Mtschkonsumenten ha· 
t zu überprüfen. Tsp be es nicht den gewünschten Erfolg. 

(Berlinet" Morgenpost vom 6.3.1992) 

Spritzen werden knastfähig 
Gesundheitssenator luther (CDU) will über Spritzenaustauschprogramm im 
Knast »nachdenken« I Etwa 200 Gefangene in Berlin sind drogenabhängig 
Bertla. D1c Forderuns der FraktiOn 
Bundnt! 90 Grune. tn den Berhnel 
Gdangntssen. Spnw:n an drogenab· 
h3ngagc Gefangene 3Usrugeben (dte 
w benchtetel. stoßt bet Gesund 
""•IS>ttulor Peter tuther rCDL'l als 
·nachdcnlr:ens,.ene 111«· auf offen< 
Ohren D•• t><"•h~'IC ~<>tem lu­
ther> Bllrolener Wolfgang Enchson 
~e~enuber .:!er uz -\I' Ge>undh<IL\ 
pohtllN venr<t< Lulhc:r den St.>nd­
punkt.dteSucht<kr -\bh.ln~ogen.dl< 
mu Dro~enfr<l""'' nlthl "' lo.:len 
>t,.n ru Jk.uptoeren u11<1 den Erhalt 
'"" ;u:nlen Spruzen zu crrno~h· 
rhen e~ !<be l.cmcn -\nhalt>punl.t . 
dJ~mncl<r "'US!~hc' '" Spnuen.ier 
Drorenlr:onsum •rurt•J< 

Et"'a 100 Geiangcne 1n Berhner 
GtfJn'"'l'<n smd J~hJnCI~ "'"olle· 

pl<n Drogen BIS zu <kr Halftc 'Oll 

thntn se1 'crrnulltch HIV·mfizttn. 
schaut Alben Ecktn •Bundnt> 90, 
Grune) l<dttndenK=•&•sehmug­
gclt< Sproue -.erde von bts zu z-.an· 
zog Gtfangentn hmttreonandcr be­
num. so E.ckcn Auch eone Studot 
Jer L nl'<hll.at Bremen btlegt JJ.t. 
lU> lnf<ICIIOnsruoko !Ur DrogcMb· 
h•ng:g< om Gcfangno1 lm großten 
••• Im Sonne Jcr -\tds-Proph~II\C 
"'<rtle <> cone Dt>kuss10n uber 
Srruzbestedc 1m Knbt ~eben "'~" 
Enchs()n gc.rcrn \!an -.trdc cr"a· 
fCn ~cmcln>Jm mn Jcm TrJ~<r 
·F1\pun;.t e \ • Jcr fur dtc Spru· 
ttnJutOm.!lt'O ,., 4er fnnrn,u4! lU· 

stand1g ost. t~n PfO)ekl an 1\nast !'II 

cnt"~CI.eln 
-\h nch112cn S<hr'" v.enctcn ~·· 

~tcm auch doc f~<punlr:t·Mtwbcuer 
lulhc:" -\ullerung<n BlS""r SCI c1n 
denntges ProJ<kt 1mrner auch om 
BetaubungsmmelgcS<u gescbeuen 
Etn Antrag auf dessen Anderung 
hcg1 dem Bundemt &llerdtngs be· 
retts 'or Fur t1ne Spnuen•ergabe 
am i\:-L,h~ 10: 1tf f' 'Ii. ~l'uc<knc \fo-
dellc • 

Em Sprnzentausrhautomatlst be1 
Fl\punl.t cbelti•' 'm (ißprach "'I< 
d:e -\usgal><" 'M '1cr.len Spnrun 
Jur,h S<>z••lat">CJttr Ieder lnsasst 
"urd< '<nnurhchtonc Slcrtlc Spnue 
<-r'uhtn. J1tt er ·t""t1h nltl~h Bcnut 
lun, unttJu:-o:hC"n ._.onn< ,.tgtC' 
-\'tnJ Lc«ht 'om F •punl.tzur w 
-\ut"hdocps~cnosozt.Uc Be~.m~ngtler 
Sudnt,cn mu .. c trou -\utOII\illcn 
~·'" ahrle1•tet l<m jgo 

lmbach: Gefangenenausbrüche nicht generell zu verhindern 
altsame Befreiungen von 
:enen und Otg.lnisierte Aus· 
' aus den JusliZ\'Oiizugsan· 

wissen wollen. ob Berichte Ober rechnende .. Fluchthelfer" hatte ten Unbekannte libcrdie ~lauer der 
Jugendstrafanstalt in Plotzensee 
ein Seil geworfen Ein Häftlin11. 
konnte auf diesem \\ eg~ fluchtt>n 
ein zweiter wurde gNade noch .. ab· 
gefangen" Oie Fluchthelfer ,o 
Frau Limbach- hatten den Häftlin­
gen uberdie ~1aucr!..rone mit emem 
Katapuh eine Sage in die ZeiiP 
geschossen. mit dersie das fpnster­
gitter zersägten. 

;\nstaltsmauergeworfenen \"erkno· 
teten Seiles fluc hren wollen Der 
.\usbruch,·ersuch sei rechtzeitil! 
entdeckt und 'ereiteh worden UVAJ mit Hilfe von außen· 

selbst bei umfassenden Si­
it5maßnahmen nicht gene­
verhindern •• Entsprechen· 
igni<s~ sind lrot:t aller er­

chen Vorkehrungen seit 
auch ln den ubrigen Bun· 

dern Immer wieder tu ver­
en.'' 

teilte Justizsenatorfn jutta 
:h fetzt aufeine Anfrage des 
bgeordoeten Rolf-Ptller Lan­
t. Der Volksvenreter haUe 

.organisierte bzw. bestellte Flucht· 2:\\'el justizbediel\5tete mit Reizgas 
hlife" aus den Berliner Haftan.stal· bespruht. emen \'On ihnen entwatf-
ten zutrafen und weicht> Konse· net und war mit dem Inzwischen in 
quenzen der Senat aus dieSl!n Vor- Belgien festgenommenen Haftllng 
komrnnissen gezogen habe. Frau entkommen 
Limbach Iist~! für 1991 vier Fälle .,. Am 28. :\'ovember bereitete ein 
gewaltsamer. Otg.lnisierteroder ge- au• dem Drogenmilieu stammen· 
planter Ausbruche auf; der und wenig •Pater festgenom· 
.,. Am 12. November wurde ein mener Mann aen Ausbruch \On 
Strafgefangener aus der JV A Moa- drei Häftlingen aus der JV A Tegel 
bit bei einer Behandlung Im Uni- vor Die potentiellen Ausbrecher 
Klinilfum Rudo!C-Virchow von e.i- seien rags d8l'lluf in die als aus· 
nem Unbekannten mit Waffenge- bruchssicherer gehende JV A Moa-
welt befreit. Der dem Täterkreis der bit verlegt worden 
organisierten KriminaHtat wzu- .,. Ebenfalls dm 28 No,·ember hat· 

(Frankfurter Rundschau vom 8.2.1992) 

.,. ln der Silvesternacht hatten in 
derselben Anstalt ''ier jugendliche 
HAftlinge die Gitterstabe einP$ 
~!ehrzweckraumt's zersagt und 
mittels ~ines ,·on aul;..n uber dte 

.-\ulgrund dieser \'orialle hatten 
Justiz· und lnnem·erwaltung mit 
den Gt>n~ralstaatsanwalten und 
dem Polluiprasidenten rusatzll· 
ehe l-fabnahmen \'CI't'tnbart. Da· 
durch solle etne sicherere Unter· 
bnngung .. besonders gewaltberei· 
ter und flucht,·erdachtiger Gefan­
gener" ln den Anstalten und bet der 
Begleitung zu Terminen •ui>erhalb 
der.Gefangn•~se gewahrl!!istet Wt>r· 
den. Lutz·Perer.\'oumann 

Methadon soll bald auch im Strafvollzug ausgegeben werden 
Allein im Preungesbeimer Frauengefängnis sitzen 70 Heroinabhängige I Richter erbebt ~enken 

Ka.ri·Heinrfeb Scl>ifer vom bessiscllen 
Justizministerium überrascllte selbst dle 
Experten rnl t .einer AnkündiiiUII&: Der 
Rahmenvertrag zwischen Krankenkassen, 
Ärzten und dem Land Hessen über die 
Methadon-Vergabe an Heroinabhängige 
wird auch auf den Strafvollzug ausge­
dehnt. Die Erutzd:oge kann zukilnftig 
also in hes$1Kben Gdininissen aus· 
segeben werd.eo. 

Wann die Planung umgesetzt und wie 
sieh dle Vergabe (lestalten wird., konnte 
der Ministerialrat nic:ht aaaen. .Dazu 
lind noch viele Fragen zu kllren. 
EI kann aber nur noch einige Wochen 
dauern•, erkllrte Schäfer auf einer Pocll· 

wnsdiskussaon der Humanistischen 
Union. 

Damit ist eine grundsltzllche Weichen· 
s'teUung vollzogen: In bl!sslschen Gefäne­
nissen wurde bisher nur in Einzelfällen 
substituiert. Von einer solchen Regelung 
betroffen wlren jetzt allein in der 
Frauenan.rlalt In Preungeshetm 70 
Heroinabblng!ge - mehr als 50 Pro~ent 
aller Frauen ilort sitzen wesen Ventoßes 
gegen das Betliubungsmlttelgeset:t. Daß 
sie Drogen in der Haft konsumieren. Ist 
ein offenes Geheimnis •• Ea ist unmtlglleh, 
den Drosenkonsum zu unterbinden. Frei­
gingerinnen brauchen du Zeug nur zu 
schlucken - schlleßllc:h kann Ich sie 

nicht sUindig rönt«en lassen•, BaJ'e An· 
staltslelter Norbert Milller. 

Dte Vergabe von Methadon bedeutet al­
lerdings nicht. daß zukünftig auch Sprit· 
zenbestec:ke im Geflingnis verteilt wer­
den .• Gegen so etwas haben sich sogar 
die Länder ausgesprochen, in denen mit 
Methadon substitulert wird", sa,te Schi­
Cer und wandte skh damit ge11en Forde­
rungen von Drogenberatem. auch dlu.n 
Sc:hritt zu volltiehen. Rainer Rauch. Vor­
sitzender Richter a.m La.ndllerlc:bt, bat 
ohnebin schon gegen die jet:tlcen Pllne 
Bedenken. ,.Die Substitution Ist 1m 
Grunde sowieso str&twll.rdlg und nur seu· 
chenpo!Jbsch zuiiMie. Eine Veqabe in 

Gefilngni.ssen is't rechtlich fragwürdlg", 
sa«te R.a.asch. Einig wuen steh dle Fach· 
Ieute In der Diskussion aber darüber, dall 
Droguprobleme Im Gefängnis nicht ~ 
ltlsen mcL • Wieder draußen, s'terben die 
Süchtigen um so schneller", erklärte Be­
wlhrungshelfer!n Brlg!tte Ghoreischian. 
Richter Rauch sprach von seinem ,.Lesi· 
timationsproblem•, wenn er jemt.Dden 
'"''"' Drogellkonsums wrurtelle. Und 
Kar!-Heinrich Schlfer sagte: .Diese Leu· 
te sind krank und haben Im Gefängnis 
nichts verloren. Da sie aber nun einmal 
dort sind. mil$Sen wir etwas (Ieien Ihre 
Verelencluna unternehmen. • jd 

(Siehe Kasten rechb) 



Zu dieser Thematik wurde am 21. 
Februar 1992 in der ]VA Tegel eine 
Tagung durchRefUhrt. Ausgehend von 
der Berliner Initiative wider dte 
lebenslange Freiheitsstrafe. veran­
staltete die Humanistische t:nion, eins 
Komitee fi.lr Grundrechte und Demo­
kratie. der Republikanische Anwäl­
tinnen- und Anwälteverein sowie die 
Vereinigung Berliner Strafverteidiger 
dieses Semmar. 

Eingeladen waren alle zu lebenslan­
ger Haft verurteilten Männer in der 
j\' A Tegel. die interessierte Fach­
öffentlichkeit und die Presse. 

Wegen der ~roßen ~achfrage - es 
kamen sehr viele Anmeldungen von 
auße•halb - mußte die Ve•anstaltung 
im großen Kultursaal abgehalten 
werden; der kleinere Besucherpavillon, 
in dem im Oktober 1990 die et'ste 
Veranstaltung diese• Art durchge­
führt wurde, war nicht mehr ausrei­
chend. Eine Steigerung des Inter­
esses an der besonderen Problematik 
der "LebenslänRlichen" war also ge­
geben. 

Die Tagung loturde eröffnet durch den 
Abgeordneten Albert Eckert IBUndnis 
90/Gn.ine (AL)IlJFVl . Albert Eckert 
begrüßte die ca. 200 Anwesenden 
und nahm noch einmal Bezug auf die 
vot'angegangene Veranstaltung im 
Oktober 1990: hierzu ist mittlerweile 
eine Dokumentation herausgegeben 
worden unter' dem Titel: ''Lebendi~ 
begraben" (Lebenslange Freiheits­
strafe und Re-Sozialisierung - ein 
Dauerwiderspruch). Diese Dokumenta­
tion kann bei der ft'aktion Bündnis 
90/Grtine (AL)/UFV im Bedinet' Ab­
geordnetenhaus bzw. bei Albert 
Eckert <Rathaus Schönebeq~. W-1000 
Berlin 62, Tel. CO 30) 7 83 86 82) 
kostenlos bezogen werden; um 
Spenden fUr die weitere At'beit der 
lnitia tive wider die lebenslange Frei­
heitsstt'afe wird jedoch gebeten! 
Spendenkonto-Nr. 1095-105 (Kenn­
wort: "Lebenslänglich" ) der Humani­
stischen Union beim Postgiroamt 
Bedin fBankleitzahl 100 100 10). 

Der erste Refe•ent der Tagung war 
Gerhard ~.lauz (DER SPIEGEL). Ger­
hard ~1auz hielt einen Vont'ag Uber 
die Phänomenologie von Begutachtung 
und Pro~nos<> bei lebenslänglich Ve•­
Ut'teilten. In sehr eindrin~licher 
\'leise schilderte Gerhard ~1auz seine 
Erlebnisse mit Fällen der Gerichts­
psychiatrie. Er stellte fest, daß die 
soqenannte forensische Psychiatrie in 
ihrer Entwicklung seit langem sta­
gmert. Die sogenannten "Sachver­
ständigen" (Gutachter im Strafver­
fahren und im Strafvollzug) unter­
liegen selber kaum einer Kontrolle. 
Wer ~inmal als Gutachter berufen 
wurde, bleibt dies quasi lebensläng­
lich; ein Druck zur Fortbildung be-
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Die Begutachtung lebensläng­
lich Inhaftierter- Wissenschaft 
oder Willkür? 

steht daher nicht. Hinzu kommt. daß 
viele "Sachverständige" eben doch 
nichts von det' Sache verstehen. weil 
sie keine ausreichende Fachausbil­
dung haben. 

Eine "rissenschaftlich seriöse Pro­
gnose ist bei kaum einem Menschen 
möglich, geschweige denn bei einem 
Strafgefangenen, dessen Verhalten in 
der Haft nicht auf sein womögliches 
Verhalten in Freiheit "hochgerechnet" 
werden kann. Es soll zwar das Men­
schenmögliche geschehen, damit ein 
Kapitalverbrecher nicht erneut ein 
Kapitalverbrechen begeht; dies wäre 
aber nur durch eine entsprechende 
Behandlung in der Haft und nicht 
durch irgendwelche Gutachten zu ge­
währleisten. Gerhard Mauz nannte 
hierzu einige Beispiele, bei denen 
jugendliche wegen eines Kapitalver­
b•echens bereits im Jugendvollzug 
einsaßen, dort jedoch ohne Behand­
lung den Vollzug durchlaufen haben 
und dann später erneut schwer' straf­
fällig wurden. Gerhard ~lauz sprach 
in diesem Zusammenhang wörtlich von 
einem "Gutachterunwesen" ... 

AlleLdings legte Gerhard Mauz uns 
ebenfalls nahe, auch an die Angehö­
rigen der ~1ordopfer zu denken. FUr 
die Angehörigen wäre es einfach 
nicht zu verstehen, wenn Straftäter 
aufgrund einer falschen Prog11ose 
vorzeitig entlassen werden bzw. Ur­
laub aus der Haft erhalten und dann 
wiedeLum ein schweres Verbrechen 
begehen. Gerhard Mauz zog hierbei 
auch Vergleiche zwischen dem ameri­
kanischen und dem deutschen Rechts­
system. 

Den nächsten Vortrag hielt Professor 
Heinz Cornel (Fachhochschule fUr So­
zialarbeit und Sozialpädagogik 8et'lin). 
Er sprach i.lber die verschiedenen 
Prognoseanen. Dabei wies e• darauf 
hin, daß die normale Begutachtung im 
Strafprozeß. wie auch später in der 
Strafhaft, die wissenschaftlich on­
seriöse sei, weil sie rein "intuitiv" 
(also auf Anschauungen beruhend) 
gehand"tabt wird und daher im Gegen­
satz zur klinisch-wissenschaftlichen 
Prognoseerstellung steht . Auch hier 
zog Pt'of. Cornel Vergleiche zu den 
USA; dort versuche man wenigstens 
der hohen Anzahl von Fehlprognosen 
durch ausführliche Fallstudien auf 
den Grund zu gehen. 

Da es eine wirklich zuverlässige Pro­
gnose letztlich nicht geben konne, 
sollte man ehrlich genug sein und 
das Problem der Begutachtungen auf 
die Frage der Risikobereitschaft der 
Gesellschaft redt~zie•en. 

Anschließend war Denis Pecic mit 
seinem Referat an der Reihe. Denis 
berichtete von seinen Erfahrungen 
mit Gutachtern und deren vielfältigen 
Prognosen, die er als ehemaliger 
"Lebenslänglicher" in Hamburg q,e­
macht hatte. Er referierte allgemein 
Uber die Ungenauigkeit der forensi­
schen Prognosen und konnte dies 
durch konkrete Beispie1e an seinem 
Fall belegen. 

Da das Referat von Denis Pecic uns 
im \'iortlaut vorliegt - es ist sehr 
fundiert und umfangreich - , werden 
wir dies gegebenenfalls ganz oder 
auszugsweise in einer späteren Licht­
blick-Ausgabe dokumentiet'en. 

Nach der \Uttagspause - die Lehr­
küche hatte dankenswerten..·eise 
einen kleinen Imbiß !ür die Teilneh­
merinnen der Tagung zuberenet, 
auch für Kaffee und Kuchen war ge-. 
sorgt worden - kam dann det' über­
aus interessante Vortrag von Richter 
Bernd Volckart (OLG Celle) . Richter 
Volckart referierte über das Problem 
der Gutachten im Strafprozeß und 
Strafvollzug; er beleuchtete diese 
Thematik von der juristischen Seite. 
Richter Volckart sprach sich gegen 
de.n Vollzug von zeitlich unbestimm­
ten Freiheitsstrafen aus. Ferner 
meinte er, daß die juristische 
Dogmatik der Kriminalprognose neu 
Uberdacht werden muß ("Neue Pt'o­
bleme erfordern neue Antworten .. ."' . 

Seht' interessant waren seine Ausfi.lh­
rungen zu det' Bindung des Sachver­
ständigen an das StrafurteiL So darf 
zum Beispiel ein vom Gericht als 
"Verdeckungsmord" (um die Straftat 
einer vorangegangenen Vergewalti­
gung zu "verdecken") klassifiziertes 
Verbrechen dem Ve~eilten Un nach­
hinein nicht vom Gutachter in der 
Kriminalprognose als "Sexualmord" 
erschwet'end ausgelegt werden. Es 
darf also Uber das eigentliche Urteil 
hinaus nichts zu Lasten des Verur­
teilten in die künftige Prognoseerhe­
bung einfließen ("Keine neuen Tat-
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Sachenfeststellungen zu Lasten der 
Verurteilten aus Altfakten ... " ). 

Richter Volckart trat sehr vehement 
fUr das Schutzrecht des Angeklagten, 
insbesondere für das Verbot der 
Doppelbestrafung ("ne bis in idem" -
altrömischer Rechtsgrundsatz, der 
zweimalige Verfolgung wegen dersel­
ben Sache verbietet) ein. 

Das Referat von Richter Volckart 
liegt uns leider nicht schriftlich vor, 
es wurde jedoch auf Kassette mit­
geschnitten, und wir werden uns um 
eine Abschrift bemühen. Es würde 
sich lohnen, diesen hochkarätigen 
Vortrag eines richtungsweisenden 
Juristen in vollem \•!ortlaut dokumen­
tieren zu können. 

Das nächste Referat \vurde von 
Rechtsanwalt Erich joester (Bremen) 
gehalten. RA joester trug seine per­
sönlichen Erfahrungen mit Fehlern in 
Gutachten - und wie solche Fehler 
vermieden werden könnten - vor. Er 
stellte zunächst fest, daß eine Ver­
urteilung zu einer lebenslangen Frei­
heitsstrafe nicht zwangsläufig bedeu­
ten müsse, daß dieser- Verurteilte 
"gefährlich' ' sei.. Bei den Gutachten 
werde häufig die Ta tsituati.on, also 
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die damalige Lebensgeschichte eines 
Delinquenten, in negativer Weise 
überbewertet . Es gibt zu oft Wieder­
holungen der (negativen) Feststellun­
gen des Strafurteils im Gutachten 
(z. B. bei den sogenannten "Persön­
lichkeits{ estste Uungen). 

RA joester regte an, daß sich auch 
die Anwälte mehr um ihre Mandanten 
nach der Verurteilung kümmern soll­
ten; gerade im Hinblick auf die Mit­
gestaltung von Vollzugsplänen. Da 
dies aber zeitlich ein sehr intensi­
ver Arbeitsaufwand sei, müsse hier 
bei der Kostenberechnung von Staats 
wegen eine größer-e Aufwandsent­
schädigung erfolgen. Die Rechtsan­
wälte sollten wie beispielsweise die 
Gutachter in solchen Fällen nach ge­
leisteten Stunden bezahlt werden. 

Der Vortrag von RA ]oester war sehr 
pragmatisch - an der Realität der 
juristischen Praxis gemessen - als 
auch teilweise sehr humorig. 

Bei den - nach einer Kaffeepause -
fol~enden Referaten von Professor 
Dr. Bernd Haffk.e (Universität Passau) 
und Prof. Dr. Feesr (Universitlit 
Bremen} war der Berichterstatterdann 
schon etwas müde und verzichtete 

'JE(;ELINT.EKN 

darauf, sich weitere Notizen zu 
machen. Allerdings waren diese Vor­
trä,ge auch zu inter-essant, als daß 
man sie hier- mit ein paar Sätzen be­
handeln könnte. 

Prof. Dr. Haffke referierte über das 
Thema "Schwere der Schuld - zu 
ihrer juristischen Problematik" . Es 
war ein rhetorisch brilliant vorge­
tragenes und sogar mit humorigen 
Sequenzen durchzogenes Fachreferat, 
dessen Kernthese ich folgendermaßen 
beschreiben möchte: "Was ist über­
haupt Schuld? - Wer kann diesen 
Begriff wirklich prazlSe erklären?; 
und, da offenbar niemand genau 
weiß, was Schuld im eigentlichen 
Sinne ist, wie kann dieser ungenaue 
Begriff trotzdem in verschiedene 
Grade eingeteilt werden (z. 8. "ein­
fache Schuld", "Durchschnitts­
schuld", "Schwere der Schuld", "be­
sonders schwere Schuld")?? 

Professor Johannes Feest, sicherlich 
allen bundesdeutschen Gefangenen 
bekannt als Organisator des Straf­
vollzugsar-dhvs in Bremen und als 
Fachmann für die Probleme von Lang­
strafern, referier-te zum Schluß über 
Menschenrechte und internationale 
Minimalregeln fUr Lebenslängliche 
sowie über Instrumente gegen bun­
desdeutsche Blockaden. 

Er zog hieroei internationale Ver­
gleiche und plädierte für die Beharr­
lichkeit, weiterhin eine Politik der 
kleinen Schritte zu betreiben und 
dies auf möglichst breiter (inter­
nationaler) Ebene zu tun. 

Die Zusammenfassung aller Beiträge 
und das Schlußwort blieben Professor 
Wolf-Dieter Narr (FU Berlin), dem 
Mitorganisator dieser Tagung und 
Förderer der- Berliner Initiative wider 
die lebenslange Freiheitsstrafe, vor­
behalten. Prof. Narr stellte noch 
einmal die Unmöglichkeit fest . eine 
zuverlässige Prognose über einen 
Menschen zu erstellen, der sich nicht 
in seinem natürlichen Umfeld be­
findet und der aus der Unnormalitär 
(Gefängnis) heraus eine Gewähr für 
künftig normales Verhalten in der 
Normalität (Freiheit) quasi "diagno­
stisch vorab" bieten zu können. 

Noch einmal ging der Dank für das 
Engagement an alle Beteiligten; Dank 
auch an die JVA Tegel, die organi­
satorisch einen guten Ablauf der 
Veranstaltung ermöglicht hat. Dies 
soll nicht die letzte Tagung zu der 
Problematik von Kriminalprognosen 
gewesen sein; so auch der Appell von 
Prof. Narr, den Mut nicht zu ver­
lieren, wenn es eben nur ganz lang­
sam und auch nur schrittweise zu Er-­
folgen (Verändet"ungen im Straf­
system) kommen wird. 

- kra-
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... geht es in der ANDEREN so seHen 
zu, in anderen Zeitungen auch nicht, 
weil es im Leben nicht so wäre, also 
auch nicht im Knast. Der ist doch 
letztlich nur eine unerhörte Konzen­
tration unseres Lebens mit all seinen 
Grenzen! 

Nun muß ich aber selbst Widerspruch 
anmelden; gerade im Knast sehe ich 
die ansehnlichsten jungen Männer, im 
Knast habe ich Rosen bekommen und 
einen Handkuß, also Charme, Esprit 
und Humor! Und nun über die LLer -
die Lebenslangen oder Lebensläng­
lichen kein Unterschied, wie sich der 
Außenstehende denkt, der damit 
Hoffnung auf die Freiheit verbindet. 
Nein, nach etwa 15 Jahren haben sie 
alle die Chance, begutachtet zu 
werden und wieder die Freiheit zu 
erlangen. 

Aber bis dahin vergehen eben diese 
15 Jahre, in denen nichts passiert, 
nichts Nachbereitendes, nichts Vor­
bereitendes. Der Sinn der Abschaf­
fung der Todesstrafe besteht ja in 
der möglichen RUckkehr in die Ge­
meinschaft aller. \Vie dieses aber 
bewältigen, wenn man alleine ge­
lassen wird? Mein "Sohn" Axel 
schreibt Uber die "LLer" . 

Und dieses passiert nicht selten in 
Tegel. Wer aber läßt allein? Nur der 
Strafvollzug selbst? Nein, die Frauen 
sind es, solche, die nicht so sind, 
wie es. Wolfgang Wenzel, der Spre­
cher vom Gefangenenrat in Rummels­
burg, von seiner Frau und anderen 
zu Weihnachten 90 schreiben konnte. 
"Denken Sie nur, was für Frauen lolir 
haben, die uns in schwerer Zeit nicht 
im Stich lassen!" 

\'las also ist gefragt? Ganz einfach 
Liebe! Nur daß die Liebe eben nicht 
ganz einfach ist! In erster Linie 
aber ist sie die Bereitschaft, die 
Last des anderen mitzutragen! Also 
diese Haft, die einsamen Nächte vor 
allem! Da können die Gestirne helfen, 
beide sehen in de n nächtlichen 
Himmel und der Mond wiederum sieht 
beide, und ich glaube sogar, wäre 
nicht der örtliche Unterschied, sie 
würden beide eng aneinanderge­
schmie~t liegen, er in seiner Zelle, 
sie in ihrem heimatlichen Bett. So 
könnten auch wir sie sehen, säßen 
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Mit Charme, 
Esprit und Humor 

wir auf dem Mond. Wir hätten ein 
Mosaikbild vor uns! 

Sicher sind damit Tränen verbunden, 
aber Liebe ist eben auch Leid. Und 
eines ist sie ge\\'iß nicht: Aufgeben. 
sich und den anderen, wie es mein 
"Sohn" Mike getan hat, der mir ge­
schrieben hat. 

Als "Mutter von Rummelsburg", die 
nun werdende "Mutter von Tegel", 
bin ich damit ganz einfach unzu­
frieden, ·mit der aufgegebenen Liebe. 

\oJir sind viel zuwenig daran ge­
wöhnt. über sie zu reden, über all 
das lichte und dunkle. das mit ihr 
verbunden ist. Mochten sie nur als 
Licht, als Freude, als Genuß werten, 
dieses alles ist sie, dieses alles hat 
aber auch eine Gegen-, eben eine 
Schattenseite. Und der müssen wir 
uns stellen, wenn wir das Licht ge-

nießen wollen. Dazu aber ist der 
Dialog mit dem anderen not\\•endig, 
die Auseinandersetzung, seine Akzep­
tanz. Und zwar die tägliche, auch 
wenn der andere nicht anwesend ist. 
körperlich nicht anwesend ist, seine 
Gedanken, Wünsche. Hoffnungen. auch 
falsche, sind da. mit ihnen ist aus­
einanderzusetzen, jeden Tag. 

Und jeder verlorene Tag wirft 
rück. 

Lebenslang bedeutet einen so 
fachen Verlust, den Verlust von 
aber darf er nicht auch 
bedeuten. 

Liebe ist Leben. 

zu-

viel­
Liebe 
ncch 

Ohne sie ist lebenslang auch nur eine 
Todesstrafe. 

Ruth Matree 
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1.1 - 1000 Herlin 27 den 22. Januar 1992 

Gruppanleitunga Hans wilker (extern) 

Gruppanaprecher: Michaal Kuhnt (intern ) 

,,Diese 
Drombuschs • • • '' 

0 f f e n e r H r i e t 

~ dae z o r 

6:,ol. Meinz 

iletr. familienaerie "Oiaaa Uromouscha" (folge 4, o, 6 - Januar 92) 

- Oaratellung von Ga~o~altt;;tern (Strafgefangenen euf Hafturlaub), 

Uiakuaaion dar Schauepielet Über die laachan Heftgasatze -

San r geehrte Oaaan und Herren! 

Uir, eine Gruppe 1• Herliner Strafvollzug, in dar Ineaeaen und freie 

Bü rger g•••ineam an der Verbesserung dea Ju stizvollzugee erbeiten, 

müssen unserer Bestürzung Über die falschen Darstellungen von "Haft­

c;asetzen " in Ihrer kifeng dea Jahres 81.1agestrahlten fa•ilienserie 

" uieea Cro•ouschs" ~aoruck verleihen! 

(s ~o~sr eicherlieh eine sehr unglückselige Ragieanweieung (absieht?) 

ausgerechnet einen eua der Haft oeurlaubten St rafgefangenen ala 

"Poliziatenmöroer" euftreten zu lassen ••• 

vi a ie klechluß deren aufoeatellten Hahauptungan, da.ß 1 . die "Haft­
gesetze" Schuld aalen, oaO solche ,•Janschen üoerhaupt noch reue- o.tw. 

auf Oie örtentl ich~eit leegelaasen werden, oamit aie oenn - auasi mit 

staatlicher Untaratützung - ihr 11o r dwerk t lötigen können, 

und daß 2. Polizaioeaate erzerdet werden "dürfen", w~hreno die Gewalt­

t,ter denn, quaai zur "Belohnung",u rlaub eus der Heft oeko11111en, 

entbehren jeder Grundlage. 

Sie haben entweder eehr, sehr schlecht recherchiert, oder& Sie ~ 

die unb edarfte Öffentlichkeit allge~ein gegen Gefangene aufhetzen •• • ! 

U• nur eine Zahl eua der Statistik zu nennen: Oer ao bezeichnete Miß­

brauch von Vollzugelockerungen ( ~aführungen, Auag)fnge und Urlaub ) 

liegt derzeit bei ~6 Pro.tentl Das heißt, in diese ~iObreucheeur­

liatung vehören euch aolch•achwera verbrechen•, wie& Zu ep•t oder 

nicht freiwillig in die Vollzugaanatalt zurückzukehren, nicht nüchtern 
zu ae1n, und ~hnlichea ••• l 

Uir bieten Ihnen an, eich bei fachlauten aschkundig aacnen .tu können. 

n1arzu leden wir Sie lu eine• unserer regelm~ßig etattfindenen Gruppen­
treffen ein; jewaila Mittwochs, von 16 . 45 bis ca. 20 Uhrl 

(ine ~MtllX Terminebe~rache oitte üDer une aren ••tarnen Gruppentrainar, 

Herrn Wilker (Tal. OJO/ 624 84 88}, oaar achrittlieh Ober den Gruppan­

aprechar, Mlcheel ~unnt (JVA Tegel- TA 111/E, U- 1000 Barlin 27). 

In J ea ee fall bitten w1r Sie, bei n)fchster Gelegenheit eine Klar­

stel l ung in Sechen "t1aftvaaet.te" uno "Urlaub aua der Heft" vor.tunehaen 1 

H1er.tu bieten eich ole geplanten fortsetzungen oer Serie "Oieae Orom­

ouscha" eicherlieh eenr gut an. 

Uir verbleiben eit frevndlichen Grüßen 

uno wUnachen Ihnen bei künftiger Uerichteratattung ÜbeZ Heftgeaet.te 

(in J eutacnlend heißt dies üorigena: ~trafvollzu ~ageeetz - StVollzG) 

a ehr Hintergrundwleaan - und guten Willen (zur Wahrung o.tw. Ulederner­
atallung daa allgemainan Rechtafrieoena) 

Gruppe A K lJ 

1• ~ftreg 

Arunerkung der Re~on: 

Wir haben uns entschlossen, den 
offenen Brief an das ZDF abzudruk­
ken. Zum einen finden wir das Vor­
gehen der AKö-Gruppe mutig und 
unterstützenswert, zum anderen be­
finden wir uns in bester Gesellschaft 
von einigen Tageszeitungen, die die­
sen offenen Brief ebenfalls dokumen­
tiert haben. 

In einer Zeit der Scharfmacherei 
gegen angeblicl) "zu lasehe Haft­
gesetze", Hetze gegen die Gewährung 
von Vollzugslockerungen überhaupt, 
ist es gerade wichtig, daß wir Be­
troffene uns zu Wort melden. ~an 

darf sich einfach nicht nur ducken 
und auf ein Vorübergehen des "Un­
wetters" hoffen ... Je unsachlicher 
sich die Gegner eines auf Resoziali­
sierung bedachten Strafvollzuges in 
der Öffentlichkeit äußern und ins­
besondere an die niederen lnstinkte 
(wie z. B. Rachegelüste) der Bevöl­
kerung appellieren, um so sachlicher 
müssen die Richtigstellungen von un­
serer Seite aus erfolgen. 

Eine Reaktion des Zweiten Deutschen 
Fernsehens gab es bisher nicht. An­
zumerken bleibt, daß die offenkundig 
rein auf Affekthascherei bedachte 
Darstellung der Situation eines von 
einem Hafturlaub nicht in die Voll­
zugsanstalt zurückgekehrten Straf­
gefangenen in dem Unterhai tungspro­
gramm einer öffentlich-rechtlichen 
Fernsehanstalt nichts zu suchen hat. 
Es ist schon schlinun genug, daß die 
Privatsender teilweise auf Teufel 
'korrun raus gegen bestimmte Minder­
heiten in unserer Gesellschaft 
hetzen, weil dies der Befriedigung 
der Schadenfreude breiter Bevölke­
rungskreise nun einmal entgegen­
korrunt und man dort ja auch höhere 
Einschaltquoten für die "Katastro­
phen\o.•erbung" braucht 

Um so gefährlicher ist es daher. 
wenn im "Staatsfernsehen" durch, auf 
hannlosen Füßen daherkorrunenden 
Familienserien beispielsweise Justiz­
politik betrieben wird Darauf 
müssen wir als Betroffene aufmerksam 
machen und durch Richtigstellungen 
in der Sache versuchen, diesem Hetz­
unwesen Einhalt zu gebieten! Dem 
Arbeitskreis Öffentlichkeitsvollzug sei 
an dieser Stelle noch einmal Respekt 
gezollt fUr. sein couragiertes 
Schreiben. 

-kra-
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Haus 111 
Kurzinformation an alle Mitgefangene 

Am 30.12.1991 haben wir über den 
Teilanstaltsleiter Müller einen Antrag 
an den Senator für Justiz gestellt, 
daß auf jedem Flügel ein Sportraum 
für Leibesübungen jeglicher Art ein­
gerichtet wird. Außerdem wurde be­
antragt, Gruppenräume für die Frei­
zeitgestaltung mit Tischtennis, 
Billard, Fußballkicker - sowie Hantel­
räume auf jedem Flügel - auf den 
einzelnen Stationen - einzurichten. 
Die Einrichtung von Sporträumen 
wurde vom Teilanstaltsleiter Müller 
sowie vom Gesamtanstaltsleiter, Herrn 
Lange-Lehngut, befürwortet. Alles 
weitere in der Sache liegt nun am 
Senat für Justiz. 

Außerdem wurde ein Antrag über die 
Anstaltsärztin, Frau Dr. H., an die 
\llirtschaftsabteilung der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel gestellt, daß jeder 
Gefangene alle ll Tage 250 g Tee 
und 1 kg Zucker bekommt, da schon 
seit Jahren keine Gett"änke wte Tee 
oder Kaffee auf den Stationen zu 
den Mahlzeiten ausgeteilt werden. Ein 
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weiterer Antrag wurde an die Wirt­
schaftsabteilung det" ]VA Tegel über 
Frau Dr. H. gestellt, und zwar wegen 
Ausgabe eines zweiten Frühstücks für 
die Arbeiter in den Betrieben. 

Darüberhinaus hatten wir einen 
Antrag auf eine lSminütige Fernseh­
verlängerung für den 21.2.1992 beim 
Teilanstaltsleiter Müller eingebracht, 
der genehmigt worden war. Nach Be­
endigung des Films "Ein Richter sieht 
rot" vollzog sich der Nachteinschluß 
t"eibungslos. Ferner beantragten wir 
für die Hausarbeiter in der Teil­
anstalt 11 I die Einstufung in die 
Lohngruppe 3. Dies wurde von der­
Anstaltsleitung zuständigkeitshalber 
dem Leiter der Arbeitsverwaltung der 
JVA Tegel zugeleitet. Weiterhin wurde 
beantragt, im Hof zwischen dem A­
und B-Flügel vier (4) Tischtennis­
platten aus Beton aufzustellen, \vO 

Tischtennisturniere ausgetragen 
wer-den können sowie zwischen dem 
A- und D- Flügel zwei (2) Schach­
spiele in den Boden einzulassen, wo 
unter freiem Himmel Schachturniere 
stattfinden können. 

Man kann verbuchen, daß es in 
diesem Haus etwas ruhiger geworden 
ist und die Gefangenen doch ein 
wenig .vernünftiger- geworden zu sein 

scheinen. Es hat den Anschein, daß 
der größte Teil der Gefangenen doc~ 
begriffen hat, daß eine vernünftige 
Gestaltung der Freizeit sinnvoller ist 
als zu randalieren und sich im Voll­
zug außer der Reihe zu benehmen. 

Alles was wir füt" unsere Mitgefan­
genen zur Verbesserung der Freizeit­
gestaltung beantragt haben, ist an 
den tchwarzen Bt"ettern, die überall 
aushängen, zu entnehmen. Es gibt 
aber noch immer Gefangene, die ver­
suchen, unser Veränderungsprogramm 
zu stören bzw. lahmzulegen. Um nur 
einige Beispiele zu nennen: Gefan­
gene der oberen Stockwerke in den 
Flügeln werfen Eier und sonstigen 
Abfall in die unteren Stationen, um 
Unruhe zu stiften. Auch wurde am 
Samstag, dem 22.2.1992, auf B 2 eine 
Zelle aufgebrochen, durchwühlt und 
ihr alles an Tabak und Genußmitteln 
entnommen. 

Hier appelliere ich an alle Mitgefan­
gene in der Teilanstalt lll, darauf 
zu achten, daß Fälle dieser Art sich 
nicht wiederholen. 

Beim nächsten Gespräch am 27.2.1992 
mit Teilanstaltsleiter Müller werden 
wir die Sache mit dem Meeting weiter 
besprechen. Hier stehen wir im Zeit­
druck, da der A-Flügel, in dem die 
Meeting-Sprechstunden abgehalten 
werden sollen, von Ende März 1992 
bis Mitte April 1992 wieder belegt 
werden soll. 

~ach unseren Vorstellungen sollen 
auf A 3 und A t.. nur Langstrafer, 
dagegen auf A 2 nur die Wirtschafts­
arbeiter untergebracht werden und ­
soweit noch Plätze ft"ei sind, sollen 
diese für jene Gefangenen reserviert 
bleiben, die nachweislich keine Ruhe­
störer sind. Der A-Flügel soll gene­
rell nur für Arbeiter bestimmt sein. 
Es wurden aber auch Vorschläge ge­
macht, solche Gefangene in den 
A-Flügel aufzunehmen, die sich von 
ihrer Drogenabhängigkeit befreien 
wollen. Hier soll sich dann zu ge­
gebener Zeit jeder Gefangene im 
A- Flügel angesprochen fühlen, seinen 
Mitgefangenen zu verhelfen, von den 
Drogen loszukommen. Dieser Vor­
schlag kam von dem Teilanstaltsleiter 
Müller, der ausdrücklich seine Bereit­
schaft et"klärte, jenen Gefangenen, 
welche den Schritt ins drogenfreie 
Leben schaffen, zu Vollzugslockerun­
gen zuzulassen. 

Zum Schluß möchten wir noch einmal 
ausdrücklich an alle Mitgefangenen 
im Haus lll appellieren, Vernunft an­
zunehmen, den Vollzug sinnvoll zu 
verbringen und jene Gefangene, 
welche die Dinge in diesem Hause 
verbessern wollen - zum Nutzen von 
uns allen tatkräftig zu unter­
stützen. 



Es wäre vielleicht noch anzumerken, 
daß der größte Teil der Unruhestif­
ter in diesem Haus Ausländer sind. 
Nur ein verschwindend kleiner Teil 
sind Deutsche. Diese Erkenntnis ge­
wannen wir gerade wieder in den 
letzten Tagen. 

Was die Arbeit der Hausarbeiter an 
Sonntagen betriift, sollten diese auf 
ein Minimum beschränkt werden. Die 
Großreinigung auf jeder Station 
sollte von Montag bis Samstag auf 
jeder Station, nicht aber an Sonn­
·tagen vorgenommen werden. Dadurch 
haben alle Gefangenen wenigstens an 
einem Tage Ruhe und werden nicht 
durch \Yischen, Bohnern, Fegen oder 
sonstige lärmende Arbeiten vor ihren 
ZeHentUren laufend gestört. 

Wir von der Insassenvertretung der 
Teilanstalt Ill sowie die neue Gruppe 
"l(nackpunkt" sind gewillt, in diesem 
Haus den Regelvollzug abzubauen, um 
eine Angleichung an die anderen 
Teilanstalten in Tegel zu erreichen. 
Dazu sind wir bereits auf dem 
bestem Wege. Somit hätten auch die 
Gefangenen in diesem Haus die Mög­
lichkeit, früher oder später zu Voll­
zugslockerungen zugelassen zu 
werden, doch dies nur dann, wenn 
eine entsprechende Mitarbeit gegeben 
ist. 

lch danke für Eure Aufmerksamkeit. 

\oJolfgang Rybinski 
Sprecher l.V. TA lll 

Nachtrag zur 
"Psychologie heute" 

Nachdem wir unsere kleine Artikel­
serie zunächst mangels Beteiligung 
bzw. Resonanz der ursächlich Be­
troffenen eingestellt haben, möchten 
\vir dennoch einen weiteren Anstoß 
riskieren. 

Mut dazu macht uns die Zuschrift 
eines Mitgefangenen aus der JVA 
Werl. Der Kollege hat sich mit seinem 
Bericht viel \1ühe gegeben; er schil-

,, fc.h hab hl!(/ Bock/ 
/Jt hab not/ B(Jck ( 11 

lth. k~n da~ n.;JLt 
mdtY höven., cfa~ du 

1 kei"' 13tJd< mehr hast . 

dert aus seiner Sicht die Erfahrun­
gen, die er im Umgang mit Gefängnis­
psychologen gemacht hat. Er gehört 
jedoch nicht in den Kreis von Straf­
gefangenen, die ohne eine Begutach­
tung durch einen Psychiater oder 
Psychologen - welche dann auch po­
sitiv ausfallen muß - in die Freiheit 
entlassen werden können, wie dies 
zum Beispiel bei allen zu lebenslan­
ger Haft Verurteilten der Fall ist. 

Wtnn man nv( w.·u, 
i~t ~s ~anl ~ir~.f;Jcltt 1 
wi4/ev ~od< ~v 

t(vi~€n ( - ---v----

\oJir weisen deshalb auf diesen Um­
stand hin, weil wir uns gewundert 
haben, daß eben aus diesem Kreis 
der von der Begutachtung existen­
tiell Betroffenen keine Reaktion auf 
unser Angebot erfolgte. 

Aus aktuellem Anlaß - Tagung zum 
Thema "Die Begutachtung lebensläng­
lich Inhaftierter - Wissenschaft oder 
\>lillkür?" - und weil es sich für 
viele Strafgefangene wirklich um eine 
(über-) lebenswichtige Frage han­
delt, rufen wir erneut zu einer Be­
teiligung auf! !! 

Wir sind der Ansicht, daß für alle 
Betroffenen ein "Hinter-dem-Berg­
halten" von persönlichen Problemen 
(mit und infolge ihrer Straftaten) 
nur schädlich sein kann, und daß 
eine selbstgewählte Isolation sich 
insbesondere im Verlaufe des Frei­
heitsentzuges als sehr lebensfeindlich 
auswirken kann. \ver seine "tödliche 
Dosis von Affären" schon hinter sich 
hat - und dies dürfte nahezu jeder 
Gefangene sein, der wegen eines 
Kapitalverbrechens rechtskräftig ver­
urteilt wurde -, der sollte sich wirk­
lich bemühen, seine Schamgrenze zu 
überwinden und sich seiner eigenen 
Geschichte zu stellen. Und genau dies 
beinhaltet die Aussprache und den 
Gedankenaustausch mit anderen Men­
schen über diese Thematik. 

Also noch einmal: Zuschriften hierzu 
unter dem Kennwort "Psychologie 
heute" an die Redaktionsgemeinschaft. 

-kra-
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Abteilung Uberfluß 
und Wohlstand 

// 
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/ 
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Was ist braun, von bröseliger Be­
schaffenheit, verursacht in frischem 
Zustand Blähungen und gesteigerten 
Stuhlgang bei Strafgefangenen und 
macht wutsch, wenn man's aus dem 
Fenster schmeißt? Na? Das Brot. 
Klar-o. 

Da liegt es, in mattglänzenden 
Barren jeden Tag aufs neue, wenn 
man von der- Arbeit kommt: das 
Tegeler Gold. Roggenvollkornbrot aus 
anstaltseigener Backstube. Mehr oder 
weniger vollendet, liegt es in den 
hier allgemein üblichen VA-Edel­
stahlkisten, die wi.e schlecht ge­
machte Briefkästen aussehen, in die 
aber, ganz anders als in Briefkästen, 
kaum einer reinguckt. Und wenn, 
dann bloß ein Sekündchen lang, 
gerade lange genug, um die Klappe 
stirnrunzelnd wi.eder zufallen zu 
lassen. 

Dabei ist das Brot hier gar nicht so 
schlecht. Ganz anders als die 
KUchenexperten, die gelegentlich mit 
den Zutaten zu zaubern versuchen, 
was zum allgemeinen Ärger weder den 
Zutaten noch den Empfängern be­
kommt, i.st das einheimiscl:!e Kompro­
dukt an sich nicht zu bemängeln. 
Man könnte die Stullen in jeder 
Alternativbäckerei als Beißhölzer an 
den Mann bringen und angesicht<> des 
fertigen Produkts wür-de der- Bäcker­
verband gewi.ß vor Begeisterung Ur­
kunden verteilen. 
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Was indes zu bemängeln ist, sind die 
\1assen, in der die Schore hier an­
geliefert wird. Denn da das Zeug 
mangels Abwechslung kaum ein In­
sasse mehr mag, wandert es gewöhn­
lich nutzlos in den Müll. 

Früher, als der Vollzuch noch mit 
aqua et panem gleichgesetzt wurde, 
war es ein beliebter Zeitvertreib, die 
stets in rauhen Mengen vorhandenen 
Teigwaren in Schach- und sonstige 
FigUrehen umzukneten. Ganze Genera­
tionen von Insassen haben sich mit 
dem Gelumpe kulturell beweglich ge­
halten. Aber das Vollkombrot läßt 
derartige Keramikarbeiten eh nicht 
mehr zu, und so wandern die miß­
mutig gemusterten Stullen höchst 
oberflächlich gefleddert in den Müll­
sack. Tag für Tag. Scheibe für 
Scheibe. Laib für Laib. Brot für die 
Welt Die wtirden sich nämlich 
freuen. Ja, ja (erhobener Zeigefin­
ger), man hat schließlich eine Erzie­
hung genossen. Eine, bei der sie 
einem frUher bei jedem verschmähten 
Happen vorgerechnet haben, wie viele 
arme Negerehen in Biafra und weiß 
der Geier sonstwo ihre Schuhsohlen 
bekauen und froh wären über so 'n 
Schleck. Kein 11/under also, wenn 
einen in Anbetracht der ungefressen 
in den Müllsack wandemden Brot­
mengen so was wie ein schlechtes 
Gewissen beschleicht. Behutsam und 
leise zwar, aber steter Tropfen höh1t 
den Meister. Ich erwische mich häu-

figer bE>i dem Gedanken, daß es mir 
im Grunde gleich'lUltig sein kann -
wutsch und weg -. und daß eine 
vernünftige Regelung hinsichtlich des 
Überangebots wahrscheinlich bloß 
dazu fUhrt, daß es zukünftig auch 
weniger ~1ischbrot gibt. 

Dieses nämlich ist, weil selten, un­
gemein beliebt und normalerweise 
schon vergriffen, ~·enn man von der 
Arbeit kommt. Stellt man sich nun 
hin und behauptet, es gäbe zuviel 
Brot. wir-d das wahrscheinlich nur 
dazu führen, daß das Mischbrot ver­
knappt wir-d. Man hat ja so seine Er­
fahrungen 

Also noch mal, es geht ausschließlich 
um das Roggenvollkombrot, dessen 
Verschwendung so gravierend ist! Und 
zwar in zweifacher Hinsicht: Zum 
einen wird hier verantwortungslos mit 
nahrhaften Rohstoffen geschludert 
und zum anderen 'Y.ri.rd der anfallende 
Müll unnörig vermehrt. :veil die gel­
ben Brotabfalltonnen bei weitem 
nicht ausreichen, d1e ganzen ollen 
Stullen drin unterzubringen, werden 
auch noch Unmengen dieser blauen 
Plastiksäcke benötigt, um das Zeug 
wegzuschaffen. Und all das bloß. 
damit sich die Ratten und etn ganzes 
Ckosystem von Schmarotzern auf den 
städtischen MUllkippen den Bauch 
rundfressen können. Aber ich schätze 
mal, daß die das Tegeler Vollkorn­
produkt inzwischen auch schon längst 
nicht mehr sehen wollen. 

So wird \oJeiter Brot \veggeschmisse •• , 
pro Station 3-5 Kilo täglich. Multi­
pliziert mit fünfzig Stationen in den 
verschiedenen Teilanstalten kommt 
man mUhelos auf 200 Kilogramm Brot­
abfälle pro Tag in Tegel. Das macht 
pro Jahr, über den Daumen gepeilt, 
rund 70 000 Kilo Brot, die da weg­
gekarrt werden mUssen. Wenn man 
nun einen Preis von D~1 L,- für das 
Kilo Brot zugrunde legt. läppert sich 
ganz schön was zusammen. So ..... 1rc1 
mit den Steuergeldem von meiner 
armen Omma geaast! 

Vorschlag an den Regierungsoberamts­
ratsbäckereiverwalter beim Senator 
für Justiz: Spart ein bißchen Brot, 
vor allem das grobe und seid so 
liberal und überweist die Jährlich 
eingesparten DM 200 000,- auf mein 
Eigengeldkonto. Dann habt ihr mehr 
für die Resozialisierung getan als ihr 
es jemals durch die sinn- und zweck­
lose Verschleuderung nahrhafter 
Ressourcen hinkriegen könnt! 

Die Kohle für die eingesparten Ent­
sorgungskosten indes dürften aus­
reichen, uns Gefangenen gelegentlich 
Rosinenbrot oder Brötchen zukommen­
zulassen. So 'ne Sachen gab's hier 
nämlich früher mal. 

-pele-



Gesprächsforum unerwünscht? 
Im Lichtblick Monat Juli/August 1991 
gab es auf Seite 9 und 10 Vor­
schläge für ein Gesprächsforum fUr 
ehemalige DDR- Inhaftierte in Tegel. 
Trotz erheblicher BemUhungen. auch 
gemeinsam mit der Opfer-Hilfsorgani­
sation "Help" e . V. kam dieses Forum 
noch nicht zustande. 

Ich gehe davon aus, daß der Licht­
blick doch nicht nur von Gefangenen 
gelesen wird, oder? Diese dort ent­
haltenen inhaltlichen Vorschläge für 
das Thema eines Forums sind sehr gut 
dazu geeignet mitzuhelfen, die DDR­
Vergangenheit zu bewältigen und die 
"Ostprobleme" zu verstehen. Ich kann 
nicht umhin anzunehmen, daß man bei 
der Berliner Justiz nicht sehr darum 
bemüht ist, ansonsten hätte man nach 
nunmehr acht Monaten auf einen der­
artigen Vorschlag reagieren müssen. 

Zu einigen inhaltlichen Fragen: 

Im Berliner Abendblatt vom L. .3.1992 
brachte man von der Justizverwal­
tung her Erstaunen zum Ausdruck, 
daß es "so viele" Anträge auf Gna­
denerlaß gibt. Dazu möchte ich in 
Verbindung mit der Veröffentlichung 
im Lichtblick Juli/August 1991 kurz 
Stellung nehmen. 

Aus vorgenanntem Artikel geht ein­
deutig hervor, daß die Gnadenstelle 
zunehmend Anträge von GefangenEm 
erhalt, die in der damaligen DDR be­
straft wurden und jetzt noch in der 
BRD einsitzen. Diese Häufigkeit der 
Anträge ist kein Wunder. Die vielen 
Anträge sind berechtigt, denn diese 
haben eine "Grundlage", die auf 
Rechtsbeugung und fehlender Rechts­
staatlichkeit in der damaligen DDR 
beruhen. Der Wahrheitsgehalt der da­
mals in der DDR gefällten Urteile und 
Akten ist äußerst niedrig, ja geht 
sogar gegen "0" und bei vielen 
Bürgern ist es so, daß sie kriminali­
siert wurden und unschuldig jetzt 
noch einsitzen. Dieses hört sich 
sicherlich an wie ein böses ~1ärchen, 
aber es ist so. 

Sicherlich ist es für die Justiz recht 
schwer, dieses zu erfassen. Da kann 
man auch keinem einen VorWurf 
machen. Diese Probleme kennt nicht 
einmal jeder ehemalige DDR- Bürger, 
sondern nur der, der damit zu tun 
hatte und damit gelebt hatte. Des­
halb geht die Justiz bei ihren Ent­
scheidungen davon aus, daß die 
Urteile "rechtskräftig" und von der 
DDR nach rechtsstaatliehen Grund­
sätzen ohne Rechtsbe,ugung gefällt 
wurden. Wie aber diese Urteile vom 

MfS und SED "vorbereitet" wurden, 
mit welchen Mitteln der Rechtsbeu­
gung, Nötigung, Körperverletzungen 
u. a . m. kommt ja verständlicher­
weise in den Akten nicht zum 
Ausdruck. 

Es gab in der damaligen DDR keine 
Rechtsstaatlichkeit, sondern eine 
Diktatur. Gerade in der DDR-Justiz 
kam dieses zum Ausdruck, denn sie 
war Handlanger des MfS und der SEO 
und keine unabhängige Justiz. Es ist 
nun doch inzwischen hinreichend be­
kannt. daß alle Richter und Staats­
anwälte der DDR in der Rechtspre­
chung nicht unabhängig waren und 
immer in jedem Fall, ob Straf- , Zivil-, 
oder gar Arbeitsrecht, den Organen 
der Staatssicherheit und dem Willen 
der SED- Kreissekretäre unterstanden 
(wenn auch manchmal indirekt Uber 
den Vorgesetzten). Bestes Beispiel ist 
die nun bekannte Praxis des Stadt­
bezirksgerichts Berlin- Lichtenberg 
unter Leitung des Direktors Wetzen­
stein-Ollenschläger bis 1989. 

Es gab viele \•letzenstein-Ollenschläger. 

Dieses ehemalige Stadtbezirksgericht 
Lichtenberg stand voll unter dem Be­
fehl der Stasi Normannenstraße und 
war als MfS-Gericht bekannt. Bei­
spiele gibt es genug zur Arbeitsweise 
dieses Stasi-Gerichts und seines 
Direktors. Deshalb muß man der 
Allianz der Opfervereine - Organisa­
tion "Help", Ruschestraße 59, 0-1130 
Berlin - beipflichten, daß bisherige 
"Überprüfungen" der DDR-Urteile laut 
Einigungsvertrag nur Makulatur 
waren, da man davon vom "DDR­
Recht" ausgeht. Es wurde dabei ohne 
Wertvorstellungen rein formal nach 
Einigungsvertrag "geprüft". 

So gibt es noch viele Urteile Clt. 
Organisation He lp) wo schon beim 
Lesen der Urteile Zweifel aufkommen. 
Es ist Fakt, daß hier diesbezüglich 
beim Einigungsvertrag Fehler gemacht 
wurden. Ja, der Einigungsvertrag ist 
in diesem Abschnitt verfassungsfeind­
lich. Wenn man betrachtet, daß "die 
alte DDR-Justiz" an den Formulierun­
gen im Einigungsvertrag gearbeitet 
hat, kann man eindeutig daraus 
schlußfolgern, daß mit dem Eini­
gungsvertrag nur die DDR-Unrechts­
urteile gedeckt werden und nicht den 
unschuldig Betroffenen hilft. 

Somit war die Justiz doch nur bisher 
in der Lage, diese im Zeitungsartikel 
genannten anstehenden "Ostprobleme" 
laut Einigung&vertrag zu bearbeiten 
und überwiegend abzulehnen. Dieses 
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ist zwar formal-juristisch richtig und 
formal auch rechtsstaatlich nach 
ihren Gesichtspunkten. Aber es ist 
sicherlich spätestens jetzt an der 
Zeit, sich sehr gründlich mit den 
"Ostproblemen" zu befassen, um die 
ganze tragische Situation dieser 
Bürger zu erkennen. Unter Berück­
sichtigung der "Ostprobleme" und der 
Praxis der DDR-Justiz sollten die im 
Zeitungsartikel genannten schwierigen 
Fälle von der DDR- Justiz mit äußer­
ster Härte durch Rechtsbeugung und 
fehlender Rechtsstaatlichkeil oder 
kriminalisierten Bürgern, unter einem 
anderen Gesichtspunkt betrachtet und 
entschieden werden. 

Ich denke, daß die Justlzsenatorin 
Frau Prof. Limbach mit der Feststel­
lung im Wochenspiegel, im ARD am 
8.3.1992 um 12.L.S Uhr , "DDR - ein 
Unrechtsstaat", richtig liegt. Wäre es 
nicht richtig, diese Feststellung in 
die Entscheidungen der Justiz zu be­
rücksichtigen? Richtig wäre es, alle 
Verfahren neu aufzunehmen und unter 
rechtsstaatliehen Gesichtspunkten neu 
zu verhandeln! Sicherlich wird dieses 
aus fehlender Gesetzlichkeit (der 
Einigungsvertrag läßt dieses nicht 
zu) nicht durchzusetzen sein, und 
die Urteile können somit nicht geän­
dert werden. Aber unter Beachtung 
der Erkenntnisse der justizsenatorin 
vom 8.3.1992, unter Berücksichtigung 
dieser meiner Hinweise und der Prü­
fung der sozialen Sicherheit, sollte 
man allen bettoffenen ehemaligen 
DDR- Bürgern einen Neuanfang in der 
neuen Gesellschaftsordnung in Form 
einer Begnadigung geben. 

Die Anstaltsleitung ~ollte auch den 
Vorschlag aus dem Lichtblick Juli/ 
August 1991 ernst nehmen und ent­
sprechende Möglichkeiten für die 
Durchführung eines Forums einräumen 
und auch bei ihren Entscheidungen 
diese Hinweise eingehen lassen. Ich 
denke, daß unsere heutige Justiz 
diese aufgezeigten Probleme neu 
durchdenken muß, da ja formal nur 
die 2/3-Regelung oder Gnadenakt in 
den meisten Fällen möglich ist. Oder 
sollte fUr ehemalige DDR-Bürger das 
Tor zur Rechtsstaatlichkeit weiter 
geschlossen bleiben? Oder: Will man 
die Selbstjustiz anstacheln? lch 
hoffe nicht. 

Mit einer neuen Form der Betrach­
tung und Bearbeitung der genannten 
Probleme unter dem Gesichtspunkt wie 
geschildert , auch durch die Organisa­
tion "Help". Berlin, kann man z. Zt . 
noch (zum Teil auch noch unschul­
dig) einsitzenden Bürgern die Mög­
lichkeit zur Rehabilitierung erleich­
tern und einen Neuanfang in einer 
für ehemalige DDR-Bürger neuen Ge­
sellschaftsordnung garantieren. 

Herbert Geisweidt 
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lngeborg-Drewitz-Literaturpreis 
für Gefangene 

Ingeborg-Drewitz-Literaturpreis 
für Gefangene (Hg. ): 

F E S S E L B A L L 0 N 

edition villon im Daedalus Verlag, 
Münster 1992, 168 S., DM 22,-. 

"Das Schreiben ist für viele eine 
wichtige, für etmge die zentrale 
Möglichkeit des Überlebens." So dra­
stisch drückte es Prof. Helmut Koch 
bei der diesjährigen Verleihung des 
lngeborg- Dre\.ritz-Literaturpreises für 
Gefangene aus. Das Thema des unter 
der Schinnherrschaft von Hans 
Sch\.rier (Kultusmi.nister von Nord­
rhein-Westfalen) und Friedrich Magi­
rus (Superintendent der Nicolaikirche 
Leipzig) ausgeschriebenen Preises 

" ... um sich das Leben nicht aus der Hand nehmen zu lassen. 

Solange Gefangene auf Dächern sirzen, Höfe besetzen, die Arbeit verweigern, 

wird in den Medien berichtet- kaum sind sie zurück in den Zellen, erfähn die 

Öffemlichkeit nichts mehr ilher ihren Alltag. Die RevolTen sind nur die Spitze 

des Eisberges und außen isr wenig bekannr, wie Menschen in dem alltäglichen 

Troll, der Reglemenrierung, der Unfreiheit überleben. 

A LI die kleinen Venveigerungen. die Energie, die jeden Tag neu aufgebracht 

werden muß, um sich das Leben nicht ganz aus der Hand nehmen zu lassen. 

Hier müssen die Mauern poröser, durchsichtiger werden, und darum soll das 

M otro für die nächste Ausschreibung des I ngeborg-Drewitz- Preises für 

Gefangene so heißen: "Das isr meine Zeit, die will ich nicht absitzen. die will 

ich Lehen." 
Margir Czenki, Mirglied der Jury 

lautete "Beziehungen" unterem- L---------------------------------------l 
ander, nach draußen, zu Freundinnen 
und Freunden, Angehörigen und 
Beamten. ln den 18 ausgezeichneten 
Beiträgen, die in der Anthologie 
"Fesselballon" versammelt sind, lesen 
wir von der Zerstörung dieser Bezie­
hungen, der Unmöglichkeit, Gefühle 
zu leben und aufrechtzuerhalten. 
Knut Braun beschreibt das in "Ich 
vegetiere auf 7,4 rrr" so: "Deine 
Liebe ist Dünnschiß - sie will nie­
mand I Dich \.rill niemand - Du hast 
nur noch dein Loch. I Diese Zeilen 
sind das dazugehörige Scheißhaus­
papier. I Knastkonform, versteht sich 
I rauh, hart, böse, traurig, ungeho­
belt - sie kratzen." 

Neben diesen deutlichen Worten gibt 
es auch leisere Töne, sie sind aber 
nicht minder eindrucksvoll. "Braun", 
so heißt die Rennmaus in der gleich­
namigen Geschichte von Peter Lerch, 
wd zu einer Hilfe, den Knast ZU 

überstehen, weil sie die Möglichkeit 
bietet, menschliche Wärme zu ent­
wickeln. Und hier wd die Verein­
samung der Gefangenen noch tragi­
komisch deutlich, läuft es einem bei 
der Science-Fiction- Story von Heinz 
Günter Funk kalt den Rücken her­
unter, schildert die Fantasy-Erzäh­
lung "Die Augen des Drachen" von 
Antikies beklemmend die zerstörende 
Kraft der Drogen im Gefängnis. 
Gleich mehrere der ausgezeichneten 
Arbeiten veranschaulichen die Be­
suchssituation . Diese eine Stunde, in 
der alles, was sich in Wochen und 
Monaten angestaut hat, ausgetauscht 
werden soll, als Sinnbild einer un­
möglich gemachten Kommunikation. 
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Das Schreiben bleibt so für viele 
Gefangene die einzige Möglichkeit, 
sich mitzuteilen. Roland Hörnig, seit 
fünfzehn Jahren in Brandenburg in 
Haft und einer der Preisträger, ist es 
seit einem Jahr erlaubt - in den 
Strafvollzugseinrichtungen der DDR 
war es verboten. 

eindruckt vor allem die Authentizität 
der Texte, deren beklemmender 
Wirkung man sich kaum entziehen 
kann. Sie werden so zum Zeugnis der 
Zustände im deutschen Strafvollzug 
und seiner Inhumanität. 

Könnte man nicht mej.nen, wenn Texte 
dieser Qualität in Gefängnissen ent­
stehen, kann es um die Zustände 
nicht so schlecht bestellt sein? Die 
Eindringlichkeit der Beiträge spricht 
eine andere Sprache, es sind, so 
Prof. Koch, !'Texte als Hilferufe -
Texte als Protest". Es ist zu wün­
schen, daß sie nicht ungehört ver­
hallen. 

Über 700 Texte sind der Jury, die 
sich aus Personen mit Hafterfahrung, 
Journalisten, Wissenschaftlern und 
Schriftstellern zusammensetzt, zur 
Auswahl eingesandt worden. Neben 
der Vielfalt der eingesetzten litera­
rischen Formen - Briefe, realistische 
und phantastische Erzählungen, Tage­
buchnotizen und zwei Hörspiele - be- Andreas Eberhard 

(Westfälische Rundschau vom 1.2.1992) 

Zwei Stunden "Freigang" für Literaturpreis 
Von Jürgen Potthoff 

Dortmund. Seine Anreise 
von Brandenburg - mit Zwi· 
Sehenstationen in vier Haftan· 
stallen - dauerte zehn Tage. 
Zehn Tage wird auch die 
Rückreise dauern. Genau zwei 
:>tunden Freigang wurden 
dem Häftling Roland Hömig 
gestern am Ziel der Reise ge· 
währt- zwei Stunden. um den 
IDJ!eborg·Drewitz·Literatur· 
preis für Gefangene entgegen· 
zunehmen. 

Hörnig ist einer von 17 Auto· 
ren. die für ihre in Haft ent· 
standeneo Texte ausgezeich· 
net wurden . Ihr Preis ist die 
Veröffentlichung der Werke in 
der im Daedalus Verlag er· 

schieneneo Anthologie .. Fes· 
selballon". ln seiner Kurzge· 
schichte schildert liömig den 
Besuch seines Sohnes in der 
Haftanstalt: .. Er muß zur Toi· 
Iette. Es paßt mir nicht, daß 
ich von 3600 Sekunden noch 
welche opfern muß." 

7200 Sekunden blieben den 
Häftlingen gestern. um denen 
.. draußen• einen Eindruck 
vom Leben in Haft zu geben. 
Der Drewitz·Preis solle ein 
.. Zeichen setzen. daß die Men· 
sehen in Gefängnissen wahr· 
genommen werden". hatte 
Schirmherr Hans Schwier im 
Grußwort geschrieben. Wahr· 
nehmen konnte der Kultusmi· 
nister den Termin nicht. 

"Gefangene haben keine 
Lobby"". hob Jurymitglied Pro· 
fessor Helmut Koch in seiner 
Festansprache hervor. DiP 
prämierten Texte legten Zeug· 
nis davon ab. daß der deutsche 
Strafvollzug das Ziel der Reso­
zialisierung weitgehend ver· 
fehle. eher zerstörend als bei· 
lend wirke. Das Schreiben sei 
lili viele Inhaftierte eine Me­
thode des Überlebens. 

Der Drewilz·Preis wird im 
kommenden Jahr zum dritten 
Mal verliehen. Zeichen hat er 
bereits gesetzt. Oie Umstände 
der Preisverleihung· legen 
aber den Schluß nahe. daß 
nicht alle am Strafvollzug ße· 
teili)lten sie zu deuten wissen . 
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:--JFO INFO Nurnberg :-JStZ 1985 S. 35L) . INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO 
FO INFO I ' ~FO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO 
0 INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO 1 

INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO I~FO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO IN 
INFO INFO INFO INFO INFO JNFO INFO INFO INFO INFO LNFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INF 
NFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO lNFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO INFO 
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Berliner Abgeordnetenhaus 
Landespressedienst -

r 

Kleine Anfrage Nr. 1674 des Abgeordneten Albert Eckert 
{Bündnis 90/Gtüne (AL)/UFV) vom 7.1.1992 über "Ein­
schränkung der Weihnachtsamnestie 1991" : 

l. Wie viele Gefangene saßen in den Jahren 1988 bis 1991 
jeweils zum Zeitpunkt des Weihnachtsgnadenerweises in 
den Berliner Haftanstalten ein und wie viele wurden 
jeweils vorzeitig entlassen? 

2. Inwiefern haben sich die Bedingungen für die vorzei­
tige Entlassung aufgrund des Weihnachtsgnadenerweises 
in den letzten Jahren und besonders für 1991 ver­
ändert? 

3. Trifft die in den Anstalten geäußerte Einschä t zung zu, 
1991 hätten besonders wenige Gefangene vom Weih­
nachtsgnadenerweis pro fitiert? 

Am.rort des Senats vom 23.1.1992 {eingegangen beim· Ab­
geordnetenhaus am 28.1.1992): 

Zu 1. : In den Jahren 1988 bis 1991 saßen jeweils zum 
Zeitpunkt des Weihnachtsgnadenerweises in den Berliner 
Vollzugsanstalten ein: 

1988 2 728 Strafgefangene, 

1989 2 L75 Strafgefangene, 

1990 2 372 Strafgefangene, 

1991 2 L89 Strafgefangene. 

Davon wurden aufgrund des Weihnachtsgnadenerweises 
jeweils vorzeitig entlassen: 

1988 111 Strafgefangene, 

1989 121 Strafgefangene, 

1990 185 Strafgefangene, 

1991 9L Strafgefangene. 

Zu 2. : Die Bedingungen für die vorzeitige Entlassung auf­
grund des \'leihnachtsgnadenerweises waren in den Jahren 
1988 und 1989 hinsichtlich der zeitlichen und der sach­
lichen Kriterien gleich, so daß sich eine in beiden Jahren 
annähernd gleiche Zahl von Strafgefangenen ergab, die 
vorzeitig entlassen wurden. 

lm Jahr 1990 war die Zahl der aufgrund des Weihnachts­
gnadenerweises vorzeitig entlassenen Stra fge fangenen 
höher, weil der Entlassungszeitraum gegenüber den Vor­
jahren erweitert worden war. Durch diese Maßnahme sollte 
der Belegungsdruck gemindert werden, der a ufgrund der 
Verlegung von Untersuchungs- und Strafgefangenen aus 
Vollzugseinrichtungen des früheren Ost- Berlin in hiesige 
Vollzugsanstalten erwartet worden war. 

Im Jahr 1991 wurde der Entlassungszeitraum wieder in 
dem in den Jahren vor 1990 üblichen Rahmen festgesetzt . 
Darüber hinaus wurde in Angleichung a r. eine durch die 
überwiegende Zahl der anderen Bundesländer getroffene 
Regelung diejenigen Gefangenen von einer vorzeitigen 
Entlassung ausgeschlossen, bei denen Führungsaufsicht 
kraft Gesetzes eintritt, weil eine Strafe von mindestens 
zwei Jahren wegen einer vorsätzlichen Straftat voll­
streckt worden ist {§ 68 f Abs. 1 Satz 1 StGB) . 

Zu J .: Aus den auf die Frage zu 2. genannten Gründen ist 
insbesondere gegenüber dem Jahr 1990 eine geringere Zahl 
von Strafgefangenen aufgrund des Weihnachtsgnadenerwei­
ses 1991 vorzeitig entlassen worden. 

Senator Prof: Dr . Dieter Hecketmann 
für die Senatorln für Justiz 

'der Iichtbi ick' 33 



Kleine Anfrage Nr. 1078 des Abgeordneten Albert Eckert 
(Bündnis 90/Grüne (AL)/UFV) vom 27.8.1991 über "drohen­
den Zusammenbruch der ambulanten AIDS-Schwerstpflege": 

l. \Yie hoch ist die Zahl der an AIDS- Vollbild Erkrankten 
in Bedin, und welche zahlenmäßige Entwicklung en.,ar­
t e t der Senat in den nächsten Jahren? 

2. a) Trifft es zu, daß die von den Schwerstpflegepro­
jekten HIV e . V. und ad hoc e . V. als kostendeckend 
errechneten Pauschalen zur Finanzierung der ambu-

. lanten Sterbebegleitung und Infu~ionstherapie bei 
Menschen mit HIV und AIDS in den Verhandlungen 
zwischen der Liga der Wohlfahrtsverbände und den 
Krankenkassen· nicht akzeptiert wurden? 

b) Trifft es überdies zu, daß der ausgehandelte Kom­
promiß von den Krankenkassen letztlich nicht un­
terzeichnet wurde und damit nicht einmal entfernt 
kostendeckende Pauschalen zur Verfügung stehen? 

3. Weshalb weigert sich der Senat, den Ausfall im Bereich 
psychosozialer Betreuung aufzufangen, der durch das 
Auslaufen des Bundesmodellprogramms ''Ausbau ambulan­
ter Hilfen für an AIDS Erkrankte im Rahmen von So­
zialstationen" (daraus wurde bisher die Hälfte der 
Krankenpflegergehälter gezahlt) entsteht? 

4. Soll Kranl<enpflege für Menschen mit AIDS in Berlin in 
den ambulanten spezialisierten Schwerstpflegestationen 
ad hoc e . V. und HIV e . V. über das auslaufende Mo­
dellprojekt hinaus weiterfinanziert werden oder plant 
der Senat ein Desaster im AIDS-Pflegebereich? 

5. \vie soll die ambulan te Schwerstpflege für an AIDS Er­
krankte in Berlin künftig erfolgen - etwa ohne ad hoc 
e . V. und HIV e . V.? -, und wie soll sie finanziert 
werden? 

6. a) Hält es der Senat zur Vermeidung unnötiger und 
psychisch belastender stationärer Unterbringungen 
für richtig, daß spezialisierte Krankenpflegekräfte 
in der ambulanten Schwerstpflege auch die Infu­
sionstherapie z. B. gegen die Cytomegalie- Erkran­
k~ng durchführ-en? 

b) Wie gedenkt der Senat zu erreichen, daß die 
Durchführung der ambulanten Infusionstherapie 
durch sachverständige Pflegekratte als zulässig und 
rechtlich abgesichert anerkannt \.rird und die Kosten 
dafür getragen werden? 

Antwort des Senats vom 31.10.19.91 (eingegangen beim Ab­
geordnetenhaus am 7.11.1991): 

Zu 1. : Seit dem l. Januar 1982 wurden dem Bundesgesund­
heitsamt insgesamt 1 396 Fälle von AIDS-Erkrankungen aus 
Berlin gemeldet, davon 629 bereits verstorben (Stand 
August 1991). Diese Zahlen haben gegenwärtig eine Ver­
doppelungszeit von über zwei Jahren. Berücksichtigt man 
die verb~sserten Möglichkeiten im therapeutischen und 
prophylaktischen Bereich der Behandlung von AIDS­
Erkrankungen und eine Dunkelziffer von möglicherweise 
bis zu 50 % der gemeldeten AIDS- Fälle, muß davon aus­
gegangen werden, daß Ende 1992 in Berlin bis zu 1 500 
Menschen mit AIDS leben werden. 

Zu 2. a) und b) : Ein auf Kommissionsebene zwischen der 
Liga der Freien Wohlfahrtspflege und der Arbeitsgemein­
schaft der Krankenkassenverbände in Berlin am 13. Juni 
1991 ausgehandelter Vorschlag fand nicht die Zustimmung 
der Krankenkassenvorstände. Am 23. September 1991 
konnte dann ein zufriedenst ellender Abschluß für die In­
f usionstherapie erzielt werden. für die U - Stunden- Pflege 
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konnte keine Pauschale vereinbart werden. Es bleibt bei 
der Entscheidung im Einzelfall im Rahmen der Vereinbarung 
über häusliche Krankenpflege. 

Zu 3.: In einer Sitzung im Juni 1991 hat der Senat be­
schlossen. einen Teil der auslaufenden Modellprogramme ab 
November 1991 aus Landesmitteln weiterzufinanzieren. 
Somit bleiben nach Auslaufen des Modellprogramms "Aus­
bau ambulanter Hilfen für A lOS-Erkrankte im Rahmen von 
Sozialstationen" 1t. Beschäftigungspositionen für die 
psychosoziale Betreuung von AIDS-Patienten in Sozialsta­
tionen und Wohn- /Pflegeprojekten sowie zur Qualifizierung 
der Mitarbeiter in diesen Einrichtungen erhalten, die die 
weitere Arbeit in diesem Aufgabenbereich gewährleisten. 

Für die Kosten der Hauskrankenpflege sind die gesetzlich 
zuständigen Kostenträger die Krankenkassen. Um mög­
licherweise auftretende Liquiditätsprobleme der Pflege­
projekte HlV e . V. und ad hoc e . V. beim Übergang von 
der Bundesmodellförderung zur Finanzierung aus Entgelten 
zu überbrücken, gewährt der Senat eine rückzahlbare Zu­
wendung in Höhe von DM 82 500,- für das lV. Quartal 
1991. Gleichzeitig wird auf Initiative der Senatsverwal­
tung für Gesundheit eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
mit Zustimmung der beiden Pflegeprojekte beauftragt, 
deren finanzielle Situation festzustellen . 

Zu 4.: Der Senat geht davon aus, daß ad hoc e . V. und 
HIV e. V. weiterhin ihren Teil zur häuslichen Kranken­
pflege von AIDS- Patienten beitragen werden. Diese beiden 
im dpw organisierten Pflegeprojekte betreuen z . Zt. ca. 
32 Patienten, die etwa 3 % der derzeitigen AIDS- Patien­
ten in Berlin ausmachen. Hierbei handelt es sich in 
großem Umfang um Patienten im Finalstadium. 

Zu 5.: Entscheidungen über eine eventuelle weitere Finan­
zierung aus Haushaltsmitteln des Landes Berlin können 
frühestens nach Abschluß der Kassenverhandlungen zum 1. 
Januar 1992 sowie nach Vorlage der für Dezember er­
warteten Zwischenergebnisse der Wirtschaftsprüfung ge­
troffen werden. Der Senat geht davon aus, daß auch zu­
künftig die ambulante Pflege von AIDS- Patienten in Berlin 
von Sozialstationen und Pflegeprojekten geleistet \.rird. 

Zu 6. a) und b): Die Entscheidung darüber, ob in der 
ambulanten Schwerstpflege für AIDS-Kranke die Infusions­
therapie durchgeführt werden soll oder nicht, liegt aus­
schließlich in der Verantwortung des behandelnden Arztes. 

Der Vorstand der Kassenärztlichen Vereinigung Berlin ver­
tritt auf Anfrage der Senatsverwaltung für Soziales die 
Meinung, daß die Infusionstherapie bei HlV- und AIDS­
Kranken im Rahmen der häuslichen Krankenpflege eine 
delegierbare ärztliche Leistung sein kann, und zwar unter 
folgenden Voraussetzungen: 

- Der Patient muß über den Sachverhalt und die Risiken 
aufgeklärt sein und die Durchführung wünschen. 

- Der Patient muß in der Klinik oder durch den nieder­
gelassenen Arzt sorgfältig auf das Medikament ein­
gestellt sein. 

- Die Krankenpflegekraft muß über die anatomischen und 
pharmakologischen Fachkenntnisse verfügen. 

- Der behandelnde Arzt muß sich vor der Delegation 
dieser ärztlichen Tätigkeit von aer Fähigkeit der Kran­
kenpflegekraft persönlich überzeugt haben und sie 
regelmäßig kontrollieren. Die Krankenpflegekraft muß 
über ihren Anstellungsträger versichert sein. 

Ingrid Stahmer 
Senatorin für Sozial~s 



StPO §§ 94, 98, 119 Abs. 3 (Beschlagnahme von Briefen 
eines Untersuchungsgefangenen) 

Werden von der erkennenden Strafkammer während des 
laufenden Strafverfahrens Briefe des beschuldigten Unter­
suchungsgefangenen ohne Angabe der angewendeten Vor­
schriften ''beschlagnahmt", weil der Angeklagte sich darin 
zu verfahrensbedeutsamen Vorgängen äußere und der 
Briefinhalt auf eine unzulässige Beeinflussung von Zeugen 
schließen lasse, sind diese Vorgänge als Beschlagnahme­
beschlüsse gem. §§ 94 Abs. 2, 98 StPO und nicht als 
"Beschränkungen" i. S. d. § 119 Abs. 3 StPO in Form der 
Briefbeanstandung und des damit verbundenen Anhaltens 
zu verstehen. 

OLG Düsseldorf, Beschl. v. 15.L.1991 - 2 Ws 126 u. 127/91 

Aus den Gründen: 

Die StrK hat durch den angefochtenen Beschl. zwei Briefe 
des in Untersuchungshaft befindlichen Angekl. an die 
Familie N. und Frau P. mit der Begründung beschlagnahmt, 
der Angekl. äußere sich zu Vorgängen, die für das Ver­
fahren sein könnten. Durch den angefochtenen Beschl. hat 
die StrK einen (weiteren) Brief des Angekl. an die Familie 
N. beschlagnahmt, da der Briefinhalt auf eine unzulässige 
Beeinflussung von Zeugen schließen lasse. Die gegen diese 
BeschlUsse gerichteten Beschwerden des Angekl. sind 
begründet. 

Die angefochtenen Beschl. enthalten keine Angabe der 
angewendeten Vorschriften. Da sie von einer StrK erlassen 
worden sind und auf Beschlagnahme lauten, sind sie als 
Beschlagnahmebeschlüsse gemäß §§ 9L Abs. 2, 98 StPO und 
nicht als "Beschränkungen" i. S. d. § 119 Abs. 3 StPO in 
Form der Briefbeanstandung und des damit verbundenen 
Anhahens zu verstehen, die nach §§ 119 Abs. 6 Satz t, 
126 Abs. 2 S. 3 StPO unter die Zt.~ständigkeit des Vor­
sitzenden der StrK als Haftrichter fallen . Die 
Voraussetzungen des § 94 StPO für eine Beschlagnahme 
sind nicht erfüllt. 

Gegenstände dürfen nach § 94 StPO nur beschlagnahmt 
werden, wenn sie als Beweismittel fUr die Untersuchung 
von Bedeutung sein können. Beweisbedeutung ist gegeben, 
wenn die Möglichkeit nicht fernliegt, daß der Gegenstand 
für die Beweisfrage, sei es zur Be- oder Entlastung oder 
sonst fUr die Untersuchung, Bedeutung gewinnen kann (s. 
KK-Laufhütte, StPO, 1982, § 9L Rdnr. 6 u. 11). Den vor­
liegenden Briefen kommt indessen keine Beweisgeeignetbett 
im obigen Sinne zu, insbesondere auch nicht im Hinblick 
auf die Glaubhaftigkeit möglicher künftiger Zeugenaus­
sagen der Adressaten N. und P. Beweisbedeutung für solche 
Aussagen l<äme lediglich in Betracht, wenn der Inhalt der 
Briefe ergäbe, daß der Angekl. in unlauterer Weise (§ 112 
Abs. 2 Nr.3 Ut . b; vgl. KK-Boujong, StPO, 1982, § 112 

fi:AFTI\ECHT 
Rdnr. 35) auf die genannten Personen eingewirkt hat. Dies 
ist jedoch ni.cht der Fall, da die Briefe bisher nicht 
befördert worden sind. 

lm Verfahren auf Beschlagnahme eines Gefangenenbriefes 
kann das fUr die Beschlagnahmeentscheidung zuständige 
Gericht nicht prUfen, ob der Beförderung des Briefes 
nicht im übrigen § 119 Abs. 3 StPO entgegensteht; dies 
kann nur der nach § 119 Abs. 6 S. 1 StPO zuständige 
Richter (vgl. OC>H b. Pfeiffer, NStZ 1981, 9L). 

Mitgeteilt von VROLG Wolfgang Steffen. Düsseldorf. 

Entnommen aus Strafverteidiger , 11 . Jahrgang, Heft 10, 
Seite 473, Oktober 1991 

Art. 6 GG, § 80 Abs. 1 StVollzG (Schutz von Ehe und 
Familie im Rahmen des Strafvollzugs) 

a) Artikel 6 Abs. 3 GG betrifft solche Eingrüfe, die eine 
Trennung der Kinder von den Eltern zugunsten der 
Begründung eines staatlichen Erziehungseinflusses 
wegen elterlichen Erziehungsversagens zum Ziel haben, 
nicht jedoch die stets mit der Entziehung der Freiheit 
verbundene Trennung des Strafgefangenen von seiner 
Familie. 

b) Der aus Artikel 6 Abs. 1 G8 abzuleitenden Schutz­
pflicht des Staates für Ehe und Familie kommt auch im 
Haftvollzug besondere Bedeutung zu. Sie kann im 
Einzelfall den Anspruch von Ehegatten und Kindern auf 
Besuchsgelegenheiten auch außerllalb der allgemeinen 
Besuchstage begründen; sie begründet jedoch nicht 
einen Anspruch der Familienmitglieder, trotz einer ver­
hängten Freiheitsstrafe weiterhin mit dem Strafge­
fangenen zusammenzuwohnen. Vielmehr ist die Trennung 
von der Familie eine natürliche Folge des Freiheitsent­
zuges. 

c) Auf welche Weise der Schutz von Ehe und Familie 
unter den Bedingungen des Strafvollzuges verwirklicht 
wird, kann grundsätzlich der Gesetzgeber entsprechend 
seiner Gestaltmlgsfreiheit im Rahmen des Möglichen und 
Zurnutbaren unter angemessener Beachtung der Belange 
der Allgemeinheit bestimmen. 

d) Es ist nicht zu erkennen, inwiefern die Norm des § 80 
Abs. 1 StVollzG der Schutzpflicht des Staates nicht 
gerecht werden könnte. Dem Recht der Eltern (Art. 6 
Abs. 2 Satz 1 G:;) steht das staatliche Wächteramt 
gegenüber (Art. 6 Abs. 2 Satz 2 G:;}; es rechtfertigt, 
die Unterbringung eines Kindes in einer Justizvollzugs­
anstalt davon abhängig zu machen, daß diese Maß­
nahme auch im konkreten Fall dem Kindeswohl ent ­
spricht. Die elterlichen Rechte finden ihre Rechtferti­
gung letztlich allein im Bedürfnis des Kindes nach 
Schutz nnd Hilfe. Die Eltem haben daher keinen 
Anspruch darauf. daß die staatliche Gemeinschaft ihnen 
dem Kindeswohl abträgliche Leistungen ge'ollährt, nur 
weil sie selbst solche Leistungen verlangen. 

Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 27. Februar 
1989 - 2 BvR 573/88 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälli­
genhilfe, 40. Jahrgang, Heft 6, Seite 372, Dezember 1991 
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StVoll.zG §§ 11 Abs. 2, 109; StPO 244 Abs. 2 (Beurteilung 
der Mißbrauchsgefahr bei vorliegender Stellungnahme einer 
externen Therapeutin) 

1. Im Rahmen des Verfahrens über den Antrag auf ge­
richtliche Entscheidung hat das Gericht zu klären, ob 
die Behörde ihrer Entscheidung einen richtig und voll­
ständig ermittelten Sachverhalt zugrunde gelegt hat. 

2. Liegt eine Stellungnahme einer Psychologin, die den , 
Verurteilten seit einigen Jahren therapeutisch betreut 
hat, vor, so sind deren Beurteilungen über die Persön­
lichkeitsstruktur des Verurteilten und eine etwaige 
Mißbrauchsgefahr in die Entscheidung einzubeziehen. 
Die Berufung auf länger zurückliegende Straftaten und 
eine andere BeurteilliDg ist unzureichend, da in diesem 
Fall die Entwicklung des Verurteilten unberücksichtigt 
bleibt. 

KG, Beschl. v. 17.L..l991 - 5 \Vs 26/91 Vollz 
Sachve rnalt: 
Das LG hatte den Bf. zu einer Freiheitsstrafe von L. J. 
und 6 M. verurteilt und eine Unterbringung in der Siche­
rungsverwahrung angeordnet. Nachdem die Freiheitsstrafe 
vollstreckt worden ist, wird gegen ihn 1988 die Maßregel 
vollzogen. Seit dem Herbst 1987 befindet sich der Bf. in 
therapeutischer Behandlung bei der Diplom-Psychologin Z. 
Frau Z., eine externe Therapeutin, sucht ihn jeweils in 
der Vollzugsanstalt auf. Der Bf. hatte beantragt, ihm für 
die Therapiesitzungen Ausgänge zu gewähren. Er be­
hauptet, eine Psychotherapie könne nach etwa zwei bis 
drei Jahren im Strafvollzug nicht mehr erfolgversprechend 
weitergeführt werden, sondern bedürfe neuer Impulse, wie 
sie von Ausgängen und einer anderen Umgebung bei den 
therapeutischen Gesprächen zu erwarten seien. Der 
Anstaltsleiter hatte den Antrag abgelehnt . Den Antrag des 
Bf. auf gerichtliche Entscheidung hatte die StVK zurück­
gewiesen. Die Rechtsbeschwerde des Bf. führte zur Ver­
pflichtung des Leiters der ]VA den Bf. erneut zu 
bescheiden. 
Aus den Gründen; 
Bei der Erörterung der Frage, ob die Vollzugsbehörde die 
Versagung der beantragten Ausgänge zu Recht mit der Be­
fürchtung begründet hat, der Bf. werde diese Vollzugs­
lockerungen für eine Flucht oder neue Straftaten miß­
brauchen (§ 11 Abs. 2 StVollzG), is t die StVK zunächst 
von zutreffenden rechtlichen Grundsätzen ausgegangen. lm 
Einklang mit der höchstrichterlichen Rspr. (vgl. BGHSt 30, 
320 (= StV 1982, 262)) hat sie angenommen, daß sie die 
Einschätzung der Behörde nur in begrenztem Umfang zu 
überprüfen hatte, ihr aber auch im Rahmen dieser einge­
schränkten Prüfung zu klären oblag, ob die Behörde ihrer 
Entscheidung einen richtig und vollständig ermittelten 
Sachverhalt zugrunde gelegt hat. Was die Kammer hierzu 
in dem angefochtenen Beschluß ausgeführt hat, ist jedoch 
verfehlt. 
Nach den von der Kammer getroffenen Feststellungen hat 
der Anstaltsleiter zur Begründung seiner Entscheidung im 
wesentlichen auf die zahlreichen schwerwiegenden Vor­
strafen des Bf. und seiner dabei zutage getretenen 
Charaktermängel, auf ein Gutachten des Diplom­
Psychologen L. vom 7.1.1987 zur Persönlichkeitsstruktur 
des Bf. sowie auf dessen ablehnende Haltung zu einer 
Aufnahme in die Sozialtherapeutische Anstalt· hingewiesen. 
Außerdem hat er festgestellt , daß der Bf. mehrfach mit 
Disziplinarmaßnahmen belegt werden mußte und sich nicht 
ernsthaft um eine Berufsausbildung bemüht hat. Demgegen­
über hat er die seit dem Herbst andauernde Behandlung 
des Bf. durch die Diplom-Psychologin Z. nur am Rande er­
wähnt. Es heißt hierzu in dem Bescheid lediglich, auch 
nach Auffassung der Therapeutin sei noch von einem 
weiteren überdurchschnittlichen Behandlungszeitraum 
auszugehen, und eine Bewerbung um Aufnahme in die 
Sozialtherapeutische Anstalt sei dem Bf. im Einvernehmen 
mit der Therapeutin nahegelegt worden. Ob sich Frau z. 
auch dazu geäußert hat, wie hoch sie die Gefahr eines 
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Mißbrauchs von Vollzugslockerungen durch den Bf. ein­
schätzt, teilt der Bescheid mit keinem Wort mit. Während 
des Verfahrens vor der StVK hat der Anstaltsleiter als­
dann geäußert, er sei nicht verpflichtet, sich der Beur­
teilung der Persönlichkeit des Bf. durch dessen Thera­
peutin anzuschließen. Welchen Inhalt diese Beurteilung 
hat und aus welchen Erwägungen der Anstaltsleiter ihr 
nicht gefolgt ist, hat er auch jetzt noch nicht angegeben. 

Hiernach hat es die Vollzugsbehörde versäumt, alle für die 
Entscheidung wesentlichen Umstände zu ermitteln und in 
ihre Abwägung einzubeziehen. Die Straftaten des Bf., auf 
die der Anstaltsleiter hauptsächlich abgestellt hat, liegen 
lange Zeit zurück. Auch seit der Erstattung des Gutach­
tens durch den Diplom-Psychologen L. sind mehrere Jahre 
vergangen. Von ausschlaggebender Bedeutung für die jetzt 
zu treffende Entscheidung über die Bewilligung der bean­
tragten Ausgänge ist jedoch, wie sich die Persönlichkeit 
des Bf. seither entwickelt hat. Dies vermag in erster 
Linie seine derzeitige Therapeutin zu beurteilen, die diese 
Entwicklung in den letzten drei Jahren positiv zu beein­
flussen versucht und sie jedenfalls fachkundig bis in die 
jüngste Zeit beobachtet hat. Aus dem bei den Akten 
befindlichen Schreiben der Frau Z. vom 20.8.1990, das 
dem Senat auf eine ordnungsgemäß erhobene Aufklärungs­
rüge hin zugänglich ist, geht hervor, daß die Therapeutin 
bereits in einer Konferenz über die Fortschreibung des 
Vpllzugsplans für den Bf. im Herbst 1989 erklärt hat, sie 
halte das Mißbrauchsrisiko bei ihm nur noch für sehr 
gering. Dann aber durfte der Anstaltsleiter nicht davon 
absehen, vor der Entscheidung über den Antrag des Bf. 
auf Bewilli~ung der Ausgänge zunächst zu ermitteln, auf­
grund welcher Erkenntnisse und Erfahrungen im einzelnen 
die Therapeutin zu ihrer Einschätzung gelangt ist. Hiermit 
hätte er sich alsdann in seinem Bescheid auseinander­
setzen müssen, um so auch die Voraussetzungen für eine 
sachgerechte gerichtliche ÜberPrüfung· seiner EntscheidU!fg 
zu schaffen. Da es daran völlig fehlt, müssen der 
Beschluß der Kammer und der Bescheid des Anstaltsleiters 
aufgehoben werden. 
Bei der erneuten Prüfung der Mißbrauchsgefahr wird der 
Anstaltsleiter zu bedenken haben, daß die Weigerung des 
Bf., sich um die Aufnahme in die Sozialtherapeutische 
Anstalt zu bewerben, an Bedeutung verliert, wenn man 
berücksichtigt, daß seine Therapeutin, wie aus ihrem oben 
erwähnten Schreiben hervorgeht und wie ihm bekannt ist, 
seine Behandlung in dieser Teilanstalt für wenig erfolg­
versprechend hält. Der Hinweis auf die Disziplinarmaß­
nahmen ist ohne Ge\.ri.cht, solange hierzu keine Einzelhei­
ten mitgeteilt werden und dargelegt wird, warum die zu­
grunde liegenden Verfehlungen des Bf. die Mißbrauchsbe­
fürchtung stützen. Dies versteht sich nicht von selbst. 
Die fehlende Berufsausbildung mag später die Wiederein­
gliederung des Bf. behindern. Inwieweit sie für die Ent­
scheidung über die Ausgänge wesentlich ist, ist bislang 
jedoch nicht zu erkennen. 
Sollte im übrigen der Anstaltsleiter nach erneuter Prüfung 
die Mißbrauchsgefahr nunmehr verneinen, wird er im 
Rahmen des ihm dann zustehenden Handlungsermessens den 
Bf. nicht ohne zusätzliche Ermittlungen darauf verweisen 
können, daß es ihm freistehe, sich in der Teilanstalt lV 
therapeutisch behandeln zu lassen, und außerdem seine 
Behandlung durch Frau Z. in den Räumen der Vollzugsan­
stalt sichergestellt sei. Im Hinblick auf die erwähnte 
Stellungnahme der mit der Persönlichkeitsstruktur des Bf. 
vertrauten Frau Z. müßte zunächst geklärt werden, ob die 
Behandlung des Bf. in der Sozialtherapie tatsächlich ein 
geeigneter und ausreichender Ersatz für seine weitere 
Behandlung durch einen externen Therapeuten darstellt. 
Die Fortführung der Therapie in den Räumen der Vollzugs­
anstalt ist auch nach den Äußerungen der Therapeutin 
,."enig sinnvoll und aussichtsreich. 

Mitgeteilt von RA Olaf Heischel, Berlin 

Entn. aus Strafverteidiger, 11. Jahrg., Heft 12, S. 570,12/91 



§§ 11 Abs. 2, 13 Abs. 1, 115 Abs. 5 StVollzG (Zeitpunkt 
für die Überprüfung einer ablehnenden Urlaubsentschei­
dung) 

1. flir die rechtliche Charakterisierung von Rügen ist die 
wirkliche rechtliche Bedeutlmg des Rechtsbeschwerde­
angriffs maßgebend. wie er dem Sinn und Zweck des 
Vornringens entnommen verden kann. 

2. Der Vollzugsbehörde steht hinsichtlich des Vorliegens 
der gesetzlichen Urlaubshindernisse ein Beurteillmgs­
lmd 1\.ir die Urlaubsge..nihrung im übrigen ein Ermes­
sensspielraum zu (vgl. OC>HSt 30, 320). Die Strafvoll­
strecklmgskammer darf weder die Prognose der Voll­
zugsbehörde durch ihre eigene ersetzen noch nach 
Verneinung des Urlaubshindernisses das der Vollzugs­
behörde eingeräumte Ermessen selbst ausUben. 

3. Für die gerichtliche Überprüfung einer ablehnenden 
Urlaubsentscheidung ist der Zeitpunkt der letzten zur 
Oberprüfung gestellten Verwaltungsentscheidung maß­
gebend (vgL OLG Celle NStZ 1989, 198). 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 13. November 
1990 - 1 Votlz (Ws) 70/90 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälli­
genhilfe, LO. Jahrgang, Heft t. . Seite 243, August 1991 

§ 27 StVollzG (Voraussetzungen und Modalitäten der 
Besuchsüberwachung) 

1. Die strengeren Voraussetzungen 1\.ir ein Besuchsverbot 
gemäß § 25 StVoll.zG gelten nicht 1\.ir die Überwachlmg 
der Besuche gemäß § 27 StVo~ 

2. Mißbrauchsgefahr kann bereits vorliegen, wenn diese 
durch die der Verurteilung zugJ:UDdeliegende Tat indi­
ziert ist und der Verurteilte sich von der Tat noch 
nicht distanziert bat. 

3. Polizeibeamte können als Sachverständige zur Besuchs-
Uberwachlmg hinzugezogen werden. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 2. Aug. 
1990 - 1 \'ls 180/90 -

Entnommen aus Zeitschrift _ für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 40. Jahrgang, Heft 3, Seite 185, Juni 1991 

Nr. 86 VV Jug (Konsum von Haschisch als Pflichtenver­
stoß) 

Der Konswn von Haschisch im Jugendstrafvollzug ist ein 
schwerer Pflichtenverstoß, der eine Disziplinarstrafe von 
sieben Tagen Arrest rechtfertigt. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Frankfurt a . M. vom 20. 
Juli 1989 - 3 VAs 18/89 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälli­
genhilfe, 40. Jahrgang, Heft 5, Seite 310, Oktober 1991 

§ 113 Abs. 3 StPO, Nr. 40 Abs. 2 WollzO (Fernseher in 
Untersuchungshaft) 

Bei langer Untersuchungshaft sind' Besitz und Verwendung 
eines batteriebetriebenen Kleiostfernsehgeräts mit Flüssig­
kristall- Bildschirm unter den allgemein in der Vollzugs­
anstalt geltenden Bedinglmgen gestattet. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 2. April 
1990 - 3 \'is 60/90 -

Anmerkung der Schriftleitung: 

Nach Auffassung <j.es Senats kann der Kontrollaufwand die 
Versagung der Genehmigung nicht rechtfertigen. Ein 
etwaiger Mißbrauch könne durch Siegellack auf den 
Gehäuseschranken verhindert werden. Dies stelle bei 
langer Untersuchungshaft einen zurnutbaren Kontrollaufwand 
für die Vollzugsanstalt dar (vgl. auch OLG Düsseldorf, StV 
1985, 22; OLG Koblenz - 1. Senat -, NStZ 1983, 331 -
anders dagegen OLG Koblenz - 2. Senat -, NStZ 1983, 332 
m. Anm. Boujong, OLG Nümberg, StV 1990, 117). 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug l.IDd Stra.ffälli­
genhilfe, 40. Jahrgang, Heft 5. Seüe 311, Oktober 1991 

§ 54 Abs. 1 StVollzG (Recht auf Teilnahme am Gottes-
dienst) · 

Durch § 54 Abs: 1 StVollzG ist die Verweisung auf den 
Gottesdienst eines anderen Bekenntnisses nicht gedeckt. 
Das Recht des Gefangenen auf Teilnahme an religiösen 
Veranstaltungen seines Bekenntnisses stellt eine Mindest-;-·. 
garantie dar, die auch aus vollzugsorganisatorischen 
Gründen nicht in ihrem Wesensbestand -angetastet werden 
darf. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom 15. August 
1990 - 1 Ws 225/90 (StrVollz) -

Entnommen aus Zeitschrift 1\.ir Strafvollzug und StraWilli­
genhilfe, 40. Jahrgang. Heft !., Seite 247. August 1991 

§ 29 StVollzG (Generelle Überwachung des Schrtftverkehrs) 

1. Es ist nicht ermessensfehlerbaft, wenn in der JVA F., 
in der, wie gerichtsbekannt ist, besonders viele ge­
lahrliche Gefangene ihre Straftaten verbüßen, die 
generelle Überwachung des Schriftvechsels angeordnet 
wird. 

2. Dies gilt auch für Behördenpost, da die Gefahr besteht, 
daß Umschläge kopiert, benutzte, nach draußen ver­
brachte ~ge wiederverwendet oder Fensterum­
schläge verwendet werden, um den Eindruck zu er­
wecken, der Absender sei eine Behörde. 

3. Auch die bloße SichtkontroLle in Gegenvart des Gefan­
genen reicht zur Verhinderung von Mißbräuchen - wie 
gerichtsbekannt - nicht aus. 

Beschluß des Hanseatischen Oberlandesgerichts Harnburg 
vom ]. Januar 1991 - 3 Vollz (\'is) 60/90 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 40. Jahrgang, Heft 3, Seite 185, Juni 1991 

§§ 51 StVollzG, 88 Abs. 2 Nr. 8 BSHG (Überbrückungsgeld 
flir Strafgefangene und Hilfe zum Lebensunterhalt) 

Das Überbrückungsgeld nach § 51 StVollzG ' ist bei der 
Gewährlmg von Hilfe zum Lebensunterhalt in voller Höhe 
bedarfsmindernd zu berücksichtigen. 

Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 21. Juni 1990 
- 5 c 64/86 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälli­
genhilfe, ~0. Jahrgang, Heft 4, Seite 248. August 1991 
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OLG Hamm: 
DAH-Broschüre zum 

Teil vollzugsfeindlich 

Broschüre der Deutschen AIDS-Hilfe "Positiv, was nun?" muß nicht ausgehän­
digt werden. 

Beschluß des OLG Hamm vom 25.9.1991 - 1 Vollz (Ws) !ü/ 91 

Aus den Gtünden: 

"Die Vollzugsbehörde braucht es im Hinblick auf § 70 Abs. 2 StVollzG nicht 
hinnehmen, daß eine im medizinischen Teil sehr gut dargestellte Information 
mit dem vollzugsfeindlichen Teil über Rechtsberatung in den Vollzug gelangt. 
die teilweise falsch oder irreführend ist und nur zu ablehnendem Verhalten 
von Gefangenen führt, die überdies die teilweise Unrichtigkeit der juristischen 
Ratschläge nicht erkennen ... Darüberhinaus kann der Betroffene nicht ein­
wenden, die Rechtsberatung kranker Gefangener sei unzureichend und daher 
der beanstandete Teil trotz aller Meinungsunterschiede von der Vollzugs­
behörde zu tolerieren. Einem möglichen Mißstand könnte nämlich durch die 
hier in Rede stehende Broschüre nicht angemessen abgeholfen '"erden. Über­
dies hat der Leiter der Vollzugsanstalt in ausreichender Weise Informationen 
zum Strafvollzugsgesetz und die Hausordnung der Justizvollzugsanstalt 
Geldern, die sich am 'Strafvollzugsgesetz orientiert, ausgelegt." 

Auch die Deutsche AIDS-Hilfe will 
nicht, daß Gefangene falsch oder 
irreführend über ihre Rechte infor­
miert werden. Das war für uns auch 
der Grund, warum wir in Zusammen­
arbeit mit dem Strafvollzugsarchiv 
der Universität Bremen den Rechts­
teil mit den Musterbegründungen des 
Strafvollzugsarchivs versehen haben. 
Besonders erstaunt hat uns, daß das 
OLG Hamm gerade diese Punkte als 
kritisch und vollzugsfeindlich be­
zeichnet hat, die in einem Urteil aus 

Rheinland-Pfalz (OLG Zweibrücken) 
nicht beanstandet worden sind. 

In der ersten Instanz hatte das 
Landgericht 1\leve entschieden, daß 
die Broschüre keinerlei vollzugsfeind­
lichen Tendenzen enthält und auch 
sonst nichts, was das Verteilen in 
der Anstalt verhindern könne. 
Na türlieh müssen wir darauf 
reAgieren. Im Laufe dieses Jahres 
wird eine Neuauflage der Broschüre 
"Pos~tiv, was nun?" erscheinen, In 

ZENTRALE BERATUNGSSTELLE 
DER FREIEN STRAFFÄLLIGENHILFE BERLIN 

dieser Broschüre werden die vom OLG 
Hamm beanstandeten Zeilen geändert . 

Erfreulicherweise hat z . B. das Bun­
desland Berlin ausdrücklich erklärt, 
daß in Kenntnis des OLG Hamm Urteils 
trotzdem in Berlin die Broschüre 
weiter verteilt werden kann. Dem 
Verbot der Broschüre haben sich nur 
angeschlosse11 die Bundesländer 
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg 
und Nordrhein- Westfalen. Erstaunt 
hat uns vor allen Dingen, daß das 
OLG Hamm nicht wie es im 
Gerichtsverfassungsgesetz vorge­
schrieben ist, wenn es in der Ent­
scheidung gegenüber dem OLG Zwei­
brücken ab,.,reichen will - die Ent­
scheidung dem Bundesgerichtshof 
vorgelegt, sondern einzig und allein 
für sich entschieden hat. 

Das OLG Hamm ist für seine rückstän­
digen und völlig weltfremden Urteile 
bekannt. Zum Glück sind nicht alle 
Oberlandesgerichte so, aber in Nord­
rhein-Westfalen werden eben alle 
Urteile der ersten Instanz in Straf­
vollzugssachen vom OLG Hamm ent­
schieden. 

Michael Gähner 
Deutsche AIDS-Hilfe e . V. 

Arbeiterwohlfahrt- Landesverband Berlin e. V. 
Caritasverband für Berlin e. V. 

Diakonisches Werk Berlin - Brandenburg e. V. 
Straffälligen· und Bewährungshilfe Berlin e. V. 

' . 

Wir beraten 
- Straffällige 
- inhaftierte 

Bundesallee 42, W-1000 Berlin 31, Telefon 86 05 41 

Fahrverbi.p.dungen: 

- Haftentlassene 
- von Inhaftierung bedrohte Personen 
- Angehörige, Freunde und Bekannte 
bei 
- persönlichen Problemen 
- Entlassungsvorbereitungen 
-rechtlichen Problemen (z. B. Sozialhilfe) 
-der Wohnungssuche 
- finanziellen Problemen 
- Überschuldung (Schuldenregulierung) 
- Geldstrafen 
- Problemen mit der Arbeit 
Zusätzlich bieten wir sozialtherapeutische 
Gespräche und Gruppen an 
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V-Bahnlinien 7 und 9 (U-Bahnhof Berliner Straße) 
Buslinien 104 und 204 

Beratung in der Zentralen Beratungsstelle: 
Mo, Do, J:lr 9.00 bis 13.00 Uhr 
Di 16.00 bis 18.00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Telefonische Beratung: 
Mo, Do 9.00 bis 16.00 Uhr, Di 9.00 bis 18.00 Uhr 
Fr 9.00 bis 14.00 Uhr 

Beratung in' den Haftanstalten des Landes Berlin: 
Nach Vereinbarung schriftlich, telefonisch bzw. 
über ihre(n) Gruppenleiter(in) oder über "Vormelder". 
Mo, Di, Do - Justizvollzugsanstalt Tegel 
Mo, Do - Jugendstrafanstalt Berlin (Plötzensee) 
Mo, Di - Vollzugsanstalt für Prauen (Plötzensee) 

Informationsbroschüre "wohin, was tun?" unbedingt anforderni 



Buch 
Verlag Kiepenheuer & Witsch 
Rondorfer Straße 5 
W-5000 Köln 51 

Ri.ta SüssmU[h/Konrad Weiss 

Dialog in Deutschland 

Konrad Weiss, DDR-Revolutionär der 
ersten Stunde, Teilnehmer des Runden 
Tisches und Bundestagsabgeordneter 
von Bündnis 90/Grüne, hat viele 
Monate lang einen Dialog mit der 
Präsidentin des Deutschen Bundes­
tages, Rita Süssmuth, über die Ver­
änderungen in Deutschland seit dem 
Mauerfall geführt. Dabei ging es vor 
allem um Themen des Vereinigungs­
prozesses: 

- \'/elche Bedeutung besitzt die ge­
meinsame Schuld, die das deutsche 
Volk im Nationalsozialismus auf sich 
geladen hat, für ein zukünftiges 
Deutschland? 

- Welche spezifischen Werte, Tradi­
tionen und Erfahrungen können die 
Bundesrepublik und die ehemalige 
DDR in das neu entstehende Deutsch­
land einbringen? 

- Welche Chancen und Gefahren 
liegen in dem Aufelnanderzugehen der 
beiden Staaten mit ihrer unterschied­
lichen Geschichte? 

- Wie groß ist die Notwendigkeit 
einer Verfassungsdebatte? 

Durch die im Abstand von einigen 
Monaten geführten Gespräche seit 
September 1990 im Berliner Reichs­
tagsgebäude und in Bonn entsteht ein 
lebendiges Bild vom rasanten Tempo 
des Vereinigungsprozesses und seiner 
Etappen. 

Verlag Kiepenheuer & Witsch 
Rondorfer Straße 5 
W-5000 Köln 51 

Theodor Plievier 

Moskau 

-rdh-

Der zweite Band der Kriegstrilogie 
von Plievier schildert den Ausbruch 
des det~.tsch-sowjetischen Krieges 
1941 auf beiden Seiten: den wahn­
witzigen Versuch der deutschen 
Armeen, Moskau • einzunehmen und 
den Widerstand der sowjetischen 
Truppen, die in einen völlig unvor­
bereiteten Angriff hineingezwungen 
wurden. 

"Moskau" ist ein ebenso literarisches 
wie dokumentarisches Werk von ein­
zigartigem Rang. Plievier zeigt das 
Aufeinanderprallen zweier totalitärer 
Systeme. "wie auf der Straße Stalins. 
auf der Straße Hitlers, auf der 
Straße des großen Khan der ~lensch 
nichts mehr gilt". 

1941 als Emigrant in der Nähe von 
Moskau lebend, hat der Autor das 
Elend dieses Krieges miterlebt. 
Damals begann er Material für das 
Buch zu sammeln, die Zensur jedoch 
erlaubte nicht, das Buch in Moskau 
zu Ende zu schreiben. Das war erst 
zehn Jahre später möglich als Plie­
vier in den Westen kam. Heute, 50 
Jahre danach, gibt es kein histori­
sches oder literarisches Werk, das 
mit solcher Authenzität und Eindring­
lichkeit ein Büd dieses Krieges ver­
mittelt. 

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
W-8000 München 19 

Susan Kay 

Das Phantom 

-rdh-

Wer war das "Phantom der Oper"? 
Wer verbarg sich hinter dieser Er­
scheinung wirklich? Ein Mensch, ein 
Magier, ein Monster? 

Susan Kay hat das Lebensgeheimnis 
des legendären "Phantoms der Oper" 
enthüllt. Zum ersten Mal wird das 
ganze Leben jenes Mannes erzählt, 
der die Pariser Gesellschaft erzittern 
ließ. Das Phantom ist Wahrheit und 
F'antasy, Roman und Historie zu­
gleich - verwoben zu einem drama­
tischen, spannungsgeladenen Kunst­
werk, das die Autorio hervorragend 
gestaltet hat. 

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
W-8000 München 19 

Daphne Du Maurier 

Die Frauen von Plyn 

- rdh-

]anet Coombe träumt von kühnen 
Abenteuern, wenn sie auf den wind­
umtosten Klippen Comwalls steht. 
Doch sie ist an Haus und Familie ge­
fesselt. Ihren ungestümen Geist ver­
erbt sie ihren Kindem und Enkeln -
bis er in der Urenkelin ]ennifer Er­
lösung findet. 

Mit der ihr eigenen EinfUhlungsgabe 
erzählt Daphne Du Maurier die über 
100 Jahre reichende Geschichte einer 
Schiffsbauerfamilie, in deren Mittel­
punkt die starken F'rauen von Plyn 
stehen. 

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
W-8000 'München 19 

Helmut A. Müller 

Die Gegenwart der Zukunft 

-rdh-

Noch nie zuvor war die Zukunft so 
sehr brisante Gegenwart wie heute. 
Die Zukunftsplanung ist von den 
rigorosen, unerwarteten Veränderun­
gen im Ostblock wie von den Vor­
gängen in der Golfregion völlig über­
rumpelt worden und muß unverzüg­
lich einen Neuansatz suchen. 

Namhafte Wissenschaftler aller wich­
tigen Bereiche haben die Frage un­
tersucht, wie die Zukunft in der Ge­
genwart, also heute und ohne weite­
ren Verzug, in den Griff zu 
bekommen und zu retten wäre. 

-rdh-
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